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Tarifflucht bei Karstadt 

Mit einem Tarifausstieg 
will der Milliardär Berg¬ 
gruen den Konzern auf 
Maximalprofit trimmen. 
Seite s 


Offen, bunt, antifaschistisch 

2 ooo Schüler und Lehrer gedach¬ 
ten beim Solinger Sternmarsch 
des rassistischen Brandanschla¬ 
ges. Gespäch mit Nuria Cafaro. 
Seite 5 


Mobbing mit Se¬ 
gen des Chefs 

Ein „Bossing“-Bei- 
spiel aus der arbei¬ 
terbewegten AWO. 
Seite 12 
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Blockupy-Demonstration: Anticapitalista! 

Staatlicher Terror gegen friedliche Demonstration 


E in bisschen ist Blockupy/Occupy 
in diesem Jahr erwachsen gewor¬ 
den. Nicht nur, weil bei den Vor¬ 
bereitungen der diesjährigen Protest¬ 
tage die verschiedenen Erfahrungen 
und Haltungen der daran beteiligten 
linken Gruppierungen mit einflossen, 
sondern auch weil die Vorstellungen, 
wer die Adressaten der Proteste sein 
sollen, konkreter geworden sind. 

Die internationale Großdemons¬ 
tration am Samstag, die als zentraler 
Teil der Proteste gedacht war, begann 
bunt, fröhlich und voller Kraft. Die 
Deutsche Bank, das Finanzkapital, 
das kapitalistische Wirtschaftssystem 
als Ganzes, die Hunger-Spekulation, 
die Wohnungsverhältnisse im Kapita¬ 
lismus - das alles wurde benannt, in 
vielen Variationen. 

Die DKP München hatte ein brei¬ 
tes Transparent mitgebracht, dessen 
Inhalt auf große Zustimmung stieß: 
„Deutsche Bank enteignen, Finanz¬ 
märkte entmachten!“ Genossinnen 
hatten DKP-Fahnen dabei. Auch Fah¬ 
nen der Europäischen Finken waren 
zu sehen - denn unser Kampf ist in¬ 
ternational und dieser Internationa¬ 
lismus beschränkt sich nicht auf eini¬ 
ge ausgesuchte Fänder. Er macht in 
Europa nicht Halt! 


Einige Genossinnen der SDAJ liefen 
vorne mit uns mit. Rot war die Haupt¬ 
farbe im gesamten Demo-Zug und es 
gab auch wieder witzige Sprüche wie 
„Der Sch€in trügt!“ und „System Er¬ 
ror!“, „Das System ist Banane!“ ... Es 
war eine Riesenstimmung und die 
brauchen wir, um auf lange Sicht wei¬ 
terzumachen. 

Und dann auf einmal: Stopp! Die Po¬ 
lizei war nach den ersten vier Reihen 
in den vorne laufenden antikapitalis¬ 
tischen Block hineingestoßen und kes¬ 
selte etwa 1 000 Menschen ein. Ihre 
Begründung: Passive Bewaffnung und 
Vermummung. Wenn jemand eine 
Sonnenbrille trägt oder eine Fahne 
an einer Fahnenstange, dann ist das 
also Grund genug, einen Demonstra¬ 
tionszug mit fast 20 000 Menschen zu 
stoppen und für neun Stunden stehen 
zu lassen, ohne Wasser, Essen und To¬ 
iletten. 

Und als Schlimmstes: Die Leute im 
Kessel, inklusive begleitende Jour¬ 
nalisten und Rechtsanwälte, wurden 
als „Straftäter“ bezeichnet, mit Pfef¬ 
ferspray besprüht und mit Schlagstö¬ 
cken traktiert. 200 wurden - zum Teil 
schwer - verletzt. Personalien wurden 
in einem endlos langen Prozess auf¬ 
genommen. 


Da werden Erinnerungen an ganz 
andere Verhaltensweisen der Polizei 
wach: Am 1. Mai durften die Nazis in 
Hanau zwei Stunden lang unangemel¬ 
det in der Stadt demonstrieren und 
dabei mit Sand gefüllte Handschuhe 
zum besseren Schlagen tragen, ohne 
dass ihnen diese aktive Waffe von der 
Polizei weggenommen wurde. 

In den 9 Stunden Stillstand - etwas, 
das auch wir noch nie so erlebt ha¬ 
ben - machten die Demonstranten 
das Beste aus ihrer Situation: Alle 
Redebeiträge, die auf der Abschluss¬ 
kundgebung gehalten werden sollten, 
wurden eben direkt vor Ort gehalten. 
Es gab immer wieder Infos zur Lage 
im Kessel. Die dort teilweise schwer 
verletzten Menschen wurden von Sa¬ 
nitätern an den Lautsprecherwagen 
verarztet. Es wurde diskutiert, spä¬ 
ter sogar getanzt ... Alleine gelassen 
wurden die Eingekesselten jedenfalls 
nicht. 

Alle haben gemerkt, dass sie Zusam¬ 
menhalten müssen - eine Haltung, 
um die sich unsere Partei seit jeher 
bemüht. 

Bei den Verhandlungen mit der Polizei 
wurden alle Angebote der Demonstra¬ 
tionsleitung abgelehnt, sogar der Kom¬ 
promiss, auf der abgeänderten Demo- 


Route zu laufen im Gegenzug zur Auf¬ 
lösung des Kessels. 

Das Ganze war politisch so gewollt, die 
Demo sollte nicht stattfinden. Das hat 
Innenminister Rhein zu verantworten. 
Erklärbar so: Der sozialdemokratische 
Oberbürgermeister Feldmann, der sich 
für die neue Demonstrationsroute, vor¬ 
bei an der EZB, eingesetzt hatte, hat in 
der letzten Zeit einige linkere Akzente 
gesetzt - sowohl in der Wohnungspoli¬ 
tik als auch bei dem Naziaufmarsch am 
1. Mai. Für Rhein, der die rechte Poli¬ 
tik von Roland Koch weiterführt, war 
das mit Sicherheit ein Dorn im Auge, 
zumal Feldmann bei der Stichwahl um 
das Oberbürgermeisteramt 2012 gegen 
ihn gewann. Kann sein, dass Rhein hier 
mal Macht demonstrieren wollte - po¬ 
litisch hat er allerdings dabei keinen 
Zentimeter gewonnen. 

Juristisch wird der Samstag ein Nach¬ 
spiel haben - das Demonstrationsrecht 
ist einem Maße verletzt worden, wie 
wir es uns alle nicht vorgestellt haben. 
Der kapitalistische Staat sieht das sich 
bildende Bewusstsein um das Warum 
von Ausbeutung und Krieg mit Furcht 
und Ablehnung. Er reagiert mit Ge¬ 
walt. Sollen sie sich ruhig weiter fürch¬ 
ten, Blockupy kommt wieder! 

Bettina Mandellaub 


Thema der Woche 


Blockupy 2013 

Bereits am Donnerstag reisten Teil¬ 
nehmerinnen an. Doch auch in diesem 
Jahr wurden Busse, die nach Frankfurt 
fuhren, von der Polizei teilweise stun¬ 
denlang festgehalten, durchsucht, Per¬ 
sonalien aufgenommen. In Frankfurt 
selbst wurden die Nebeneingänge des 
Hauptbahnhofs geschlossen, in der In¬ 
nenstadt auch Eingänge zur U- und 
S-Bahn. Schon im Vorfeld der Block¬ 
upy-Aktionen zeigte die Polizei mas¬ 
sive Präsenz. 

Mit brutaler Gewalt, die Hessens In¬ 
nenminister Rhein (CDU) und die Po¬ 
lizeiführung auch nachträglich recht- 
fertigen, ging die Polizei dann am 
Sonnabend gegen gegen die Teilneh¬ 
merinnen und Teilnehmer der Block- 
upy-Demo vor. 

Seite 8 und 9, 
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Richtungsweisender 

Beschluss 

Unter Berücksichtigung aller bisheri¬ 
gen Grundgesetze, aber ohne nennens¬ 
werte Grundsätze, sprechen wir uns mit 
aller Entschlossenheit, vorsichtig ab¬ 
wägend, dennoch konsequent, und wie 
immer offen für Änderungen, auf jeden 
Fall jedoch unbeirrbar kämpferisch, 
trotzdem geradezu einfühlsam zurück¬ 
haltend - für eine Empfehlung an den 
Bundestag aus, eine kleine Anregung 
in den Raum zu stellen - dies selbst¬ 
verständlich keinesfalls fordernd - die 
möglicherweise den Wunsch hätte zu 
prüfen, ob nicht ein neues Verbotsver¬ 
fahren gegen die NPD eingeleitet wer¬ 
den kann. Auf jeden Fall aber mit aller 
Härte gegen die Partei „Die Linke“. 

Werner Lutz 


Aktionstag in Riesa 
abgesagt 

Die VVN-BdA hat wegen Hoch¬ 
wasser- und Katastrophenalarm 
in Sachsen ihren für den 8 . Juni 
geplanten Aktionstag gegen die 
„Deutsche Stimme“ abgesagt. 
Aber: Aufgeschoben ist nicht Auf¬ 
gehoben! Die Organisatorlnnen er¬ 
klärten mit, dass sich die NPD aber 
auch das Landratsamt Meißen zu 
früh freuen, wenn sie denken, das 
Anliegen der Antifaschistinnen 
habe sich damit in Luft aufgelöst. 
„Wir werden im Spätsommer in 
Riesa auf die Straßen gehen, unser 
Anliegen vor das Gebäude der NPD- 
Parteizeitung bringen und die Hüt¬ 
te dicht machen“, teilte ein Spre¬ 
cher mit. 


Solidarität mit den 
Demonstrierenden 
in der Türkei 

In einem Schreiben an das ZK der 
Türkischen Kommunistischen Par¬ 
tei übermittelte Günter Pohl, Mit¬ 
glied des Sekretariats des PV der 
DKP und Leiter der Internationalen 
Kommission, der TKP sowie den 
Demonstranten auf dem Taksim 
Platz und in den Straßen von Besik- 
tas in Istanbul die uneingeschränk¬ 
te Solidarität der DKP. 


Zum Teufel mit Erdogan! - Zum Teufel mit der Troika! 

Wachsende Proteste gegen die Regierung in der Türkei - europaweiter Aktionstag am Sonnabend - fast 100 Demonstrationen auf der iberischen Halbinsel 


Von der Türkei bis zur iberischen 
Halbinsel sind in den vergangenen 
Tagen viele Tausend Menschen auf 
die Straße gegangen. In Istanbul wur¬ 
de aus dem lokalen Widerstand ge¬ 
gen den Bau eines Einkaufszentrums 
mittlerweile heftiger politischer Pro¬ 
test gegen die Regierung Erdogan und 
die AKP Der Rücktritt der Regierung 
wird gefordert, die Menschen wenden 
sich gegen den zunehmenden Abbau 
politischer Rechte und die Islamisie- 
rung des Landes. 

Die Polizei versuchte in den vergange¬ 
nen Tagen immer wieder die Protest¬ 
aktionen zu unterbinden. Dabei wurde 


auch der Tod von Menschen in Kauf 
genommen. 

In anderen Ländern gab es dagegen 
neue Aktionen gegen die Austeri- 
tätspolitik. Während in Frankfurt am 
Main am vergangenen Sonnabend die 
Polizei Demonstrierende einkesselte 
und mit extremer Gewalt gegen Teile 
der Blockupy-Demonstration vorging, 
folgten dem Aufruf für einen interna¬ 
tionalen Protesttag gegen die Sparpo¬ 
litik der Troika (EU-Kommission, In¬ 
ternationalen Währungsfonds und Eu¬ 
ropäischer Zentralbank) vor allem in 
Spanien und Portugal viele Menschen. 
Allein auf der iberischen Halbinsel 


fanden fast 100 Demonstrationen statt. 
In der portugiesischen Hauptstadt Lis¬ 
sabon und in anderen Großstädten des 
Landes gingen am Sonnabend Tausen¬ 
de auf die Straße. Sie zogen zum von 
der Polizei abgeriegelten Büro des In¬ 
ternationalen Währungsfonds (IWF) 
und forderten - neben einem Ende 
des EU-Spardiktats - auch den Rück¬ 
tritt von Ministerpräsident Pedro Pas- 
sos Coelho und seiner konservativen 
Regierung. Zur Aktion hatte die Be¬ 
wegung „Que se fixe a troika“ („Zum 
Teufel mit der Troika“) aufgerufen. 
An den Demonstrationen im Lande 
beteiligten sich die PCP und andere 


linke Parteien ebenso wie die größte 
portugiesische Gewerkschaft CGTP. 
Die Beteiligung war zwar dieses Mal 
geringer als bei den Protestaktionen 
im März. Damals gingen etwa 1,5 Mil¬ 
lionen Menschen auf die Straße. In 
Analysen wird aber darauf verwiesen, 
dass nicht wenige Menschen - und 
nicht nur in Portugal - frustriert dar¬ 
über sind, dass ihre Forderungen von 
den Regierenden missachtet werden 
und statt dessen Renten und Gehäl¬ 
ter gekürzt, die Arbeitszeit erhöht und 
aktuell 30 000 Beschäftigte des Öffent¬ 
lichen Dienstes entlassen werden soll¬ 
ten. Die CGTP ruft jetzt zu einem Ge¬ 


neralstreik am 27. Juni auf und dieses 
Mal wird wahrscheinlich auch die so¬ 
zialdemokratische UGT mitmachen. 
In Madrid zogen die Demonstranten 
zur Vertretung der EU-Kommission. 
Sie machten die Troika für die wirt¬ 
schaftliche Lage ihres Landes verant¬ 
wortlich und wandten sich gegen die 
eigene konservative Regierung. De¬ 
ren Chef Rajoy will innerhalb von drei 
Jahren 150 Milliarden Euro einsparen. 
Auch in Frankreich und Italien waren 
an diesem Tag Proteste geplant. 

Dass europaweiter gemeinsamer Wi¬ 
derstand möglich ist, zeigte auch die¬ 
ser Aktionstag. nh 
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Castkolumne von Volker Metzroth 

Amoklauf bei Burger King 


Von Zustimmung bis Ablehnung 

Reaktionen auf den Tarifabschluss der IG Metall 


Hätte es noch eines Exempels dafür 
bedurft, dass Kapital mit entspre¬ 
chendem Profit kühn wird, es wäre 
jetzt bei Burger King statuiert wor¬ 
den. Genauer gesagt in 91 Filialen 
mit 3 100 Beschäftigten, die der Mul¬ 
ti an den Franchise-Nehmer Yi-Ko 
Holding verkauft hat. Dahinter ste¬ 
hen ein Ergün Yildiz aus Stade und 
ein Alexander Kobolov, der in Russ¬ 
land ein Netz von Burger-King-Fili- 
alen besitzt. Laut der Gewerkschaft 
Nahrung-Genuß-Gaststätten (NGG) 
stehen jetzt „alle Signale auf Sturm. 
Der neue geschäftsführende Gesell¬ 
schafter Ergün Yildiz versucht offen¬ 
sichtlich, die Betriebsratsstrukturen 
zu zerschlagen“. 

Laut NGG und Medien sollen u.a. 
alle Betriebsvereinbarungen einsei¬ 
tig gekündigt, die Dienstpläne nicht 
mehr von Betriebsräten kontrolliert 
und die Arbeitszeit für Betriebsrats¬ 
sitzungen nicht mehr bezahlt werden. 
Man könnte meinen, dass hier zwei 
durchgeknallte Kapitalisten türki¬ 
sche oder postsozialistische russische 
Verhältnisse in Deutschland einfüh¬ 
ren wollen. Legal, illegal, scheißegal, 
Hauptsache Profit. 

Aber das griffe viel zu kurz, ist doch 
die Systemgastronomie großteils eine 
der Domänen prekärer Arbeit und 
Missachtung der Beschäftigtenrech- 
te. Hartz IV ist eines der Mittel, das 
Menschen zwingt, dort zu arbeiten. 
Mit einigem Erfolg wehren sich aber 
immer mehr Beschäftigte mit der 
Gewerkschaft NGG, „gründen“ z.B. 
Betriebsräte. Vielfach gegen Zucker¬ 
brot und Peitsche, Bestechungsversu¬ 
che und Mobbing bis hin zur Schlie¬ 
ßung ganzer Filialen. Die NGG kün¬ 
digt hier jetzt juristische Schritte an, 
an der Rechtswidrigkeit des o.g. Vor¬ 
gehens zweifelt niemand ernsthaft. 
Aber solche Verfahren können Jahre 
dauern, Jahre, in denen einzelne Akti¬ 



vistinnen Druck und Mobbing ausge¬ 
setzt sein können, dem nicht jede(r) 
gewachsen sein mag. 

Wo kleine Belegschaften nur be¬ 
grenzt Gegendruck aufbauen kön¬ 
nen, wo aber die öffentliche Mei¬ 
nung Kaufentscheidungen mitprägt, 
da ist öffentliche Solidarität eine Hil¬ 
fe. Die Liste der 91 Filialen liegt vor. 
Proteste nutzen aber vor jeder Bur- 
ger-King-Bude. Schließlich kann ein 
Franchise-Geber, der ansonsten alles 
zu 100 Prozent vorschreibt, vom Wa¬ 
renangebot über die Ausstattung bis 
zur Arbeitskleidung, nicht so tun, als 
könne er keinen Einfluss auf die Ein¬ 
haltung von Gesetzen nehmen. Auch 
wenn viele die Antwort kennen, ist 
gerade in Wahlkampfzeiten zu fragen, 
warum z.B. einem Hartz-IV-Opfer, 
das mehrfach beim Schwarzfahren er¬ 
wischt wird, Knast droht, Kapitalisten 
aber ohne ernstlich Konsequenzen zu 
befürchten das Betriebsverfassungs¬ 
gesetz und andere missachten kön¬ 
nen. Und noch ’ne Frage ist zu stellen: 
Warum sollen sich arbeitende Men¬ 
schen mit einem System abfinden, in 
dem Kapitalisten glauben, mit einem 
Federstrich beseitigen zu dürfen, was 
an sozialem Fortschritt und Rechten 
von Belegschaften und Gewerkschaf¬ 
ten mühsam erkämpft wurde? 


Eine Liste der betroffenen Burger-Filialen finden sie auf Seite 12 


D ie Reaktionen der Kolleginnen 
und Kollegen auf den Tarifab¬ 
schluss in Bayern sind sehr un¬ 
terschiedlich. Während die Tarifkom¬ 
missionen außerhalb Baden-Würt¬ 
tembergs fast einstimmig die Einigung 
begrüßten, überwiegt in Baden-Würt¬ 
temberg die Kritik. Dies gilt insbeson¬ 
dere für die großen Verwaltungsstellen 
Esslingen, Mannheim und Stuttgart. 
Diese hatten bereits bei der Diskussi¬ 
on um die Forderungshöhe 6,5 Prozent 
gefordert. 

Das materielle Ergebnis 

Der Abschluss hat eine lange Lauf¬ 
zeit (20 Monate) und bringt -nach der 
Westrick-Formel berechnet- im Jahr 
2013 durchschnittlich 2,8 Prozent, im 
Jahr 2014 durchschnittlich 3,3 Pro¬ 
zent. Über die gesamte Laufzeit be¬ 
trachtet ergibt das einen Schnitt von 
3 Prozent. Damit werden voraussicht¬ 
lich die Preissteigerungsrate (2 Pro¬ 
zent) und der gesamtwirtschaftliche 
Produktivitätsfortschritt (1 Prozent) 
ausgeglichen; d.h. der sog. kosten¬ 
neutrale Spielraum. Es wird also eine 
leichte Reallohnerhöhung geben. Von 
einer Umverteilung kann jedoch kei¬ 
ne Rede sein. Dennoch liegt der Ab¬ 
schluss höher als in anderen Branchen 
der deutschen Wirtschaft. Und im Ver¬ 
gleich zum europäischen Ausland steht 
der Abschluss noch besser da, weil dort 
die Tariflöhne entweder gleich blie¬ 
ben oder gar abgesenkt wurden. Da¬ 
her wird sich der deutliche Abstand 
bei den Lohnstückkosten durch den 
Abschluss in Deutschland verringern, 
was von den ausländischen Metall-Ge¬ 
werkschaften begrüßt wird. 

Die Kritikpunkte 

Die Kritik entzündet sich an folgenden 
Punkten: 

• Die Forderungen aus Betrieben und 
Verwaltungsstellen gingen von 5 bis 
8 Prozent. Diese wurden vom Vorstand 
der IG Metall auf bescheidene 5,5 Pro¬ 
zent bei 12 monatiger Laufzeit nivel¬ 
liert. Dabei orientierte man sich nicht 


mehr wie früher hauptsächlich an den 
„Lokomotiven“ (starke Belegschaften 
und Verwaltungsstellen), sondern an 
der Fläche. 

• Noch bevor der Unternehmerver¬ 
band „Gesamtmetall“ ein Angebot 
vorlegte, deutete der IGM-Vorsit- 
zende Huber in der Presse an, dass 
er sich eine Einigung mit einer 3 vor 
dem Komma und eine längere Lauf¬ 
zeit vorstellen könnte. Damit fiel er 
nicht nur den Tarifkommissionen in 
den Rücken, sondern signalisierte den 
Unternehmern, dass die IGM-Spitze in 
Frankfurt einen Streik vermeiden will. 
Die dazu passende Antwort von „Ge¬ 
samtmetall“ war ein unverschämtes 
Angebot von 1,9 Prozent mit längerer 
Laufzeit und Nullmonaten. 

• Obwohl die Beteiligung an der Warn¬ 
streikwelle gut war und zumindest die 
Kolleginnen und Kollegen aus Baden- 
Württemberg Streikbereitschaft be¬ 
kundeten, wurde auf Grundlage des 
Unternehmerangebots weiter verhan¬ 
delt. Außerhalb Baden-Württembergs 
wurden keine Streikvorbereitungen 
getroffen, was das Unternehmerlager 
sicherlich registriert hat. Die Unter¬ 
nehmer suchten sich den Pilotbezirk 
aus und verlagerten die Abschlussver¬ 
handlungen nach Bayern. Der IGM- 
Vorstand ließ das zu. Und nicht nur 
das: Das Verhandlungsergebnis in Bay¬ 
ern lag insgesamt tiefer als der letzte 
Verhandlungsstand in Baden-Würt¬ 
temberg. 

• Die lange Laufzeit steht im Mittel¬ 
punkt der Kritik, zumal die IGM aus 
gutem Grund eine 12 monatige Lauf¬ 
zeit forderte: im nächsten Jahr wird 
nämlich mit einer Konjunkturerho¬ 
lung gerechnet, die höhere Lohnzu¬ 
wächse ermöglicht hätte. Jetzt hat die 
IGM noch nicht einmal für die längere 
Laufzeit einen Stillhalte-Zuschlag be¬ 
kommen. 

• Bitter stoßen die Lobeslieder des 
IGM-Vorsitzenden Huber, seines 
Stellvertreters Wetzel und des IGM- 
Bezirksleiters in Bayern, Wechsler, 
auf den Tarifabschluss auf: sie betonen, 


dass beide Seiten mit dem Ergebnis gut 
leben können und die Unternehmer 
damit eine lange Planungssicherheit 
bekommen. Seit wann machen sie sich 
solche Sorgen um die Unternehmer? 
Manche sehen im Verhalten des IGM- 
Vorstandes ein Versagen (schlechte Ko¬ 
ordination). Andere wiederum erken¬ 
nen zwei Linien in der Tarifpolitik der 
IGM: eine derzeit dominierende, sozial¬ 
partnerschaftliche Linie und eine kämp¬ 
ferische Linie, die auf Gegenmacht 
setzt. Die erstere wird vom derzeitigen 
IGM-Vorsitzenden, seinem Stellvertre¬ 
ter und vielen Betriebsratsvorsitzen¬ 
den aus Großbetrieben verkörpert. Die 
zweite hat nicht nur Anhänger aus Ba¬ 
den-Württemberg. Das wird sich wohl 
auch auf dem Gewerkschaftstag im No¬ 
vember widerspiegeln, wo der bisherige 
Stellvertreter Wetzel zum Vorsitzenden 
gewählt werden soll und Kollege Hof¬ 
mann aus Baden-Württemberg für den 
Stellvertreter kandidieren wird. 

Das Fazit 

• Wieder einmal wurde eine gute 
Chance für eine kräftige Lohnerhö¬ 
hung vertan, weil die IGM dem Streik 
aus dem Wege gegangen ist. Somit ver¬ 
sanden Streikerfahrungen und damit 
gewerkschaftliches Bewusstsein immer 
weiter. 

• Die Kritik an der sozialpartner¬ 
schaftlichen Tarifpolitik wird lauter, 
insbesondere in Baden-Württemberg. 
Trotz vieler erwarteter Gegenstim¬ 
men gilt auch dort die mehrheitliche 
Zustimmung der Tarifkommission 
zur Übernahme des bayrischen Er¬ 
gebnisses als sicher. Denn bei einer 
mehrheitlichen Ablehnung würde der 
IGM-Vorstand keine Zustimmung zur 
Urabstimmung geben. Nur wenn die 
kritischen Stimmen außerhalb Baden- 
Württembergs mehr und lauter wer¬ 
den, ist eine Kursänderung in der IGM 
zu erwarten. 

• Bei kommenden Tarifrunden sollte 
das Thema Arbeitszeitverkürzung wie¬ 
der angegangen werden. 

J. Schubert 


Autolobby gewinnt Bundeskanzlerin 

Merkel setzt auf dicke Schlitten 



Bei der Diskussion um strengere C0 2 - 
Grenzwerte für Automobile hat Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel (CDU) 
am Montag der Industrie Hilfe zuge¬ 
sagt. Zwar sei sie für ambitionierte 
Ziele, aber dies dürfe nicht zu Lasten 
der deutschen Autoindustrie gehen. 
Umweltverbände versuchen mit ei¬ 
nem Offenen Brief, sie umzustimmen. 
Zuvor hatte der Präsident des Bran¬ 
chenverbandes VDA, Matthias Wiss- 
mann, in einem Brief davor gewarnt, 
dass „wir unser leistungsfähiges und 
starkes Premiumsegment, das fast 
60 Prozent der Arbeitsplätze unserer 
Automobilhersteller in Deutschland 
ausmacht, nicht über willkürlich ge¬ 
setzte Grenzwerte buchstäblich kaputt 
regulieren lassen dürfen“. Es solle da¬ 
rauf verzichtet werden, einen Grenz¬ 
wert für 2025 festzulegen. Außerdem 
sollen Elektrofahrzeuge stärker als ge¬ 
plant auf die C0 2 -Bilanz eines Herstel¬ 
lers angerechnet werden. 

Das EU-Parlament plant die Ab¬ 
gasgrenzwerte für Autos weiter zu 
verschärfen. Die geplante Verord¬ 
nung verlangt, den C0 2 -Ausstoß bis 
2020 auf 95 Gramm zu senken. Bis 
zum Jahr 2025 soll der Grenzwert 
nochmal verschärft werden: Der Um¬ 
weltausschuss des EU-Parlaments 
sprach sich für eine Obergrenze von 
durchschnittlich 68 bis 78 Gramm 
Kohlendioxid je Kilometer aus, was 
einem durchschnittlichen Verbrauch 
von drei Litern auf 100 Kilometer 
entspricht. Derzeit liegt der durch¬ 
schnittliche C0 2 -Ausstoß nach An¬ 
gaben des Kraftfahrt-Bundesamtes 
(KBA) für alle PKW in Deutschland 
bei 141,8 Gramm pro Kilometer. 

Der Vorstoß des EU-Parlaments trifft 
besonders deutsche Autohersteller wie 
Audi, BMW und Mercedes. Sie produ¬ 
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zieren und verkaufen im Durchschnitt 
größere Autos als ihre Konkurren¬ 
ten wie Fiat, Toyota und Ford. Deren 
Neuwagen sind kleiner, verbrauchen 
weniger und erfüllen deshalb auch 
die strengeren Auflagen für den C0 2 - 
Ausstoß. 

Doch: Gerade große Autos seien die 
Innovationstreiber in der Industrie, 


sagte Angela Merkel am Montag. 
Deutschland sei in besonderer Weise 
von der Branche abhängig. Ein Viertel 
des Umsatzes der deutschen Industrie 
entstehe mit und in der Autoindustrie. 
Deshalb sehe sie auch eine große Be¬ 
deutung der „Supercredits“. 
Supercredits sind ein Bonus für Elek- 
toautos. Sie sollen in der C0 2 -Bilanz 


eines Herstellers mehrfach angerech¬ 
net werden. Das EU-Parlament wolle 
bisher, dass Neuwagen mit weniger als 
50 Gramm C0 2 -Ausstoß - Elektroau¬ 
tos und Plug-in-Hybride - in den Jah¬ 
ren von 2016 bis 2023 mit dem Faktor 
1,5 in die Bilanz eingerechnet werden. 
Die EU-Kommission will sogar nur 
den Faktor von 1,3 zulassen. Die deut¬ 


sche Autoindustrie will dagegen eine 
höhere Anrechnung. 

Das liegt daran, dass sich Elektrofahr¬ 
zeuge bisher schlechter verkaufen 
als gedacht und eine geringere Men¬ 
ge verkaufte Elektroautos senkt den 
Flottenverbrauch weniger. Laut Kraft- 
fahrt-Bundesamt wurden im Jahr 2012 
weniger als 3000 Elektroautos und 900 
Plugin-Hybridfahrzeuge in Deutsch¬ 
land zugelassen.Prognostiziert waren 
15000. 

Der Autoexperte Ferdinand Dudenhö- 
fer rechnet in diesem Jahr mit nur etwa 
3700 Neuzulassungen. Ob die Bundes¬ 
regierung ihr Ziel, bis 2020 eine Mil¬ 
lion Elektroautos auf Deutschlands 
Straßen zu bringen, einhalten kann, ist 
indes fraglich. 

Mehrere große Umweltverbände ha¬ 
ben in einem Offenen Brief Kritik 
an der Position der Autolobby geübt. 
Das Ansinnen der Autolobby, keinen 
Zielwert für 2025 festzulegen, kontern 
sie mit dem Argument, dass die Fest¬ 
schreibung eines Langfristziels Effizi¬ 
enzsteigerungen und Planungssicher¬ 
heit biete. So werde das C0 2 -Ziel für 
2015-130 Gramm C0 2 -Ausstoß pro 
Kilometer - von den meisten Herstel¬ 
lern deutlich vor dem Zieljahr erreicht. 
Die Mehrfachanrechnung von beson¬ 
ders sparsamen Fahrzeugen über Su¬ 
percredits sei aus Klimaschutzgrün¬ 
den nicht hinnehmbar. Supercredits 
erzeugten nur auf dem Papier eine 
saubere Flotte. Die schädliche Wir¬ 
kung werde noch potenziert durch den 
Plan, eine Anrechnung gesparter Su¬ 
percredits zu ermöglichen. Durch die¬ 
sen Mechanismus würde das Ziel von 
95 Gramm C0 2 -Ausstoß pro Kilometer 
um vier Jahre nach hinten verschoben. 

Bernd Müller 
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Trickreiches aus Essen 

Karstadt begeht Tarifflucht 



D en Karstadt Beschäftigten dro¬ 
hen weitere finanzielle Einbu¬ 
ßen. Mit dem Trick eines Tarif¬ 
ausstiegs, will der Milliardär Nicolas 
Berggruen den Einzelhandelsriesen auf 
Maximalprofit trimmen. Damit wird die 
Belegschaft von künftigen Tarifergeb- 
nissen im Handel abgeschnitten. Um 
dieses Ziel zu erreichen, wurden kur¬ 
zerhand die Betriebsräte, Mitte Mai, in 
die Zentrale nach Essen einberufen. 
Zu hören bekamen die Interessen¬ 
vertreter dort die neuste Entwicklung 
des Handelskonzerns. Nach offiziellen 
Zahlen ist seit Oktober 2012 bis Fe¬ 
bruar 2013 nur 1,3 Milliarden Euro 
Umsatz gemacht worden. 135 Millio¬ 
nen Euro weniger, fast zehn Prozent, 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum. 
Schlussfolgerung für Berggruen und 
seiner Riege von Managern: Weitere 
Kosteneinsparungen beim Personal. 
Arbeitsdirektor Kai-Uwe Weitz ver¬ 
kündete daraufhin, Karstadt würde 
aus der bisherigen Tarifbindung aus¬ 
steigen. Von dem Frontalangriff auf 
die Belegschaft sind alle Waren- und 
Sporthäuser betroffen. 

Die Dienstleistungsgewerkschaft ver. 
di kritisierte unmittelbar nach dem 
Beschluss der Karstadt-Bosse und der 
Unterrichtung an die Betriebsräte, den 
weiteren Kahlschlag. In einer Presse¬ 
mitteilung beklagte Stefanie Nutzen¬ 
berger, ver.di-Bundesvorstandsmitglied 
für den Handel, „mit dem Ausstieg aus 
der Tarifbindung stolpert das Karstadt- 
Management in seine nächste Fehlent¬ 
scheidung“. Nutzenberger bezeichnete 
die Vorgehensweise als falsches Signal 
an die Beschäftigten und Kunden. Berg¬ 
gruen solle nicht an den Grundfesten 
der berechtigten Arbeitnehmeransprü¬ 
che rütteln. Die Karstadt-Geschäftsfüh¬ 
rung habe mit der heutigen Ankündi¬ 
gung das Vertrauen seiner Beschäftig¬ 
ten endgültig verspielt. 

Karstadt hat in unverantwortlicher 
Weise die Kündigung aller Mantelta¬ 
rifverträge mit Ausnahme von Ham¬ 
burg durch den Handelsverband maß¬ 
geblich mit betrieben. „Es ist deshalb 
nicht glaubhaft, wenn man nun selber 
angeblich an den Manteltarifverträ¬ 
gen festhalten wolle“, warnt Nutzen¬ 
berger. „Die Menschen können nach 
zehn Jahren, in denen sie auf Millionen 
verzichtet haben, den Versprechungen 
einer Geschäftsführung keinen Glau¬ 
ben mehr schenken. Die Beschäftigten 
brauchen und erwarten zu Recht eine 
planbare Zukunftsperspektive - und 
dazu gehört ein verbindlicher Tarif¬ 
vertrag statt leerer Versprechungen“, 
so die Gewerkschafterin. Deren Kri¬ 


tik an der Konzernpolitik ist beson¬ 
ders scharf. Anlass dafür ist, dass es 
bei mehreren Sekretären im Handel 
bereits Widerstand gibt, sich nicht er¬ 
neut über den Tisch ziehen zu lassen. 
Von einem neuen „Sanierungsplan“ 
auf Kosten der Beschäftigten wollen 
diese nichts mehr wissen. Zu stark sind 
die Erinnerungen an den jahrelang 
vereinbarten Lohnabbau, welcher mit 
Hilfe der Gewerkschaft abgeschlossen 
wurde. 2004 hatte sich ver.di mit einem 
Katalog von Grausamkeiten in einem 
Sanierungskonzept ohne große Mobi¬ 
lisierung der Beschäftigten einverstan¬ 
den erklärt. Sich der Illusion hingege¬ 
ben, den Kapitalismus mitgestalten zu 
können. 

Auf die von Karstadt angekündigte 
„Tarifpause“ antwortete die Beleg¬ 
schaft während der begonnenen Ta¬ 
rifauseinandersetzung im Handel be¬ 
reits mit ersten Warnstreiks. So will der 
Betriebsrat, trotz der Flucht des Wa¬ 
renhauskonzerns aus dem Flächentarif, 
für Lohnerhöhungen kämpfen. „Dies 
ginge zum Beispiel über Haustarife. 
Hier werde ver.di von den Unterneh¬ 
mern kurzfristig Termine einfordern“, 
so ein ver.di-Sprecher. Auch bestünde 
die Möglichkeit in der aktuellen Ta¬ 
rifrunde weitere Warnstreiks durch¬ 
zuführen, sollte Karstadt sich weigern 


zu verhandeln. Zusätzlich denke man 
über weitere Aktionen nach. Erste 
Flugblätter an die Kunden wurden in 
Hessen verteilt. Informationen gab es 
darin über den „Tarifausstieg“ und die 
Arbeitsbedingungen beim Handels¬ 
konzern. Aufgeklärt wurde auch in 
Richtung „Bedienintensität“. Bei wei¬ 
terer Stellenvernichtung drohe die Ab¬ 
wanderung von Kunden. Eine gehobe¬ 
ne Preisgestaltung haben bisher viele 
Konsumenten akzeptiert, wenn die 
Beratung stimmte. Bliebe dafür aber 
in Zukunft noch weniger Zeit, gäbe 
es aufgrund des Verdrängungswettbe¬ 
werbs im Handel genügend Ausweich¬ 
möglichkeiten im SB-Bereich. 
Unterstützung bekommen die Karstadt- 
Betriebsräte auch vom Kaufhof. Deren 
Belegschaftsvertreter betonten, dass es 
richtig sei, sich nicht aus der Tarifrun¬ 
de zu verabschieden. Deshalb müsse in 
die Tarifauseinandersetzung aktiv und 
gemeinsam eingegriffen werden. An 
die Adresse von ver.di gerichtet, be¬ 
tont die stellvertretende Betriebsrats¬ 
vorsitzende, Marion Bartusch, Kaufhof 
Düsseldorf-Wehrhahn: „Ver.di darf 
keinen Tarifabschluss im Handel ohne 
die Rücknahme der Zwangstarifpause 
bei Karstadt abschließen.“ 

Bereits vor einem Jahr kündigten die 
Warenhausbosse den Abbau von rund 


2000 Vollzeitarbeitsplätzen bis 2014 
an. Gemessen am hohen Teilzeitan¬ 
teil dürften es tatsächlich um die 4000 
sein. Karstadt hatte 2009 Insolvenz 
angemeldet. Berggruen kaufte 2010 
im Herbst den Warenhauskonzern 
symbolisch für einen Euro. Die neus¬ 
ten Nachrichten aus der Zentrale des 
Handelsriesen zeigen, dass auch beim 
jetzigen Eigentümer Berggruen, rigo¬ 
ros der Personalabbau weiter laufen 
soll. Das Konzept der Konzernspitze, 
mit der Tarifflucht Ruhe in die Filia¬ 
len zu bringen, ist offensichtlich. Dies 
muss durchschaut werden. Wo, wenn 
nicht in dieser Tarifrunde, kann dazu 
am besten Widerstand entwickelt und 
mobilisiert werden. Erinnert werden 
muss dabei auch an die Beschlüsse 
des letzten ver.di-Bundeskongresses. 
Zahlreiche Anträge befassten sich mit 
der Zusammenführung von Warn¬ 
streiks und Arbeitskämpfen der un¬ 
terschiedlichen ver.di-Fachbereiche. 
Die Forderung einer Arbeitszeitver¬ 
kürzung bei vollem Lohn- und Per¬ 
sonalausgleich, bei gleichzeitiger Ver¬ 
ringerung der Ladenöffnungszeiten, 
gehört in die Auseinandersetzung. Sie 
wäre eine offensive Antwort auf das 
kapitalistische Streben, Arbeit immer 
billiger zu machen. 

Herbert Schedlbauer 


Am l. Mai geboren zu sein ist noch kein Programm 


Eigentlich sollte man das Fell nicht verteilen bevor 
der Bär erlegt - sprich die Wahlen wirklich gewonnen 
sind. Kanzlerkandidat Peer Steinbrück (SPD) küm¬ 
mert das anscheinend wenig und hat den amtieren¬ 
den Bundesvorsitzenden der Industriegewerkschaft 
Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU), Klaus Wiesehügel 
(geboren am 1. Mai 53) für den Bereich Arbeit und 
Soziales in sein „Kompetenzteam“ berufen. Bei ei¬ 
nem Wahlsieg von SPD und Grünen soll er das Ar¬ 
beitsministerium übernehmen. 

Was hat Wiesehügel bewogen, für die SPD in den 
Wahlkampf zu ziehen? Die Antwort gab er dem IG 
BAU-Gewerkschaftsbeirat: „Die Politik habe ich im¬ 
mer kritisch begleitet. Wenn ich dann gefragt werde, 
ob ich es besser machen will, kann und darf ich mich 
nicht wegducken. Deshalb strebe ich mit aller Kraft 
das Amt des Arbeitsministers an. 

Die Chancen für einen Politikwechsel in Deutsch¬ 
land stehen gut. Von meiner Familie habe ich die 
Rückendeckung auf diesem Weg und wünsche mir 
auch Verständnis und die Unterstützung von meiner 
Gewerkschaft.“ 

Wer wie Kollege Wiesehügel um Verständnis und 
Unterstützung wirbt, muss erklären wozu. Am 1. Mai 
geboren zu sein - ist noch kein Programm. Vielleicht 
ist das aber ableitbar aus seiner 1- Mai-Rede 2013 
in Solingen. Dort forderte Wiesehügel das Ende der 
Umverteilung von unten nach oben. „Die angebli¬ 
che Eurorettung durch Kaputtsparen und massive 
Kürzungen von Renten und Sozialleistungen ist ein 
Irrweg“. „Solche Politik schadet den Menschen. Skru¬ 


pellose Spekulationen und das Laissez-faire bei Steu¬ 
erflucht müssen gestoppt werden.... Es muss Schluss 
sein mit dem Raubtierkapitalismus. Damit, dass sich 
die Reichen den Staat zur Beute machen und der 
Rest dafür zahlt. Ohne Steuern gibt es keine Infra¬ 
struktur, ausreichend Kita-Plätze oder Wohnungsför¬ 
derung_Wer voll arbeitet muss davon auch Leben 

können. Dafür brauchen wir einen vernünftigen ge¬ 
setzlichen Mindestlohn.“ 

Dies alles umgesetzt in Gesetzgebung mit Wirksam¬ 
keit auf die Alltagswirklichkeit, wäre ein Sozialpro¬ 
gramm mit Schmackes. Aber jetzt kündigte er an, in 
den nächsten Wochen auf Schröder zuzugehen, „um 
ein paar Missverständnisse aus dem Weg zu räumen“. 
Denn es sei „schlichtweg falsch“, dass er Schröder in 
der Auseinandersetzung um dessen Reformpolitik 
als „asozialen Desperado“ beschimpft habe, wie in 
einigen Medien berichtet worden sei. Die SPD habe 
sich verändert, sagt Wiesehügel, und seine Aufgabe 
sei es, diesem Wandel ein Gesicht zu geben. „Es geht 
natürlich auch darum, von der Agenda-Politik ent¬ 
täuschte Wähler zurückzugewinnen.“ 

Daher will er die „Agenda 2010“ von Ex-Kanzler 
Gerhard Schröder auf den Prüfstand stellen, Hartz 
IV aber nicht abschaffen. „Ich will die Arbeitsmarkt¬ 
reformen prüfen und gegebenenfalls korrigieren“. Es 
gelte der Grundsatz: „Arbeitsmarktgesetze müssen 
in der Praxis zu mehr Beschäftigung führen und dür¬ 
fen für die Betroffenen nicht zu hart ausfallen.“ In¬ 
zwischen gibt es aber auch schon erste Konkretisie¬ 
rungen zu seinen eigenen Reformvorstellungen: Für 


den Fall, dass er Arbeits- und Sozialminister werden 
sollte, hat er schon mal die Reform des Bildungspa¬ 
kets für Kinder aus Hartz-IV-Familien angekündigt. 
„Das Bildungspaket kommt noch nicht bei allen Kin¬ 
dern an, es ist zu bürokratisch. Aber alle Kinder ha¬ 
ben ein Recht auf Teilhabe“, so Wiesehügel. „Dieses 
Recht werde ich als Minister sicherstellen und das 
Bildungspaket in diesem Sinne reformieren.“ 

Klaus Wiesehügel kündigt auch die schnelle Einfüh¬ 
rung eines Mindestlohns an. „Wir werden in einer 
rot-grünen Regierung als erstes Projekt einen ge¬ 
setzlichen Mindestlohn einbringen“. Wiesehügel ist 
der Ansicht, ein Mindestlohn von 8,50 Euro sei „als 
Einstieg in Ordnung“. Mit einem dauerhaften Min¬ 
destlohn in dieser Höhe könnten Arbeitnehmer aber 
„noch keinen armutsfesten Rentenanspruch“ erwer¬ 
ben. Zu den wichtigsten Projekten im Falle eines Re¬ 
gierungswechsels zählten auch Maßnahmen gegen 
den Missbrauch bei Leiharbeit und Werkverträgen, 
kündigte Wiesehügel an. „Wir brauchen klare Re¬ 
geln, was Werkvertrag ist und was Leiharbeit.“ Und 
er betont: „Wer einen gesetzlichen Mindestlohn nicht 
zahlt, handelt ungesetzlich. Nur ein gesetzlicher Min¬ 
destlohn gibt die Garantie, dass ihn die Unternehmen 
auch zahlen.“ Wiesehügel beteuert, dass es ihm nicht 
darum gehe, Furcht zu verbreiten. „Ich möchte die 
Unternehmen disziplinieren den Mindestlohn auch 
zu zahlen.“ 

Was Wiesehügel sonst noch auf seiner Agenda hat? 
Wir jedenfalls bleiben dran. 

Manfred Dietenberger 


DGB fordert neue 
Ordnung der Arbeit 

Auf einer in Berlin vom DGB und dem 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli¬ 
chen Institut in der Hans-Böckler-Stif- 
tung veranstalteten Tagung forderte 
der DGB-Vorsitzende Michael Som¬ 
mer „Wir brauchen eine neue Ordnung 
der Arbeit, weil der deutsche Arbeits¬ 
markt tief gespalten ist nach drei Jahr¬ 
zehnten neoliberaler Deregulierung 
und Abbau von Arbeitnehmerrech¬ 
ten“. Sommer kritisierte, dass Deutsch¬ 
land inzwischen den größten Niedrig¬ 
lohnsektor in Europa habe. „Mit Nied¬ 
riglöhnen nimmt die Erwerbsarmut zu 
und mit ihr die Altersarmut. Welche 
Langfristfolgen das haben wird, kön¬ 
nen wir heute nur erahnen“. Leiharbeit, 
Werkverträge, Minijobs oder befristete 
Arbeits Verhältnisse seien, so der DGB 
Vorsitzende weiter, Synonyme für 
schlecht bezahlte Arbeit und oftmals 
miese Arbeitsbedingungen. Scharf kri¬ 
tisierte er die hohe Zahl sogenannter 
Aufstocker: „Es ist schon eine perfide 
Strategie mancher Arbeitgeber, die 
Leute so schlecht zu bezahlen, dass der 
Lohn auch bei Vollzeit nicht mehr zum 
Leben reicht.“ 

Tausende Studenten 
demonstrieren 

Über 7500 Studenten und Mitarbei¬ 
ter von Universität und Hochschu¬ 
le Magdeburg sind aus Protest gegen 
den Sparkurs des Landes auf die Stra¬ 
ße gegangen. Die Landesregierung will 
die Ausgaben für die Hochschulen und 
Universitäten des Landes um 50 Milli¬ 
onen Euro bis 2025 senken. 2013 liegt 
der Etat nach Angaben des Wissen¬ 
schaftsministeriums bei 730 Millionen 
Euro. 

Alarmierend 

Die Zahl der seelisch und psychisch 
erkrankten Menschen in den Thürin¬ 
ger Behindertenwerkstätten nimmt zu. 
Schon mehr als jeder vierte Beschäf¬ 
tigte (fast 30%) in den Thüringer Ein¬ 
richtungen ist seelisch oder psychisch 
krank, so die Landesarbeitsgemein¬ 
schaft der Werkstätten für behinder¬ 
te Menschen (WfbM). „Der Druck im 
Erwerbsleben hat zugenommen“, sag¬ 
te dazu der LAG-Vorsitzende Klaus 
Stark. 

5,15 Prozent mehr Gehalt 
für Beschäftigte der DGB 
Rechtsschutz GmbH 

Die Vereinte Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di) hat für die rund 750 
Beschäftigten der DGB Rechtsschutz 
GmbH in der sechsten Verhandlungs¬ 
runde ein Tarifergebnis erzielt. Die 
Bruttogehälter werden tabellenwirk¬ 
sam zum 1. Mai 2013 um 2,1 Prozent 
erhöht, es folgen weitere Steigerungen 
um 2,4 Prozent zum 1. Januar 2014 und 
0,65 Prozent am 1. Juli 2014. Darüber 
hinaus gibt es für die ersten Monate 
des Jahres 2013 eine Einmalzahlung 
für Verwaltungsangestellte in Höhe 
von 260 Euro, Rechtssekretärinnen 
und -Sekretäre bekommen einmalig 
390 Euro. Für Neubeschäftigte, die 
bisher niedriger eingruppiert waren, 
wurden zusätzlich Aufstockungsbeträ¬ 
ge vereinbart, so dass sie überdurch¬ 
schnittlich an der Tariferhöhung teil¬ 
haben. Dazu ver.di-Verhandlungs¬ 
führer Gerd Denzel: „Unser Ziel war 
eine reale Einkommenserhöhung für 
die Beschäftigten beim DGB Rechts¬ 
schutz. Das haben wir jetzt erreicht“, 
„Das Ergebnis verdankt sich auch der 
Entschlossenheit der Kolleginnen und 
Kollegen, die ihren berechtigten An¬ 
sprüchen auch mit einem Warnstreik 
Nachdruck verliehen haben.“ Der Ta¬ 
rifvertrag hat eine Laufzeit von 27 Mo¬ 
naten. Die DGB Rechtsschutz GmbH 
hat bundesweit 111 Büros und 48 so¬ 
genannte Service-Points. Bundesweit 
exakt 127183 Gerichtsverfahren von 
Gewerkschaftsmitgliedern hat die 
DGB Rechtsschutz GmbH im Jahre 
2012 neu aufgenommen. Knapp ein 
Drittel davon, also gut 42 000 Fälle, 
betrafen ver.di-Mitglieder, ein weite¬ 
res Drittel Mitglieder der Industrie¬ 
gewerkschaft Metall. Die Jurist/innen 
des DGB-Rechtsschutzes konnten vor 
den Arbeits- und Sozialgerichten im 
Laufe des Jahres 2012 rund 257 Milli¬ 
onen Euro für die Gewerkschaftsmit¬ 
glieder erstreiten. 
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Antifaschistische 

Geschichtskonferenz 

Die Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes - Bund der Antifaschisten 
(VVN-BdA) lädt für 28. und 29. Juni 
zu einer geschichtspolitischen Konfe¬ 
renz in die Berliner Humboldt-Univer¬ 
sität ein. An der Tagung, die unter dem 
Motto „Lizenz zum Terror - Das Jahr 
1933. Vorgeschichte, Geschichte und 
Geschichtsbild“ steht, werden unter 
anderem die Schriftstellerin Elfriede 
Brüning, die Historiker Kurt Pätzold, 
Hannes Heer, Alexander Bahar, Klaus 
Kinner und Ludwig Elm, der Publizist 
Otto Köhler, sowie die VVN-BdA- 
Bundesvorsitzenden Heinrich Fink 
und Cornelia Kerth teilnehmen. Dis¬ 
kutiert werden soll über die Ursachen 
und die Herkunft des Faschismus - so¬ 
wie sich daraus ergebende Aufgaben 
der Erinnerungsarbeit für die Opfer 
des Naziterrors. Informationen: http:// 
dasjahrl933.de (bern) 

Dortmunder OB für gemeinsa¬ 
mes Handeln gegen die Nazis 

In Anwesenheit des Dortmunder Ober¬ 
bürgermeister Ullrich Sierau fand die 
Jahreshauptversammlung des Förder¬ 
vereins Gedenkstätte Steinwache/In- 
ternationales Rombergpark-Komitee 
statt. Jürgen Peters vom Antirassisti¬ 
schen Bildungsforum sprach zu aktuel¬ 
len Entwicklungen und Erscheinungs¬ 
formen des Neofaschismus in Nord¬ 
rhein-Westfalen und in Dortmund. 

Die Nazis seien in Dortmund zer¬ 
splittert und geschwächt; sie ganz 
zu überwinden, müsse das Ziel aller 
Demokraten sein, so Ullrich Sierau, 
Oberbürgermeister und Mitglied des 
Fördervereins. Der OB unterstrich den 
erreichten Stand des Vorgehens gegen 
Rechts in Dortmund. Der Förderver- 
ein Gedenkstätte Steinwache/Interna- 
tionales Rombergpark-Komitee habe 
Anteil an gemeinsamem Handeln ge¬ 
gen den Rechtsradikalismus sowie in 
der Gedenk- und Erinnerungsarbeit. 
Sierau lobte insbesondere auch das En¬ 
gagement der jungen Botschafterinnen 
der Erinnerung, die sich in Dortmund 
in der Erinnerungskultur inzwischen 
einen Namen gemacht haben. Das 
Engagement dieser jungen Menschen 
habe ihn beeindruckt, insbesondere 
auch bei der Aufarbeitung einer Reise 
nach Auschwitz im vergangenen Jahr. 
Die Mitgliederversammlung dankte 
dem Jugendring Dortmund für die gute 
Zusammenarbeit sowie den Aktivisten 
des Gedenklaufes für Heinrich Czerkus, 
anlässlich des jährlichen Karfreitagsge¬ 
denkens. Letzterer habe großen Anteil 
daran, dass mit der Teilnahme von Bo¬ 
russia Dortmund in der Bittermark eine 
starke Aussage und sehr hohe Beteili¬ 
gung - trotz des Schneesturms an die¬ 
sem Tag - erreicht werden konnte. 

Schengen-Reform ist 
Armutszeugnis für die EU 

„Diese Reform, die Flüchtlinge zum 
Katastrophenfall erklärt, ist ein fatales 
Signal gegenüber den Mitgliedsstaa¬ 
ten mit EU-Außengrenze und ein Ar¬ 
mutszeugnis für die EU“, erklärt die in¬ 
nenpolitische Sprecherin der Fraktion 
„Die Linke“, Ulla Jelpke, zur Schengen- 
Reform, die neue Grenzkontrollen an 
den EU-Binnengrenzen auch im Fal¬ 
le unzureichender Grenzabschottung 
und interner Flüchtlingsbewegungen 
ermöglicht. Jelpke weiter: 

„Schon jetzt heillos überforderte Staa¬ 
ten an den EU-Außengrenzen wie 
Griechenland oder Italien werden mit 
der Schengen-Reform gezwungen, ihre 
Abschottungspolitik gegenüber Flücht¬ 
lingen weiter zu verstärken und da¬ 
mit auch zu brutalisieren. Andernfalls 
droht ihnen der faktische Ausschluss 
aus dem Schengen-Raum. Anstatt die 
Freizügigkeit innerhalb Europas zu op¬ 
fern, sollte sich die Bundesregierung 
für ein gerechtes Asylsystem einset- 
zen. Ein europäischer Lastenausgleich 
bei der Flüchtlingsaufnahme wäre ein 
Signal der Solidarität sowohl mit den 
betroffenen Staaten an den EU-Au¬ 
ßengrenzen als auch mit den Flücht¬ 
lingen selber. Dieser Ausgleich muss 
vor allem auf finanzieller Ebene erfol¬ 
gen und nicht dadurch, dass Grenzen 
hochgezogen und Schutzsuchende ge¬ 
gen ihren Willen von einem ins andere 
EU-Land verschickt werden.“ 


„Der Verfassungsschutz hilft beim Bruch der Verfassung“ 

Alte Berufsverbote als Beleg anhaltender „Schnüffelpraxis“ 


„Der Verfassungsschutz hilft beim 
Bruch der Verfassung. Der Auftrag 
darf jetzt nicht darin bestehen, den 
Bruch geschmeidiger 4 und akzeptab¬ 
ler zu gestalten. Der Auftrag muss lau¬ 
ten, diesen Inlandsgeheimdienst, der 
sich als unkontrollierbar erwiesen hat, 
aufzulösen.“ Zu dieser Forderung ka¬ 
men die Teilnehmer der bundesweiten 
Konferenz im ver.di-Haus in Han¬ 
nover, die in ihren Biografien den 
Stempel „40 Jahre Berufsverbot“ 
tragen. 

Seit 1972 hat der Verfassungs¬ 
schutz als Inlandsgeheimdienst 
des Bundes und der Länder rund 
3,5 Millionen Überprüfungen der 
politischen Gesinnung von Bewer¬ 
berinnen und Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes vorgenom¬ 
men. Diese „Schnüffelpraxis“ hat 
zu 11 000 Verfahren mit dem Ziel 
der Entlassung aus dem öffentli¬ 
chen Dienst geführt. 

Mit seinen Aktivitäten stellt sich 
der Verfassungsschutz gegen den 
Artikel 33 des Grundgesetzes, 
der verbietet, dass einem Bürger 
wegen „der Zugehörigkeit zu ei¬ 
nem Bekenntnis oder einer Welt¬ 
anschauung ein Nachteil erwach¬ 
sen“ darf. Dennoch hat der Ver¬ 
fassungsschutz 3,5-millionenfach 
recherchiert, welche politischen 
Vorstellungen demokratisch en¬ 
gagierte Menschen in diesem 
Lande haben. Während er seine 
Aufmerksamkeit gezielt auf das linke 
Spektrum richtete, vernachlässigte er 
die Ermittlung von neofaschistischen 
Aktivitäten. Er förderte und bezahlte 
deren Komplizen sogar - etwa die aus 
dem NSU-Umfeld. 

Rechtsanwalt Dr. Rolf Gössner, ein 
ausgewiesener Kenner der Geheim¬ 
dienste, belegte mit zahlreichen Bei¬ 
spielen, wie der Verfassungsschutz 
in Verbrechen der rechten Szene in¬ 
volviert ist. Sein Thema waren dabei 
nicht nur die Gesetzesverstöße, son¬ 
dern auch die Maßnahmen, um die¬ 
se Verstöße durch Aktenvernichtung, 
„Erinnerungslücken“, Aussageverwei¬ 
gerung usw. zu verschleiern. Selbst 
der plötzliche Tod durch Erhängen in 
der Gefängniszelle führte dazu, dass 
ein Zeuge nicht mehr aussagen konn¬ 
te. Gössners Schlussfolgerung: Dieser 
Verfassungsschutz hat sich über viele 
Jahre als unkontrollierbar erwiesen. Er 
hat die Verfassung nicht geschützt. Er 
hat sie beschädigt. 


MdB Ulla Jelpke, innenpolitische 
Sprecherin der Bundestagsfraktion 
der Partei „Die Linke“, erinnerte an 
die historischen Wurzeln des Inlands¬ 
geheimdienstes, der nahezu sein kom¬ 
plettes Personal aus den NS-Organi- 
sationen rekrutierte. Auch sie listete 
eine große Anzahl von kriminellen 
Aktivitäten des Verfassungsschutzes 


auf. Berühmtheit erlangte das „Cel- 
ler Loch“, bei dem Beamte des Ver¬ 
fassungsschutzes 1978 ein Loch in die 
Außenmauer der Justizvollzugsanstalt 
sprengten, um damit den Versuch zur 
Befreiung eines Gefangenen aus dem 
Hochsicherheitstrakt vorzutäuschen. 
Die niedersächsische Landesregierung 
unter Ernst Albrecht (CDU) galt als 
vorher informiert. Gleichzeitig gab es 
unter Albrecht die größte Anzahl an 
Berufsverboteverfahren. Eng war die 
Kooperation staatlicher Stellen mit der 
Nazi-Kameradschaft „Thüringer Hei¬ 
matschutz“, aus der sich der NSU ent¬ 
wickelte. Gegründet wurde der „Hei¬ 
matschutz“ von V-Mann Tino Brandt, 
der 200 000 Euro Agentenlohn bekam. 
Die Gerichtsurteile zu den Berufs¬ 
verboten wurden auch nach 40 Jah¬ 
ren nicht aufgehoben. Eine Entschädi¬ 
gung hat es für die Betroffenen nicht 
gegeben, obwohl die Berufsverbote, 
wie Willy Brandt eingestand, doch ein 
„Irrtum“ waren. In Bayern werden sie 


sogar mit einem „Schnüffel-Fragebo¬ 
gen“ aktuell fortgesetzt. Ironischer 
Kommentar aus der Konferenz: „In 
Bayern hätte wohl auch Angela Mer¬ 
kel mit ihrer FDJ-Vergangenheit keine 
Chance, in den öffentlichen Dienst zu 
kommen ...“ 

Die Initiative gegen die Berufsverbo¬ 
te bekräftigte in Hannover ihre Ziel¬ 


setzung, über die neuen Mehrheiten 
in den Landesparlamenten zu einem 
Paradigmenwechsel zu kommen, mit 
dem die Landesregierungen nicht nur 
die Berufsverbote-Erlasse für ungültig 
erklären sollen. Sie müssten aus ihren 
Fehlern auch Schlussfolgerungen zie¬ 


hen: die vollständige Rehabilitierung 
der Betroffenen. Unterstützt wurde die 
Konferenz in Hannover durch das ver. 
di-Bildungswerk, den Landesverband 
der Gewerkschaft Erziehung und Wis¬ 
senschaft (GEW) und die Rosa-Lu- 
xemburg-Stiftung Niedersachsen. Ri¬ 
chard Lauenstein, Geschäftsführer der 
GEW Niedersachsen, betonte, dass sei¬ 
ne Gewerkschaft aktiv die weite¬ 
ren Bemühungen begleiten werde. 
Die Berufsverbote charmant zu 
rechtfertigten, versuchte übrigens 
Dr. Hans-Joachim Goerges aus 
dem Innenministerium mit einem 
eindrucksvollen Grußwort. Die 
Satire war so gelungen, dass selbst 
die Teilnehmer der Veranstaltung 
zunächst leicht verunsichert wa¬ 
ren, ob dieser Dr. Goerges im 
Kopf wohl noch ganz richtig war. 
Er war es natürlich nicht. Dahin¬ 
ter steckte der Schauspieler und 
Sänger Bengt Kiene mit einem 
bravourösen Auftritt. Heftigen 
Beifall gab es für diese kulturelle 
Intervention. 

Die Teilnehmer verständigten 
sich auf eine ganze Reihe weite¬ 
rer Aktivitäten im juristischen, po¬ 
litischen und internationalen Be¬ 
reich. Dabei geht es um das „ju¬ 
ristische Teewasser“ im Alltag wie 
um verfassungsrechtliche Klärun¬ 
gen, um politisch-kulturelle Dar¬ 
stellungen und um die Wiederbe¬ 
lebung internationaler Solidarität. 
Hier dürften die Berufsverbote nicht 
als historische Einschüchterungsmaß¬ 
nahme isoliert betrachtet werden. Ihr 
Stellenwert müsse vielmehr im aktuel¬ 
len Kontext der Entdemokratisierung 
unter den Vorzeichen der europäischen 
Krise gesehen werden. Uwe Koopmann 


Aus dem Grußwort von Olaf Harms, DKP 


„Es ist schon absurd, dass in der Alt-BRD all 
diejenigen mit Berufsverbot belegt wurden, 
die als vermeintliche Staatsgegner galten, 
während 1990/91 nach Zusammenbruch 
und Zerschlagung des Sozialismus in der 
DDR all diejenigen mit Berufsverbot be¬ 
straft wurden, denen eine große Nähe zum 
Staat unterstellt wurde. Hier wird deutlich, 
dass es sich im Kern um Klassenauseinan¬ 
dersetzungen und Klassenjustiz handelt, 
die sich gegen diejenigen richtet, die den 
Kapitalismus nicht als Ende der Geschich¬ 
te begreifen. Auch wenn heute keine neu¬ 
en Fälle von Berufsverboten bekannt sind, 
so existiert der dahinter stehende Geist in 


vielfältigen Formen. Verwiesen sei hier nur 
auf die beabsichtigte (inzwischen geschei¬ 
terte) Änderung hinsichtlich der steuerfrei¬ 
en Gemeinnützigkeit, die dann entfallen 
sollte, wenn Einrichtungen im Bericht der 
,Verfassungsschutz‘-Behörden erwähnt 
werden. 

Gegen die Berufsverbote, aber auch gegen 
den dahinter stehenden Geist anzugehen, 
war und ist Bestandteil der Politik der DKP. 
Darüber hinaus fordern wir zusammen mit 
der Initiative gegen Berufsverbote die Re¬ 
habilitierung aller von Berufsverbot Betrof¬ 
fenen - einschließlich aller daraus resultie¬ 
renden Folgen, wie z.B. Entschädigungen.“ 



Matthias Wietzer begrüßte die Teilnehmer aus den Bundesländern der „alten Bundesrepublik“. 


Gegen Rassismus, religiösen Fanatismus und Krieg 

44. Kongress der Freidenker-Weltunion 


Vom 24. bis 26. Mai 2013 tagte in Mann¬ 
heim der 44. Kongress der Weltunion 
der Freidenker. Der Baden-Württem¬ 
bergische Freidenker-Vorsitzende Ian 
Bailey begrüßte die Delegierten auf 
,heimischem Boden 4 im Bürgerhaus- 
Neckarstadt-West. 

Im Mittelpunkt der Tagung stand das 
Verhältnis des Freien Denkens zur 
Politik: Der Vorstellung, die Freiden¬ 
ker sollten sich auf Themen der Reli- 
gions- und Kirchenkritik beschränken, 
hielt Klaus Hartmann, Vorsitzender 
des Deutschen Freidenker-Verbandes, 
in seinem Referat entgegen: „Freiden¬ 
ker kämpften immer gegen die Privile¬ 
gien der Kirche, und wenn der Papst als 
verschworener Gegner der Befreiungs¬ 
theologie scheinheilig gegen ,Gier und 
Gewalt 4 predigt, werden wir ihm nicht 
das Feld überlassen, und selbst nur 
noch über die jungfräuliche Empfäng¬ 
nis, den Weihnachtsmann oder über pä¬ 
dophile Priester reden.“ 

Klaus Hartmann erinnerte an das Ver¬ 
bot der Freidenker vor 80 Jahren, we¬ 
nige Wochen nach Machtantritt der Fa¬ 
schisten in Deutschland. Der Verbands¬ 
vorsitzende Max Sievers wurde wegen 
seiner antifaschistischen Widerstands¬ 
arbeit 1944 nach Hochverratsprozess 
und Todesurteil von Freislers „Volks¬ 
gerichtshof“ mit dem Fallbeil ermordet. 
Sein Vermächtnis und das der Freiden¬ 


kerin und Friedensnobelpreisträgerin 
Bertha von Suttner sind für die Frei¬ 
denkerbewegung Verpflichtung, gegen 
Faschismus und Krieg aufzustehen. 
Vladimir Krsljanin (Belgrad) beschrieb 
in seinem Referat „Das Freie Denken 
im Zeitalter der Kriege und Revolu¬ 
tionen“ den gegenwärtigen Weltherr¬ 
schaftskrieg der Oligarchie gegen die 
Menschheit, nach Bedeutung und Aus¬ 
maß mit den Weltkriegen vergleichbar, 
für den der NATO-Krieg gegen Jugo¬ 
slawien Modell stand. Die Weltwirt¬ 
schaftskrise zeige allerdings, „dass die 
Oligarchie dabei ist, die Schlacht zu 
verlieren, und keine Chance zur Ver¬ 
wirklichung ihrer Weltherrschaft hat“. 
Im dritten Hauptreferat über „den 
Kampf der Weltanschauungen“ plä¬ 
dierte Klaus von Raussendorff (Bonn) 
dafür, mit der dialektisch-materialis¬ 
tischen Methode Grundbegriffe wie 
Demokratie, Recht, Menschenrechte, 
Internationalismus der Deutungshe¬ 
gemonie der Kultur der Herrschenden 
zu entwinden und einen Inhalt im Sin¬ 
ne einer Kultur der Volksmassen zu¬ 
rückzugeben. 

Während der Tagung wurde über in¬ 
ternationale Schauplätze des Kampfes 
gegen Klerikalismus und Reaktion be¬ 
richtet, so aktuell in Frankreich, wo 
Rechtsextreme und katholische Kir¬ 
che gegen die sogenannte „Homo- 


Ehe 44 mobil machen. Die Delegierten 
beschlossen u.a. eine Resolution zum 
„Menschenrecht auf Wasser“, gegen 
die Privatisierung und Patentierung 
menschlicher Lebensgrundlagen. 

In einer weiteren Entschließung wird 
die westliche Doppelmoral im Um¬ 
gang mit dem Islam und islamis- 
tischen Kämpfern kritisiert: „Die 
westlichen Mächte führen gemäß ih¬ 
rer Propaganda Kriege angeblich 
für ,Menschenrechte’, ,gegen Terror’ 
oder eine ,islamische Gefahr’. Sie ent- 


Die westlichen Mächte fördern 
den Rassismus und untergraben 
das Zusammenleben 


fachen in ihren Heimatländern islamo- 
phobe Kampagnen, um die Unterstüt¬ 
zung der Bevölkerung für ihre neoko¬ 
lonialen Kriege zu gewinnen. Damit 
fördern sie den Rassismus und unter¬ 
graben das Zusammenleben. Aber die 
gleichen kriegführenden Regierungen 
haben überhaupt keine Probleme da¬ 
mit, sich mit den reaktionärsten isla- 
mistischen Regimes und Organisatio¬ 
nen zu verbünden, wenn es gegen ihre 
ausersehenen Feinde geht.“ 

Nach der CIA-Gründung von Al Qai- 
da in Afghanistan wurden die islamisti- 
schen Kämpfer in Bosnien und im Ko¬ 
sovo eingesetzt, zum Kampf gegen das 


laizistische Libyen Muammar al Gad¬ 
dafis abkommandiert und aktuell sol¬ 
len sie das säkulare Syrien zerschlagen. 
„Die Freidenker, einig in der Verur¬ 
teilung von Rassismus, religiösem Fa¬ 
natismus und imperialistischem Krieg, 
klagen diese Doppelmoral des Westens, 
den Missbrauch der Religion und das 
Schüren religiöser Spannungen durch 
die Kriegstreiber an. Wir fordern die 
sofortige Beendigung der Aggression 
gegen Syrien, das Ende der Kriegsdro¬ 
hungen gegen den Iran, den soforti¬ 
gen Abzug aller NATO-Truppen aus 
Afghanistan, das Ende von Landraub, 
Apartheid und Besatzung in Palästi¬ 
na!“ 

Der Internationale Rat der Welt¬ 
union wählte ein siebenköpfiges Exe¬ 
kutivbüro mit Vertreter(inne)n aus 
Deutschland, Frankreich, Österreich, 
der Schweiz und Serbien. Der bisherige 
Präsident Louis Roger (Brest) ist nun 
Ehrenpräsident, der Bundesvorsitzen¬ 
de des Deutschen Freidenker-Verban¬ 
des Klaus Hartmann wurde zum Präsi¬ 
denten gewählt. 

Zum Abschluss des Wochenendes 
stand eine freidenkerische Stadtfüh¬ 
rung in Heidelberg auf dem Programm, 
bei der Vera Glitscher besonders auf 
das Wirken des Philosophen Ludwig 
Feuerbach in der Stadt einging. 

K.H. 
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Abfuhr für die NPD 

Kein Vertrauen zu den politischen Parteien in Schleswig-Holstein 


K ommunalwahlen in Schleswig- 
Holstein und nicht einmal die 
Hälfte der Wahlberechtigten 
nahm teil. Mit 46,5 Prozent erreich¬ 
te die Wahlbeteiligung ihren bisheri¬ 
gen Tiefststand. Vor fünf Jahren wa¬ 
ren es noch 49,5 Prozent. Besonders 
groß war der Anteil der Nichtwähler 
in traditionellen Arbeiterbezirken. 
2008 meinte man, es handle sich um 
ein einmaliges Ergebnis, weil Schles¬ 
wig- Holstein zuvor von einer Großen 
Koalition regiert worden war. Dass es 
noch schlimmer kommen würde, deu¬ 
tete sich schon bei der Aufstellung der 
Kandidatinnen und Kandidaten an. 
Selbst CDU und SPD hatten Mühe, 
alle Wahlkreise zu besetzen. FDP und 
Grüne traten in etlichen Städten und 
Gemeinden gar nicht erst an. Dabei 
war die Aussicht, einen Sitz in einem 
Kreistag oder in einem lokalen Parla¬ 
ment zu erringen noch nie so günstig 
wie diesmal, weil es keine Fünf- Pro¬ 
zent- Hürde gab. 

Viele Mitglieder von Parteien scheu¬ 
ten aber offenbar vor 
einer Kandidatur zu¬ 
rück, da die Verschul¬ 
dung der Kommu¬ 
nen so angewachsen 
ist, dass es fast keine 
Spielräume für Inves¬ 
titionen mehr gibt. Im 
Gegenteil verlangen Bund und Län¬ 
der von den Kommunen, den Riemen 
noch enger zu schnallen und bei den 
Ausgaben den Rotstift anzusetzen, 
was in der letzten Legislaturperiode 
vor allem auf sozialem und kulturel¬ 
lem Gebiet bereits in großem Maße 
geschah. Die Proteste der Bürgerin¬ 
nen und Bürger bekommen die Po¬ 
litiker vor Ort zu spüren, nicht die in 
Berlin oder in der jeweiligen Landes¬ 
hauptstadt. Und wer möchte schon 
von vornherein Prügel beziehen oder 
sich von Sparkommissaren vorschrei¬ 
ben lassen, welche Ausgaben getätigt 
werden dürfen und welche nicht? 
Kommunale Selbstverwaltung ist in 
Deutschland längst zu einem Schlag¬ 
wort verkommen. Die Demokratie 
bleibt auf der Strecke. 

Zum Anwachsen der Nichtwähler¬ 
gruppe hat zweifellos auch das sin¬ 
kende Ansehen der etablierten Par¬ 


teien beigetragen, die den Willen 
der Bevölkerungsmehrheit missach¬ 
ten und um die dringendsten sozia¬ 
len Probleme wie den Mietwucher 
in den größeren Städten und in der 
Metropolregion Hamburg einen Bo¬ 
gen machten. So setzt bereits eine 
Vertreibung von Geringverdienern, 
Rentnern, Erwerbslosen und Hartz 
IV- Empfängern aus ihren Wohn¬ 
gebieten ein, was von der SPD erst 
gegen Ende der Legislaturperiode 
überhaupt wahrgenommen wurde 
und jetzt sogar von Frau Merkel the¬ 
matisiert wird, deren CDU zusammen 
mit der FDP kurz vor Weihnachten 
im Bundestag ein einschneidendes 
Mietrechtsänderungsgesetz zuguns¬ 
ten der Immobilienhaie und Vermie¬ 
ter durchgesetzt hat. 

Vom Parteienverdruss profitierten in 
Schleswig- Holstein die Freien Wäh¬ 
lergemeinschaften, die allerdings 
keineswegs überall als politisch un¬ 
abhängig bezeichnet werden dürfen. 
In Kiel und im Kreis Herzogtum Lau¬ 


enburg traten zum Beispiel Wählerge¬ 
meinschaften auf, die von zwei bishe¬ 
rigen NPD- Abgeordneten angeführt 
wurden. Beide können ihre Plätze 
wieder einnehmen, wobei der Lau¬ 
enburger mittlerweile seinen Austritt 
aus der NPD erklärte und nun mehr 
als Abgeordneter einer „Rechtsstaat¬ 
lichen Liga“ auftritt. Für die NPD er¬ 
rangen die Nazis einen Sitz in Neu¬ 
münster. Sonst ging sie leer aus, was 
als wichtigstes Ergebnis der Kommu¬ 
nalwahlen anzusehen ist. Sogar der 
NPD-Landesvorsitzende Ingo Stawitz 
scheiterte in seiner Heimatstadt Ue¬ 
tersen (Kreis Pinneberg), obwohl es 
den Nazis gelang, alle 14 Wahlbezir¬ 
ke in der Stadt zu besetzen. Am Ende 
fehlten ihm neun Stimmen zu einem 
Mandat in der Ratsversammlung. An¬ 
tifaschistinnen und Antifaschisten 
hatten bis zum letzten Tag vor der 
Wahl mit vielfältigen Aktionen ge¬ 


gen die NPD gekämpft. Unter dem 
Eindruck dieser Proteste musste der 
NPD-Vorsitzende sogar einen Tag vor 
der Wahl seinen geplanten Infostand 
auf dem größten Platz Uetersens ab- 
sagen. Auch im Pinneberger Kreistag 
wird es keinen NPD-Vertreter geben. 
Dieser Erfolg basiert auf der uner¬ 
müdlichen Arbeit der Antifaschisten 
vom Bündnis gegen rechts, der VVN- 
BdA und autonomer Jugendgruppen. 
Die Partei „Die Linke“ erreichte bei 
den Kreistagswahlen 2,9 Prozent der 
Stimmen, büßte aber gegenüber der 
Wahl vor fünf Jahren rund 4 Prozent 
ein. Am meisten enttäuscht war die 
Partei von den Verlusten in der kreis¬ 
freien Stadt Lübeck, in der sie vor 
fünf Jahren mit 11,7 Prozent ein über¬ 
durchschnittliches Ergebnis einfuhr, 
diesmal aber nur auf 3,9 Prozent kam. 
Eine Analyse sollte auf einem Kreis¬ 
parteitag erfolgen, dessen Ergebnis 
bei Redaktionsschluss noch nicht vor¬ 
lag. Das beste Wahlergebnis im Land 
erzielte „Die Linke“ in Wedel (Kreis 
Pinneberg), wo sie im 
Bündnis mit DKP-Mit- 
gliedern und Parteilosen 
aus dem Friedens- und 
Antifa- Spektrum auf 6,9 
Prozent kam. Mit zwei 
Ratsmitgliedern stellt 
„Die Linke Wedel“ wie¬ 
der eine Fraktion. Eine wichtige Rol¬ 
le in der Öffentlichkeitsarbeit für das 
Bündnis spielte die DKP-Ortszeitung 
„Die Meinung“, die im 45. Jahrgang 
erscheint und sich seitdem als „kol¬ 
lektiver Agitator, Propagandist und 
Organisator“ der außerparlamenta¬ 
rischen politischen Linken versteht. 
Einen Sitz in der Ratsversammlung 
büßte „Die Linke“ in Itzehoe ein. Da¬ 
durch verlor der DKP-Genosse Vol¬ 
ker Blaschke, der auf Platz zwei der 
Liste nominiert wurde, sein Mandat. 
Bemerkenswert sind noch die 16,9 
Prozent der Barmstedter Linken Lis¬ 
te (BALL), die sich aus der einstigen 
DKP-Fraktion zu einem linken Bünd¬ 
nis entwickelte. Ihr Markenzeichen ist 
die enge Verzahnung von parlamen¬ 
tarischer und außerparlamentarischer 
Arbeit, die sich für die Bevölkerung 
der 9 000-Einwohner-Stadt ausge¬ 
zahlt hat. Günther Wilke 


Kommunale Selbstverwaltung ist 
in Deutschland längst zu einem 
Schlagwort verkommen. 

Die Demokratie bleibt auf der Strecke. 


Dresdner Justiz vor erneuter Blamage 

Prozess gegen Jugendpfarrer Lothar König verkommt immer mehr zur Farce 


Bereits seit Anfang April verhandelt 
das Amtsgericht Dresden, inwiefern 
sich Nazigegner König bei den Protes¬ 
ten gegen einen Aufmarsch von Neofa¬ 
schisten im Februar 2011 in der sächsi¬ 
schen Landeshauptstadt des schweren 
aufwieglerischen Landfriedensbruches, 
der versuchten Strafvereitelung und 
der Beihilfe zum Widerstand gegen Po¬ 
lizisten schuldig gemacht habe. Damals 
hatten sich mehr als 20 000 Nazigeg¬ 
ner in Dresden versammelt und einen 
Aufmarsch von rund 2 000 angereisten 
Neofaschisten verhindert. 

Sollte König von der sächsischen Jus¬ 
tiz verurteilt werden, steht 
für ihn nicht weniger als sei¬ 
ne Tätigkeit als Pfarrer auf 
dem Spiel. So ist ein Pfarrer, 
der rechtskräftig zu einer 
Haftstrafe von über einem 
Jahr verurteilt wird, laut Kirchenrecht 
zu entlassen. 

Würde der Prozess gegen König in 
einem durchschnittlichen deutschen 
Bundesland und nicht in Sachsen, das 
der Berliner Historiker Wolfgang Wip¬ 
permann als das „rechtskonservativste 
und unfreieste Bundesland der Repu¬ 
blik“ bezeichnete, stattfinden, König 
könnte dem konstruierten Verfahren 
gelassen entgegensehen. 

Tatsächlich spricht auch aktuell nichts 
für eine wie auch immer geartete 
„Schuld“ des Gottesmannes. Vielmehr 
droht der Dresdner Staatsanwaltschaft 
wie bereits im Fall der versuchten Kri¬ 


minalisierung des ehemaligen säch¬ 
sischen Linksfraktionschefs Andre 
Hahn, den diese ebenfalls aufgrund 
seiner Teilnahme an den antifaschisti¬ 
schen Protesten vor Gericht zerrte, eine 
neuerliche Schlappe. 

So verstrickten sich die bis zum jetzi¬ 
gen Zeitpunkt befragten Polizeizeugen 
mehrfach in gravierende Widersprü¬ 
che. Der polizeiliche Mannschaftsfüh¬ 
rer Alexander E. etwa sagte aus, dass 
er während eines Wendemannövers 
der Polizeifahrzeuge aus dem VW- 
Bus, der von König gefahren worden 
sei, die Durchsage „Deckt die Bullen 


mit Steinen zu!“ vernommen habe. Je¬ 
doch konnte er nicht bestätigen, dass 
die besagte Parole von König ausgege¬ 
ben worden sei. Videoaufnahmen wi¬ 
derlegen hingegen die Schilderungen 
des Polizisten. So ist dort klar zu sehen, 
dass der VW-Bus der Jungen Gemein¬ 
de an der Polizeikarawane vorbeifährt 
und das Wendemanöver zu einem viel 
späteren Zeitpunkt stattfindet, als der 
Beamte es behauptet. Zudem erfolgte 
zum angeblichen Tatzeitpunkt keiner¬ 
lei Lautsprecherdurchsage. Vielmehr 
wurde das antifaschistische Partisanen¬ 
lied „Bella Ciao“ über die Anlage des 
Lautsprecherwagens abgespielt. 


Ob Staatsanwältin Ute Schmerler- 
Kreuzer eben dieses traditionsreiche 
Lied meinte, als sie König beim Verle¬ 
sen der Anklageschrift vorwarf, Musik 
mit „aggressivem und anheizendem 
Rhythmus“ im Lautsprecherwagen ab¬ 
gespielt und damit die „Angehörigen 
des linksautonomen Spektrums“ zu¬ 
sätzlich aufgewiegelt zu haben? 

Auch der Vorwurf, dass König angeb¬ 
lichen linken „Gewalttätern“ Unter¬ 
schlupf im VW-Bus der Gemeinde ge¬ 
währte, gilt mittlerweile als widerlegt. 
Videoaufnahmen beweisen vielmehr, 
dass es die Beamten waren, die einen 
Mann, der sich neben dem 
Lautsprecherwagen befindet, 
ohne ersichtlichen Grund 
mit Schlagstöcken nieder¬ 
strecken, was Königs Anwalt 
Johannes Eisenberg vor Ge¬ 
richt als „Straftat im Amt“ wertete. 
Auffällig ist außerdem, dass sich Poli¬ 
zeiführer Alexander E. Monate nach 
den Dresdner Protesten vor dem Amts¬ 
gericht detaillierter an das angebliche 
Geschehen erinnert, als es noch zum 
Zeitpunkt der Fertigung seiner Zeu¬ 
genaussage selbst der Fall war. 

König hat es mit seinem Fall indes nicht 
nur vor Gericht, sondern auch in das 
kürzlich veröffentlichte Buch des inves- 
tigativen Journalisten Jürgen Roth ge¬ 
schafft. Es trägt den vielsagenden Titel 
„Spinnennetz der Macht - Wie die po¬ 
litische und wirtschaftliche Elite unser 
Land zerstört“. Markus Bernhardt 


Bella Ciao - 

aggressiv und anheizend? 


Offen, bunt, antifaschistisch 

2 ooo Schüler und Lehrer beim Solinger Sternmarsch 


UZ: In diesen Tagen gab es zahlreiche 
Gedenkveranstaltungen. Die Bezirks¬ 
schülervertretung Solingen hat zu einem 
Sternmarsch am 29. 5. auf gerufen. Wie 
war die Resonanz? 

Nuria Cafaro: Die Resonanz war groß¬ 
artig! Ich bin immer noch euphorisiert, 
weil wir als BSV die ganze Zeit positi¬ 
ve Rückmeldung bekommen und alle 
ein bisschen davor erschrecken, was Ju¬ 
gendliche so auf die Beine stellen kön¬ 
nen. Viele Kommunalpolitiker haben 
plötzlich viel mehr Respekt vor dem, 
was wir leisten, und auch vor der Kraft 
der Jugend im allgemeinen. 

Im Vorfeld des Sternmarsches wa¬ 
ren die Reaktionen leider nicht im¬ 
mer so toll und optimistisch. Wir ha¬ 
ben in zahlreichen Gesprächen mit 
der Intgerationsbeauftragten, dem 
Oberbürgermeister und anderen Leu¬ 
ten aus der Verwaltung durchgesetzt, 
dass der OB einen Brief mit der Bit¬ 
te, alle Schülerinnen und Schüler für 



Nuria Cafaro, Solingen, Mitglied im 
Vorstand der Bezirksschülervertre¬ 
tungjugendstadträtin, Schülerver¬ 
treterin 

diese Aktion zu befreien, an sämtliche 
Schulleiter schickt. Das war ein Rie¬ 
senkampf, denn die Stadt wollte mit 
allen Mitteln verhindern, dass dieser 
Sternmarsch stattfindet, weil vor al¬ 
lem der OB das Gedenken nicht aus 
der Hand geben will und das Ganze 
möglichst am Rand geschehen lassen 
wollte, ohne das wirklich breit Bürger 
beteiligt werden. Aber wir haben uns 
durchgesetzt und so eine Erfahrung tut 
uns allen wirklich gut. 

UZ: Wie verlief der Sternmarsch genau? 
Welche Rolle spielte er im Gesamtkon¬ 
zept der Gedenkveranstaltungen? 

Nuria Cafaro: Es gab zwei verschie¬ 
dene Treffpunkte an denen sich die 
Schüler aus den jeweiligen Stadttei¬ 
len getroffen haben. Von da aus sind 
wir mit Musik, vielen bunten Transpa¬ 
renten, die die Schüler mit ihren SVen 
vorher gemalt haben, zum gemeinsa¬ 
men Kundgebungsplatz gezogen. Auf 
dem Demozug haben wir Dinge wie 
„Solingen ist bunt statt braun“ oder 
„auch diese Stadt hat Nazis satt“ ge¬ 
rufen. Es kamen noch mehr Schülerin¬ 
nen und Schüler als erwartet, und das 
trotz Dauerregen. Wir haben eindeutig 
gemerkt, dass es den Schülern wichtig 
war, an diesem Gedenken und Mahnen 
teilzunehmen. 

Am Veranstaltungsort war eine Bühne 
aufgebaut und Nico Bischoff, ebenfalls 
aus dem BSV-Vorstand, und ich haben 
durch den Tag geführt. Der vorher so 
skeptische OB wollte sich dann doch 
noch öffentlich bedanken, die NRW- 
Schulministerin Löhrmann ebenfalls. 
Es fand eine gemeinsame Schweige¬ 
minute statt und Inge Krämer von der 
VVN-BdA hat von der Zeit um den 
Brandanschlag erzählt, Bettina Jürgen- 
sen hat für das antifaschistische Bünd¬ 
nis in Kiel gesprochen und die Verbin¬ 
dung zu den Anschlägen in Mölln auf¬ 
gezeigt. Das alles war durchmischt mit 
Bands und Ständen wie „Mein Gesicht 
für Toleranz“, einem Stand der VVN- 
BdA oder dem Stand der BSV, an dem 
wirklich viele Schüler einen Aufruf ge¬ 
gen die ProNRW-Kandidatur für unse¬ 
ren Stadtrat unterschrieben haben. Am 
Ende der Veranstaltung gab es noch ein 
großes Highlight, das waren die Holi- 


Farben. Das ist so eine Art bunter Krei¬ 
destaub mit dem sich alle Schüler zu 
der Musik von einem DJ beworfen ha¬ 
ben und so ein Zeichen für eine bunte 
Stadt setzen wollten. Es sollte an die¬ 
sem Tag nicht nur bei dem Gedenken 
bleiben, da es meiner Meinung nach ge¬ 
rade die Aufgabe der Jugend ist, auch 
zu mahnen und ein deutliches Zeichen 
für die Zukunft zu setzen. Gerade im 
Nachhinein bezeichnen viele Solinger 
die Aktion als die wichtigste im Rah¬ 
men der Veranstaltungen zum Jahres¬ 
tag. Ich sehe das genauso, der Stern¬ 
marsch war die Veranstaltung, die von 
weitestgehenden Teilen der Schülerbe¬ 
wegung getragen wurde. 

UZ: Bist du zufrieden damit, wie das 
„offizielle“ Solingen, die offizielle Poli¬ 
tik des Brandanschlages gedachte? Ist 
da nicht auch Heuchelei mit im Spiel, 
wenn man die tolerante Politik gegen¬ 
über Neofaschisten bedenkt? 

Nuria Cafaro: Natürlich bin ich damit 
nicht zufrieden. Der Brandanschlag 
wird in Solingen oft verschwiegen. Ich 
habe eine Tour durch die Schulen ge¬ 
macht und mit den 14-18-Jährigen dort 
geredet, während der ganzen Zeit bin 
ich auf einen Schüler getroffen, der un¬ 
gefähr wusste was damals passiert ist. 
Dass Alles jetzt nach zwanzig Jahren 
nochmal rausgekramt wird, passt vie¬ 
len konservativen Politkern und Schul¬ 
leitern ganz und gar nicht. Auch die 
Veranstaltungen von städtischer Seite 
waren eine Art Pflichtveranstaltung. 
Viele Dinge wurden möglichst abseits 
vom alltäglichen Geschehen aufgezo¬ 
gen und möglichst mit wenig Bürger¬ 
beteiligung. 

Neonazis haben wir zum Glück aller¬ 
dings nicht in der Stadt. Wir haben ein 
großartig funktionierendes antifaschis¬ 
tisches Bündnis „Bunt statt Braun“, das 
aus 59 Organisationen - von Gewerk¬ 
schaften, Sozialdemokraten und auch 
uns als BSV über die DKP und SDAJ 
bis zu kirchlichen Gruppen - besteht. 
So schaffen wir es, Rechte immer wie¬ 
der aus der Stadt zu drängen. 

UZ: In den Medien war zwischendurch 
zu hören, dass der Brandanschlag die 
Solinger heute kaum noch interessiert. 
Ist das auch Dein Eindruck? 

Nuria Cafaro: Nein. Es gibt einige we¬ 
nige, die das Ganze nervt und die nicht 
mehr damit konfrontriert werden wol¬ 
len. Aber gerade in der Schülerschaft 
gibt es großes Interesse und großen 
Elan, sich mit diesem dunklen Kapitel 
der Solinger Stadtgeschichte auseinan¬ 
derzusetzen und daraus zu lernen. 

UZ: Warum war es dir persönlich wich¬ 
tig, das Gedenken mitzuorganisieren? 

Nuria Cafaro: Ich selber war damals 
noch nicht auf der Welt, hatte aber das 
Glück, dass meine Eltern mich recht 
früh aufgeklärt haben. Wir haben in 
der Bezirksschülervertretung schon 
vor einem Jahr Stimmen von einigen 
Schülern gehört, die mehr über die¬ 
ses Thema erfahren wollten. Die BSV 
hat dann eine Veranstaltung mit einem 
Referenten zu dem Thema gehabt und 
sich sofort entschieden, dass wir als Ju¬ 
gend auch einen Teil zum 20. Jahres¬ 
tag beitragen wollen. Ich wünsche mir 
und werde weiter dafür arbeiten, dass 
Antifaschismus offen, breit und bunt 
gelebt wird. Ich bin überzeugt davon, 
dass sich möglichst viele, ja möglichst 
alle demokratischen gesellschaftlichen 
und politischen Kräfte gemeinsam ge¬ 
gen Rechts stellen müssen. Wir sehen 
nach den NSU-Attentaten, dass solche 
schlimmen Mordanschläge leider noch 
nicht der Geschichte angehören. 

Wir müssen aus der Vergangenheit ler¬ 
nen und deshalb auch aufgeklärt über 
diese Vergangenheit sein. Das wich¬ 
tigste war mir bei dem Sternmarsch, so 
viele Schülerinnen und Schüler in Be¬ 
wegung zu kriegen und ich denke, dass 
dieses Vorhaben uns mit rund 2000 
Teilnehmern auch gelungen ist. 

Die Fragen stellte Adi Reiher 
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Reiche Deutsche 
haben sich vermehrt 

„Die Menschen in Deutschland wer¬ 
den immer reicher“, lautete eine Wohl¬ 
fühlmeldung von „stern“-Online am 
31. Mai 2013. 

Dabei war aus den nachfolgend in die¬ 
sem Text wiedergegebenen Zahlen 
der US-Firma „Boston Consulting“, 
die jährlich einen „Global Wealth“- 
Report (Welt-Reichtumsbericht) ver¬ 
öffentlicht, klar zu entnehmen, dass es 
nicht „die Menschen in Deutschland“ 
waren, die reicher geworden sind, son¬ 
dern die Reichen in Deutschland zuge¬ 
nommen haben. Ob die betreffenden 
„stern“-Redakteure so unprofessio¬ 
nell und gedankenlos gearbeitet haben, 
dass sie das eine vom anderen nicht un¬ 
terscheiden konnten, oder ob da doch 
die propagandistische Absicht dahin¬ 
ter steckte, den „Menschen in Deutsch¬ 
land“ einzureden, wie gut es ihnen geht, 
kann dahingestellt bleiben. 

Die erwähnte Reichtums-Studie ver¬ 
meldete jedenfalls, dass es 2012 in 
Deutschland 362 000 Haushalte mit 
einem Privatvermögen von einer Mil¬ 
lion Dollar und mehr gab. 2011 waren 
es erst 331 000 gewesen. Also eine Zu¬ 
nahme um rund 30 000 oder 9,4 Pro¬ 
zent. Die Gesamtsumme der privaten 
Vermögen in Deutschland wuchs inner¬ 
halb dieses Jahres um 6,2 % und belief 
sich auf 5,2 Billionen Euro. Über die 
gleichzeitige Zunahme der Haushalte 
in Armut oder am Rand der Armuts¬ 
grenze oder der Zahl der Menschen mit 
zum Leben nicht ausreichenden Nied¬ 
riglöhnen enthielt die Studie natürlich 
keine Angaben. 

Soviel Arbeitslose gab 
es noch nie in der EU 

Die Arbeitslosenquote in der EU hat 
im April 2013 einen neuen Höchst¬ 
stand erreicht. 

Nach den jüngsten Angaben der EU- 
Statistikbehörde Eurostat belief sie 
sich im April dieses Jahres im Euro- 
Währungsgebiet auf 12,2 Prozent, in 
der Gesamt-EU auf 11,0 Prozent. Das 
sind um 0,8 bzw. 0,7 % mehr als im 
April 2012. Laut Eurostat-Schätzung 
waren im April 2013 im Euro-Raum 

19.4 Millionen Menschen davon be¬ 
troffen, ca. 1,6 Millionen mehr als vor 
einem Jahr. In der EU insgesamt wird 
die Zahl der Arbeitslosen mit 26,6 Mil¬ 
lionen Menschen angegeben. In insge¬ 
samt 18 der 27 Mitgliedsstaaten liegt 
diese Zahl heute höher als vor einem 
Jahr. 

In Griechenland ist die Arbeitslo¬ 
sigkeit in den letzten zwölf Monaten 
um 5,2 auf heute 27 % angewachsen, 
in Spanien betrug der Anstieg 2,4 auf 

26.8 %. In Portugal stieg sie um 4,4 auf 

17.8 %, in Zypern ebenfalls um 4,4 auf 
15,6 %. Arbeitslosenquoten über zehn 
Prozent hatten im April 2013 laut EU- 
Statistik aber auch Ungarn (18,1 %), 
Irland (13,5 %), Belgien (12,3 %), Ita¬ 
lien (12%), Frankreich (11,2%) und 
Polen (10,8 %) aufzuweisen. 

Noch katastrophaler sind die Zahlen 
bei den jungen Menschen unter 25 Jah¬ 
ren. 

Von ihnen sind nach den neuesten 
Angaben von Eurostat derzeit im 
Euro-Raum insgesamt 3,6 Millionen 
(24,4%) arbeitslos. In der Gesamt¬ 
EU sind es 5,6 Millionen (23,5 %). 
Das heißt, die Jugendarbeitslosigkeit 
liegt sowohl in der EU insgesamt wie 
in den 17 Euro-Staaten jeweils doppelt 
so hoch wie die Quoten für die älteren 
Jahrgänge. 

An der Spitze liegen Griechenland mit 

62.5 % (fast zwei Drittel aller Jugend¬ 
lichen), Spanien (56,4%), Portugal 
(42,5 %) und Italien (40,5 %). 


Ermahnung an Ungarn 

EU-Justizkommissarin Viviane Reding 
hat die ungarische Regierung unter Mi¬ 
nisterpräsident Orban zu einem „sorg¬ 
samen Umgang mit der Verfassung des 
Landes“ ermahnt. 

„Eine Verfassung ist kein Spielzeug, das 
man alle paar Monate ändern kann“, 
sagte Reding dem Wiener „Standard“. 
Man beobachte unter der Regierung 
Orban „eine systematische Vorgehens¬ 
weise gegen die Verfassung“, so Reding. 


Der Tod kommt aus Ramstein 

USA steuern tödliche Drohnen-Einsätze in Afrika von Deutschland aus 


D ie Tötung von „Terrorverdäch¬ 
tigen“ in Afrika mittels Droh¬ 
nen (über Satelliten gelenkte 
unbemannte, mit Waffen bestückte 
Flugzeuge) wird über den US-Luft- 
waffenstützpunkt Ramstein gesteu¬ 
ert. Das war einer Sendung des ARD- 
Magazins „Panorama“ am 30. Mai 
zu entnehmen, die auf gemeinsamen 
Recherchen des ARD-Magazins mit 
Journalisten der „Süddeutschen Zei¬ 
tung“ beruhte. 

Laut den Angaben in dieser Sendung 
befindet sich die Steuerungszentrale 
für den Einsatz von US-amerikani¬ 
schen Drohnen gegen Ziele in Afrika 


auf der US-Air-Force-Basis in Ram¬ 
stein. Die Einsatzbefehle kommen 
laut Auskünften des US-Militärs ge¬ 
genüber den recherchierenden Jour¬ 
nalisten von „ Africom“, dem seit 2008 
eingerichteten US-Oberkommando 
für Afrika in Stuttgart. 

Die Flugleitzentrale sei im Okto¬ 
ber 2011 unter dem Namen „Air and 
Space Operations Center“ (AOC) auf 
dem US-Stützpunkt eröffnet worden, 
hieß es in dem Bericht. Bis zu 650 Mit¬ 
arbeiter überwachten von dort aus den 
afrikanischen Luftraum, werten Droh¬ 
nen- und Satellitenbilder aus und pla¬ 
nen Einsätze. Über eine spezielle Satel¬ 


liten-Anlage in Ramstein hält ein Pilot 
am Boden Kontakt zu den Kampfdroh¬ 
nen am Einsatzort und lenkt sie zu den 
Personen, die getötet werden sollen. 
Ohne die Anlage in Ramstein könnten 
die Drohnen-Angriffe nicht durchge¬ 
führt werden, hieß es in einem Papier 
des US-Militärs, das „Panorama“ und 
der „SZ“ vorlag. Es habe sich dabei um 
einen Bauplan gehandelt, in dem es 
hieß, dass eine temporäre Anlage die¬ 
se Aufgabe bereits jetzt erfüllt, aber in 
sechs Monaten durch eine dauerhaf¬ 
te Installation ersetzt werden soll. Für 
den Einsatz verwendet werden Droh¬ 
nen der Typen „Predator“ („Raub¬ 


tier“), „Reaper“ („Sensenmann“) und 
„Global Hawk“ („Globaler Habicht“). 
„Panorama“ und der „SZ“ lagen auch 
Stellenausschreibungen für „Geheim¬ 
dienst-Analysten“ in Stuttgart vor, de¬ 
ren Aufgabe es sein soll, Ziele, auch 
Individuen, für die US-Ziellisten zu 
„nominieren“. 

Laut dem „Panorama“-Bericht sind 
durch Drohnenangriffe bisher mindes¬ 
tens neun Menschen in Somalia gezielt 
getötet, also offenbar nur aufgrund ei¬ 
nes Verdachts hingerichtet worden, 
ohne gerichtliche Untersuchung oder 
Verurteilung. Insgesamt sollen im Ge¬ 
folge solcher Angriffe durch „Kollate- 
ralschäden“ insgesamt bis zu 29 Men¬ 
schen gestorben sein, darunter auch 
unbeteiligte Zivilpersonen. USA-Prä¬ 
sident Obama soll jeden der Einsätze 
persönlich abgezeichnet haben. Zu¬ 
gleich wurde über Äußerungen von 
ihm berichtet, wonach solche Einsätze 
in Afrika künftig strenger gehandhabt 
und eingeschränkt werden sollen. 

Die Bundesregierung ließ auf Anfra¬ 
ge über Regierungssprecher Seibert 
verlauten, dass sie von alledem abso¬ 
lut nichts weiß und nichts „bestätigen“ 
kann. So ist das halt im Umgang un¬ 
ter NATO-Verbündeten und „Freun¬ 
den“; man muss sich ja nicht alles er¬ 
zählen. Der Gießener Völkerrechtler 
Thilo Marauhn meinte: „Die Tötung ei¬ 
nes Terrorverdächtigen mithilfe einer 
bewaffneten Drohne außerhalb eines 
bewaffneten Konflikts kann - wenn 
die Bundesregierung davon weiß und 
nicht dagegen protestiert - Beteili¬ 
gung an einem völkerrechtlichen De¬ 
likt sein.“ 

Wenn die deutsche Regierung davon 
bisher wirklich nichts gewusst haben 
sollte - hätte sie dann nicht wenigs¬ 
tens jetzt die Pflicht, vom NATO-Ver¬ 
bündeten Auskünfte zu verlangen, sie 
der Öffentlichkeit mitzuteilen und die 
schleunigste Einstellung solcher völ¬ 
kerrechtswidriger Praktiken auf deut¬ 
schem Boden einzufordern? 

G. Polikeit 



Was Hollande sich nicht traute, die Algerier machen es 

ArcelorMittal wird renationalisiert 


Der algerische Staat nimmt mit 51 Pro¬ 
zent den Stahlkomplex von Arcelor¬ 
Mittal in Annaba (AMA) wieder in 
Besitz. Was Radio France Internatio¬ 
nale schon im Februar ankündigte, ti¬ 
telte die algerische Tageszeitung La 
Tribüne in ihrer Montag-Ausgabe. Ih¬ 
rer Regionalredaktion wurde ein Do¬ 
kument zugespielt, als „road map“ 
bezeichnet, in dem alle Etappen und 
das Instrumentarium aufgeführt sind, 
die die Produktion wieder in Schwung 
bringen soll. Vorgesehen ist bis zum 
Jahr 2017 2,2 Millionen Tonnen Stahl 
zu produzieren. Die aktuelle Produkti¬ 
on deckt kaum 20 Prozent des nationa¬ 
len Bedarfs, der Rest muss für über 10 
Milliarden Dollar importiert werden. 
Nach diesem Dokument wird der jähr¬ 
liche Bedarf an Stahl im Jahr 2020 auf 
fünf Millionen Tonnen prognostiziert 
und bis 2030 ein Anstieg auf 8 Millio¬ 
nen Tonnen. 

Auf der einen Seite hat die weltweite 
Krise Überkapazitäten im Stahlsek¬ 
tor geschaffen - 300 Millionen Ton¬ 
nen gegenüber 190 Millionen Tonnen 
Nachfrage. Auf der anderen Seite ist 
der „Stolz der Nation“, wie der Indust¬ 
riekomplex von El Hadjar bezeichnet 
wird, heruntergewirtschaftet. In dem 
seit 2001 in den Händen von Mittal 
befindlichen Stahlwerk wurden tech¬ 
nologische Modernisierungs-Investiti¬ 
onen vernachlässigt; die Industrieanla¬ 
gen sind veraltet und in ihrer Kapazität 
beschränkt. Das Szenario ist bekannt: 
2004 fusionierte die Mittal-Holding 
LNM mit ISPA International zu Mit¬ 
tal Steel Anaba, nach der Fusion 2007 
mit der französischen Arcelor zu Ar¬ 
celorMittal Annaba. Ganze Betriebs¬ 
stätten wie die zur Produktion von 
Koks, Weißblech und Rohre wurden 
geschlossen. Das soziale Klima sank 
auf Null, ungezählte betriebliche Kon¬ 
flikte folgten. Ein Umsatzeinbruch, ge¬ 
schätzt auf 45 Millionen Dollar, folgte 
ebenfalls, der wie das Wirtschaftsmaga¬ 
zin für den Mittelmeerraum Econost- 
rum.info berichtete, von ArcelorMittal 


selbst herbeigeführt wurde zugunsten 
von Importen anderer Standorte von 
Mittal. 

Um die Schließung des gesamten In¬ 
dustriekomplexes - wie in Ländern der 
Europäischen Union geschehen - zu 
verhindern, übernimmt der algerische 
Staat 51 Prozent der Gesellschaftsan¬ 
teile. Über die staatseigene Industrie- 
Gruppe SIDER, die das Staatsunter¬ 
nehmen SNS (Societe National de Si- 
derurgie) 1981 übernahm, soll dies nach 
dem entsprechenden „51/49-Prozent- 
Gesetz“ geschehen. Die Gruppe SI¬ 
DER, die bislang 30 Prozent der Ge¬ 
schäftsanteile hält, kauft von AMA 
weitere 16 Prozent für 100 Millionen 
Dollar und wird damit Mehrheitsakti¬ 
onär. Und der Nationale Investitions¬ 
fond übernimmt fünf Prozent Anteile. 
ArcelorMittal Annaba trägt zur Re- 
kapitalisierung mit 56 Millionen Dol¬ 
lar bei und behält 
49 Prozent der Ge¬ 
schäftsanteile. 

700 Millionen Dollar 
Investitionen sieht 
der Entwicklungs¬ 
plan vor, die von der 
staatlichen Banque 
Exterieure dAlgerie 
(BEA) vorgeschos¬ 
sen werden um Ins¬ 
tallationen der letz¬ 
ten Generation, an¬ 
zuschaffen und die 
Anlage - Hochofen, 

Stahlwerk u.a. auf 
Vordermann zu brin¬ 
gen. Außerdem solle 
ein modernes Aus¬ 
bildungszentrum die 
Entwicklung techni¬ 
scher Kompetenzen 
und Qualifikationen 
fördern. 

Nach Le Monde 
wird der algerische 
IndustrieministerS- 
herif Rahmani in 
einigen Wochen die 


Verstaatlichung offiziell bekanntgeben. 
Die „Roadmap“ geht selbst auf das zu¬ 
künftige Management ein, der Vorsitz 
im Verwaltungsrat sei dem algerischen 
Staat Vorbehalten, die Verteilung der 
Sitze im Vorstand zwischen AMA und 
der Gruppe SIDER zu gleichen Teilen 
(Vorstandsvorsitz, Personalvorstand 
etc.). Wie wichtig dies ist, ist vor dem 
Hintergrund zu verstehen, dass im ver¬ 
gangenen Jahr der Generaldirektor mit 
über einem Dutzend ausländischer lei¬ 
tender Angestellter das Werk verlassen 
hatte. Nach mehreren Streiks legten 
während zweier Wochen aufgebrachte 
Arbeiter den Betrieb lahm, nur durch 
das Eingreifen von Polizei und Justiz 
wurde die Eskalation vorläufig been¬ 
det. 

Es wird sich zeigen, ob diese Verstaatli¬ 
chung ein „dauerhaftes Gleichgewicht 
herstellt zwischen den Interessen der 


Aktionäre, der Beschäftigten und 
der Zulieferbetriebe“, wie La Tribüne 
schreibt. Auf jeden Fall erhält die Poli¬ 
tik von Neuem regulierenden Einfluss 
als Miteigentümer und als Kreditgeber, 
aber auch dementsprechende Verant¬ 
wortung. Der Abgeordnete der Partei 
der Arbeit und Gewerkschaftsvertre¬ 
ter Smail Koudria fordert den Erhalt 
der Arbeitsplätze und die tarifliche 
Gewinnbeteiligung von 15 Prozent wie 
auch einen sozialen Stabilitätspakt. 
Die Kumpel in Hagondange (Lothrin¬ 
gen) jedenfalls wären froh, wenn Prä¬ 
sident Hollande nicht vor Mittal mit ei¬ 
ner Vereinbarung „eingeknickt“ wäre, 
sondern sein Wahlversprechen einge¬ 
löst hätte und ihr Hochofen über eine 
ähnlich geartete Verstaatlichung - wie 
es die Gewerkschaften und die Links¬ 
front forderten - saniert worden wäre. 

Georges Hallermayer, Strasbourg 
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Europäische Versammlung 
für den Frieden in Kolumbien 

Treffen in Paris und Rennes wirbt für politische Teilhabe 



Das Foto zeigt Guy Verhofstadt, den Chef der liberalen Fraktion (ALDE) im Euro¬ 
päischen Parlament gemeinsam mit Brigadier General Selim Idriss, Stabschef 
der Freien Syrischen Armee ( 6 . März 2013 ) 


Waffen für die syrische „Opposition" 

Russland befürchtet weitere Eskalation 


Vor allem Großbritannien und Frank¬ 
reich machten ordentlich Druck. Die 
EU-Außenminister haben nach langer 
Diskussion in der vergangenen Woche 
das Waffenembargo gegen Syrien aus- 
laufen lassen. Damit beginnt eine neue 
Stufe der Eskalation. Über Waffenlie¬ 
ferungen an die Aufständischen dürfen 
jetzt wieder die einzelnen EU-Regie- 
rungen entscheiden. 

Die russische Regierung bezeich- 
nete das Ende des Waffenembargos 
als „Fehler“. Dies sei auch ein Rück¬ 
schlag für die geplante Syrien-Konfe¬ 
renz, sagte Vizeaußenminister Sergej 
Rjabkow. 

Andererseits sieht er auch für den Fall, 
dass die zerstrittende syrische Opposi¬ 
tion keinen Wortführer bestimme und 
diesen entsende, die Konferenz platzen. 


Die russischen Hilfslieferungen gehen 
derweil weiter. Erneut wurden rund 
20 Tonnen Hilfsgüter mit Flugzeugen 
gebracht. Auf dem Rückweg werden 
Menschen aus den Kriegsgebieten aus¬ 
geflogen. Der russische Botschafter bei 
der Nato, Alexander Gruschko befürch¬ 
tet eine weitere Verschärfung des Kon¬ 
flikts und warnte vor militärischer Hilfe 
für die Opposition: „Damit wird nur Öl 
ins Feuer gegossen“. 

Im Europaparlament waren andere 
Töne zu hören. „Großbritannien und 
Frankreich sollte man dafür gratulie¬ 
ren, dass sie die Initiative ergriffen ha¬ 
ben, um der syrischen Bevölkerung zu 
helfen“, erklärte der Vorsitzende der li¬ 
beralen Fraktion, Guy Verhofstadt. Es 
sei richtig, die freie syrische Armee mit 
Waffen zu unterstützen. 


D ie kolumbianischen Immigrant/ 
inn/en in Europa, Marcha Pat- 
riötica und die Kolumbianische 
KP rufen alle hier lebenden Landsleute 
zur Teilnahme an einer Versammlung in 
Paris auf. Sie betonen den historischen 
Moment der in Havanna stattfindenden 
Friedensverhandlungen, die eine Hoff¬ 
nung darstellen. 

Nach dem Scheitern des Caguän-Pro- 
zesses 2002 werde wieder eine politi¬ 
sche Lösung gesucht, die helfen soll, 
den Krieg zu beenden. „Aber die 
Schaffung des Friedens muss mit allen 
gemacht werden, die Beteiligung des 
Volkes ist fundamental. Wir müssen die 
Gründe für die sechzigjährige Barbarei 
analysieren und Lösungen zur Beendi¬ 
gung suchen. 

Nur mit dieser Beteiligung werden wir 
die Volksmacht schaffen können, die 
die Geschichte von uns verlangt“, heißt 
es in dem Aufruf. 

Die am 19. und 20. Juni in Paris stattfin¬ 
dende Versammlung liege, der republi¬ 
kanischen Tradition des Landes gemäß, 
im Volk selbst, bei den einfachen Men¬ 
schen. Die Prozesse, die unten, in den 
Eingeweiden des Volkes geboren wer¬ 
den, steigen in der emanzipatorischen 
Tradition „Unseres Amerikas“ hervor, 
um zu bleiben. 

Daher sei es wichtig, dass die kolumbi¬ 
anische gesellschaftliche und Volksbe¬ 
wegung, die sich wegen des bewaffne¬ 
ten Konflikts zum Teil gezwungen sah 
nach Europa, Nord- und Südamerika 
und andere Orte zu emigrieren, Vor¬ 
schläge unterbreitet, die die Erwartun¬ 
gen einer über Jahre vergessenen Emi¬ 
gration aufnimmt, und die auch selbst 
zur Vision eines Landes beitragen kann: 


„Eines Landes, von dem wir träumen, 
des Landes, das wir wollen und wohin 
wir eines Tages würdig zurückkehren 
wollen.“ 

Folgende Ziele werden genannt: 

• Platz für Analyse und Debatte für 
eine politische Lösung 

• Weitergabe der Beiträge der Ver¬ 
sammlungen an die Verhandelnden 
in Havanna 

• Forderung eines Waffenstillstands als 
Zeichen guten Willens 

• Forderung an die Regierung, die Kri¬ 
minalisierung von Oppositionellen zu 
unterlassen und Garantien für politi¬ 
sche Teilhabe zu geben 

• Der Hoffnung Ausdruck verleihen, 
dass der Dialog zwischen Regierung 
und FARC weitergeht und im Frie¬ 
den mit gesellschaftlicher Gerechtig¬ 
keit mündet 

Die sechs Themenbereiche, die dabei 
diskutiert werden sollen, betreffen a) 
Asyl und Migration, mit Blick auf eine 
Rückkehrmöglichkeit, b) Landfrage 
als Hauptgrund des Konflikts und Per¬ 
spektive, c) politische, ökonomische, 
soziale und UmweltausWirkungen des 
aktuellen, transnationalen Extraktivis¬ 
musmodells, d) Rechte und Garantien 
für die Oppositionsarbeit, e) Wahrheit, 
Gerechtigkeit und Wiedergutmachung 
für die Opfer sowie Kampf gegen die 
Straflosigkeit bei Staatsverbrechen, 
und f) Forderungen der Auslandsko¬ 
lumbianer/innen. 

Nach dem Treffen wird es eine symblo- 
ische Friedenskarawane nach Rennes 
im Westen Frankreichs geben, wo wei¬ 
tere Landsleute im Exil leben. 

Zusammenfassende Übersetzung: G. Pohl 


Von der Relativität der Ziffern 

El Salvador steht acht Monate vor den Wahlen 


In El Salvador spiegeln sich die Wider¬ 
sprüche unterschiedlicher kapitalisti¬ 
scher Entwicklungsmodelle in Staa¬ 
ten wider, deren Wirtschaftsstruktur 
schwach und abhängig ist. In Zeiten 
der Präsidentschaftswahlen liefern 
sich die rivalisierenden Parteien in der 
freien bzw. sozialen Marktwirtschaft 
verbale und medienwirksame Agi¬ 
tationsgefechte. Die Partei FMLN, 
deren geschichtliche Wurzeln in der 
Guerillabewegung zu finden sind, ist 
keine Ausnahme. 

Seit ihrer Umwandlung im Jahr 1992 
in eine politische Partei, hält sich die 
FMLN an die Regeln der kapitalis¬ 
tischen parlamentarischen Demo¬ 
kratie und ist bemüht ein gemäßig¬ 
tes politisch-ideologisches Profil zu 
pflegen. Nach drei Präsidentschafts¬ 
wahlversuchen (1994,1999,2004) er¬ 
reichte die FMLN im Jahre 2009 mit 
dem moderaten Kandidat Mauricio 
Funes, dessen Vorbild der brasilia¬ 
nische Sozialdemokrat Lula da Sil¬ 
va ist, einen historischen Sieg. Zum 
ersten Mal in der Geschichte El Sal¬ 
vador gewann die Linke die Präsi¬ 
dentschaftswahlen. Diese Regie¬ 
rungsperiode geht im Jahre 2014 zu 
Ende. Das bedeutet, dass die Wahl¬ 
kampagne in El Salvador auf vollen 
Touren läuft. 

Für Roberto Lorenzana, einen 
FMLN-Abgeordneten, belegen die 
statistischen Ziffern die positive 
Amtsführung der Regierung. Vor al¬ 
lem im sozialen Bereich verbucht die 
FMLN-Regierung, nach Lorenzanas 
Einschätzung, einen „historischen Er¬ 
folg“, vor allem im Gesundheitswesen. 
Dennoch ist es zu früh und die Amts¬ 
periode der FMLN zu kurz, um eine 
„historische Bilanz“ durchführen zu 
können. Nun, man kann Lorenzana 
und der Partei FMLN nichts vorwer¬ 
fen, denn sie jonglieren mit Zahlen 
und mit statistischen Prognosen zu 
ihren Gunsten. Die anderen Partei¬ 
en agieren genauso. So sind die Spiel¬ 
regeln in der parlamentarischen De¬ 
mokratie. Zur Wahlagitation gehören 
auch Manipulation, Demagogie und 
Diffamierung. 


Es mag sein, dass Roberto Lorenzana 
in seiner subjektiven Bewertung rich¬ 
tig liegt, indem er behauptet, dass die 
größte Investition in der Geschich¬ 
te des Landes im Gesundheitswesen 
stattgefunden hat. Ist es das Minimum 
oder das Maximum, was man von einer 
linken Regierung zu erwarten hat? Die 


Frage ist jedoch berechtigt und zulässig. 
Doch der soziale Sektor umfasst auch 
andere Bereiche, wie die Schaffung 
von Arbeitsplätzen und die Beseiti¬ 
gung von Arbeitslosigkeit, die Durch¬ 
führung einer gerechten Lohnpolitik, 
Wohnungsbauprojekte für das einfache 
Volk, Durchführung einer umfassen¬ 
den Alphabetisierungskampagne so¬ 
wie die Entwicklung eines staatlichen 
gebührenfreien Erziehungswesens, das 
die Grundschulausbildung für die ge¬ 
samte Bevölkerung sicherstellt und die 
Weiterführung von technischen Schu¬ 
len und Universitäten gewährleistet. 
Ferner gehören dazu auch andere Wirt¬ 
schaftsbereiche, die einer strukturellen 
Veränderung bedürfen, wie u.a. das ge¬ 


samte Bank- und Finanzwesen, der Au¬ 
ßenhandel, die Stromversorgung und 
eine tiefgreifende Agrarreform. Und 
nicht zu vergessen, die gesellschaftliche 
Gewalt El Salvadors, die definitiv mit 
dem sozio-ökonomischen Ungleichge¬ 
wicht dieser Gesellschaft im direkten 
Zusammenhang steht. 


Eine wissenschaftliche Analyse lässt 
sich natürlich durchführen, da genug 
statistisches und zuverlässiges Mate¬ 
rial von den verschiedenen Institutio¬ 
nen wie IWF, Weltbank, Ökonomische 
Kommission für Lateinamerika (CE- 
PAL) und vielen anderen vorhanden 
ist, um eine gerechtere und gewogene 
Zwischenbilanz der FMLN-Regierung 
darzulegen. Doch Zahlen und Ziffern 
sind immer relativ, weil sie kontamina¬ 
tionsanfällig sind. Wichtig ist, ob das 
einfache Volk den Politikern glaubt 
oder nicht. 

In El Salvador findet keine sozialisti¬ 
sche Revolution statt, auch herrschen 
dort nicht die ökonomischen und poli¬ 
tischen Bedingungen Venezuelas, und 


die FMLN verfolgt außerdem eine so¬ 
zialdemokratische Politik. 

Die ökonomische Entwicklung der sal- 
vadorianischen Gesellschaft ist durch 
starke soziale Ungleichheit und eine 
hohe Armutsquote geprägt. Circa 30 % 
der Bevölkerung leben unterhalb der 
nationalen Armutsgrenze; rund 6 % 
leben von weniger als 1,25 US$ am 
Tag. Arbeitslosigkeit und Unterbe¬ 
schäftigung betreffen zusammen 
rund 50 % der arbeitsfähigen salva- 
dorianischen Bevölkerung vor allem 
auf dem Land. 

Der Bericht 2010 des Entwicklungs¬ 
programms der Vereinigten Natio¬ 
nen für El Salvador (PNUD), der 
vom Vize-Präsident El Salvadors, 
Salvador Sänchez Ceren mitunter¬ 
schrieben ist, belegt diese Fakten. 
Nach diesem Bericht sind von 100 
„wirtschaftlich aktiven“ Salvadori¬ 
anern 44 unterbeschäftigt und sie¬ 
ben arbeitslos. Nur 47,6 Prozent der 
Frauen im arbeitsfähigen Alter neh¬ 
men am Arbeitsmarkt teil. Im Land 
herrscht ein hohes Niveau an Ar¬ 
mut, die sozialen Defizite sind un¬ 
übersehbar. Im Schnitt besuchen die 
Salvadorianer kaum sechs Jahre die 
Schule. Von den Kranken erhalten 
40 Prozent keine Behandlung, nur 
etwa 20 Prozent verfügen über ir¬ 
gendeine Form von Gesundheits¬ 
versicherung. Und 68,9 Prozent der 
Bevölkerung El Salvadors wohnt 
in nicht akzeptablen Zuständen. Flie¬ 
ßendes Wasser gibt es bei 21,3 Prozent 
nicht und 9 Prozent können keinen 
Strom nutzen. Im Bericht wird außer¬ 
dem für ein neues (kapitalistisches) 
Entwicklungsmodell plädiert. So sieht 
die Realität in El Salvador aus, unab¬ 
hängig von der Wahlkampagne. 
Welche Optionen gibt es für die Armen 
in El Salvador? Welche Partei kann 
eine sozial gerechtere Politik in El Sal¬ 
vador vorantreiben und sicherstellen? 
Welches kapitalistische Modell kann 
sozial gerecht sein? 

Die Auswahl ist nicht groß: FMLN oder 
ARENA. Der ehemalige Guerrillero 
Salvador Sänchez Ceren oder Norman 
Quijano? Roberto Herrera 



Die FMLN (Frente Farabundo Marti para la Liberaciön Nacional) wird am 28 . Juli auf einem 
Nationalkonvent ihr Programm zu den Präsidentschaftswahlen 2014 beschließen. 


Autobombe in Damaskus 

In der syrischen Hauptstadt Damas¬ 
kus sind am Sonntag bei einer Auto- 
bomben-Explosion acht Mitglieder der 
Sicherheitskräfte getötet worden. Der 
Sprengsatz explodierte in der Nähe ei¬ 
ner Polizeiwache im Stadtteil Dschu- 
bar. Durch die Explosion wurden auch 
mehrere Zivilisten verletzt. 

Protest gegen Atomkraft 

Mehrere tausend Menschen haben in 
der japanischen Hauptstadt Tokio ge¬ 
gen die Nutzung der Atomenergie pro¬ 
testiert. Unter den Teilnehmern waren 
Opfer nuklearer Verstrahlung und Pro¬ 
minente wie Literaturnobelpreisträger 
Kenzaburo Oe. Der Protest richtete 
sich auch gegen Nuklearwaffen. Auf 
einem Plakat stand: „Keine Atombom¬ 
ben! Unterentwickelte Affen wollen 
Atombomben!“ 

Parlamentswahl verschoben 

Angesichts des Krieges im benachbar¬ 
ten Syrien hat das libanesische Parla¬ 
ment am Freitag vergangener Woche 
eine Verschiebung seiner anstehenden 
Neuwahl um 17 Monate beschlossen. 
Als neuen Termin legten die Abgeord¬ 
neten den 20. November 2014 fest. Ei¬ 
gentlich sollte bereits am 20. Juni ein 
neues Parlament gewählt werden. 

USA-Drohnenangriff verurteilt 

Der designierte pakistanische Regie¬ 
rungschef Nawaz Sharif hat den USA- 
Drohnenangriff gegen die Nummer 
zwei der pakistanischen Taliban ver¬ 
urteilt. 

„Der Drohnenangriff war nicht nur 
eine Verletzung der Souveränität des 
Landes und seiner territorialen Integ¬ 
rität, sondern auch eine Handlung, die 
als Verletzung internationalen Rechts 
und der UNO-Charta eingestuft wur¬ 
de“, hieß es in einer von Sharifs Partei 
verbreiteten Erklärung. 

Gefecht mit PKK 

Zum ersten Mal seit dem Beginn des 
Rückzugs der Arbeiterpartei Kurdis¬ 
tans (PKK) aus der Türkei haben sich 
die Rebellen und die türkische Armee 
ein Feuergefecht geliefert. Ein Soldat 
sei durch Schüsse der Rebellen an der 
Grenze zum Irak verletzt worden, er¬ 
klärte der türkische Generalstab. 

Südafrikanischer 
Gewerkschafter ermordet 

Nahe der südafrikanischen Platinmine 
Marikana ist am Montag ein Gewerk¬ 
schaftsvertreter erschossen worden. 
Der Angestellte des Minenbetreibers 
Lonmin wurde im Büro der Nationalen 
Bergarbeitergewerkschaft (NUM) von 
zwei Unbekannten mit Kopfschüssen 
getötet. Ein weiterer Gewerkschafter 
wurde schwer verletzt. 

Le Pen unter Druck 

Ein Ausschuss des EU-Parlaments hat 
sich für die Aufhebung der Immunität 
der Vorsitzenden der rechtsextremen 
französischen Partei Front National 
(FN) und EU-Abgeordneten, Marine 
Le Pen, ausgesprochen. Hintergrund 
sind islamfeindliche Äußerungen Le 
Pens aus dem Jahr 2010. 

Assad-Gegner weiter 
zerstritten 

Eine der wichtigsten Gruppen hat ih¬ 
ren Rückzug aus dem „Syrischen Na¬ 
tionalrat“ angekündigt. „Wir ziehen 
uns aus der Koalition zurück, weil sie 
sich von der wahren Revolution weit 
entfernt hat und die Revolution nicht 
mehr glaubhaft vertreten kann“, teilte 
der „Syrische Revolutionsausschuss“ 
(SRGC) am Montag mit. Der Aus¬ 
schuss gehörte zu den Gründungsmit¬ 
gliedern des „Nationalrats“. Er warf 
dem „Nationalrat“ vor, Geld zu ver¬ 
schwenden und von persönlichen Ei¬ 
telkeiten getrieben zu sein. 

NATO-Training für 
libysche Armee 

Die Militärminister der NATO wollen 
bei einem Treffen in Brüssel die Mög¬ 
lichkeit einer „Ausbildungsmission“ 
für die libysche Armee diskutieren. 
Dadurch könne dem Land bei der Si¬ 
cherung seiner Grenzen geholfen wer¬ 
den, sagte ein ranghöher Vertreter des 
Pentagon. 
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Kolumne von Patrik Köbele, Porteivorsitzender der DKP 

Ein Wochenende des Widerstands 
und der Polizeigewalt 


In der Türkei brachten die Planun¬ 
gen um den Taksim-Platz ein Fass 
zum Überlaufen. Hundertausende 
Menschen sagen „Schluss mit der Po¬ 
litik von Erdogan“. Zwischen Diens¬ 
tag und Sonntag gab es nach offizi¬ 
ellen Angaben 235 Kundgebungen 
in 67 Städten der Türkei. Polizei und 
Staatsapparat reagierten mit nackter 
Gewalt. 1700 Festnahmen werden of¬ 
fiziell zugegeben. 

Die EU-Außenbeauftragte Ashton 
bedauert den „unverhältnismäßigen 
Einsatz von Gewalt“ durch die Poli¬ 
zei. Der Präsident des EU-Parlaments 
Schulz (SPD) nennt das Vorgehen der 
Polizei „völlig unangemessen“. Diese 
Kritik ist verharmlosend und trotz¬ 
dem gut, dass es sie gibt - aber: 
Nackte Gewalt erleben auch die De¬ 
monstranten in Frankfurt. Die Polizei 
interessiert sich nicht für Gerichtsur¬ 
teile, aber für Regenschirme, die „der 
Vermummung dienen“. Massenver¬ 
haftungen werden durchgezogen, 
Hunderte Körperverletzungen mit 
Pfefferspray und Schlagstöcken wer¬ 
den begangen. 

Der Sprecher der Polizei versucht 
noch nicht mal stichhaltige Grün¬ 
de zu finden, sondern sagt: „dass es 
möglicherweise Vermummung gege¬ 
ben habe.“ 

Nackte Gewalt selbst bei kleinen Ak¬ 
tivitäten, wie am Sonntag in Essen. 
1000 Menschen bekunden ihre Soli¬ 
darität mit der Bewegung in der Tür¬ 
kei. Alles ist friedlich, bis ein Greif¬ 
trupp der Polizei einen Demons¬ 



tranten rausholt. Grund war wohl ein 
Fähnchen. Die Demonstranten ließen 
sich nicht provozieren, nützte nichts, 
Gewalt stand auf der Polizeiagenda. 
Wie es im Polizeibericht heißt: „Ein¬ 
satz von Pfefferspray und Einsatz¬ 
mehrzweckstock“, gemeint sind Ton¬ 
fas, Schlagstöcke, die unter das Waf¬ 
fengesetz fallen. Die Medien aber 
berichten, ohne wohl den Widersinn 
zu merken: Neun Personen seien fest¬ 
genommen worden. Gegen sie wer¬ 
de Anzeige wegen gefährlicher Kör¬ 
perverletzung erstattet. Einsatzkräfte 
seien nicht verletzt worden. 

Nein, weder in der Türkei, noch in 
Frankfurt oder in Essen haben sich 
die Demonstranten gegenseitig ver¬ 
prügelt - die Gewalt kam vom Staat 
und seiner Polizei. Nur in Deutsch¬ 
land sagen noch zu wenig: Schluss mit 
dieser Politik! 


Solidarität mit den 
Demonstrierenden in Frankfurt 


Solidaritätserklärung von 35 
Kommunistischen Parteien aus 
aller Welt 

Am 31. Mai und 1. Juni blockieren 
tausende Menschen die Banken im 
Herzen des europäischen Kapitals, 
speziell der Europäischen Zentral¬ 
bank. Wie im Vorjahr versucht die 
Polizei die friedlichen Aktionen zu 
unterbinden, wobei sie auf diese 
Weise das Interesse der Kapital¬ 
gruppen und der Bundesregierung 
durchsetzt. Dieses Interesse geht 
gegen das der europäischen Völ¬ 
ker und der Arbeitenden. Der deut¬ 
schen Regierung und den EU-lnsti- 
tutionen behagt es nicht, dass die 
europäischen Medien über jegliche 
Art von Widerstand und Ablehnung 
ihrer Austeritätspolitik berichten, die 
sie als alternativlos bezeichnen. Sie 


wollen eine Pax Romana hinsichtlich 
der Ausbeutung der südlichen Staa¬ 
ten Europas, die sie zynisch „Peri¬ 
pherie“ nennen. 

Die Krise des Kapitalismus ist kein 
Resultat verfehlter Politik von Bank¬ 
managern oder ein Problem entfes¬ 
selter Börsen. Die Krise ist syste¬ 
misch. 

Die am 22. Internationalen Kommu¬ 
nistischen Seminar in Brüssel teil¬ 
nehmenden Parteien solidarisieren 
sich deshalb mit den Aktivistinnen 
und Aktivisten der aktuellen Blocka¬ 
den in Frankfurt und beglückwün¬ 
schen sie zu ihrer Entscheidung 
sich einem unmenschlichen Sys¬ 
tem entgegen zu stellen, das weder 
den europäischen Völkern noch der 
Menschheit im Ganzen eine Zukunft 
bietet. 


Solidarisch mit den 
Protestierenden in der Türkei 

Pressemitteilung von Sevim Dagdelen, 

MdB, Fraktion der Partei „Die Linke" 


„Die Bundesregierung muss sich jetzt 
endlich dafür einsetzen, dass die EU- 
Beitrittsverhandlungen mit derTürkei 
bis zum Ende der undemokratischen 
Maßnahmen und politischen Verfol¬ 
gungswelle ausgesetzt werden“, so 
Sevim Dagdelen zu dem anhaltenden 
gewaltsamen Vorgehen der Polizei in 
Istanbul und weiten Teilen derTürkei, 
bei denen es bereits über 2 300 Ver¬ 
letzte und mindestens zwei Todesop¬ 
fer gab. Die Sprecherin für Internatio¬ 
nale Beziehungen, die sich für einen 
Kurzbesuch in Istanbul aufhält, weiter: 
„Es ging den Protestierenden zu¬ 
nächst um den Erhalt des Parks und 
den Stopp der Bauarbeiten, die auf 
obskure Weise zustande gekommen 
waren. Sie wehren sich aber auch 
gegen Denkmäler, die sich Erdogan 
in osmanischer Manier schaffen 
möchte, um seine Macht und den 
Führungsanspruch in der Türkei zu 
untermalen. Zentral sind ihre Forde¬ 


rungen nach Freilassung aller bisher 
Festgenommenen und Verhafteten 
und die Zusicherung von Strafverfol¬ 
gungsfreiheit. 

,Die Linke' solidarisiert sich mit der 
Forderung nach dem Rücktritt der 
für die exzessive Gewalt Verantwort¬ 
lichen, dem Istanbuler Gouverneur 
und des Polizeipräsidenten. Wir un¬ 
terstützen die Protestierenden bei 
ihren Forderungen nach Menschen¬ 
rechten wie Versammlungsfreiheit, 
Meinungsfreiheit oder Pressefreiheit 
sowie die Aufhebung von Demonst¬ 
rationsverboten auf öffentlichen Plät¬ 
zen und begrüßen das Engagement 
des Gewerkschaftsbundes KESK, bei 
dem die Beschäftigten des öffentli¬ 
chen Dienstes heute die Arbeit nie¬ 
derlegen wollen. Wesentliches An¬ 
liegen seitens der Gewerkschaft ist 
es, gegen den ,Faschismus' der isla¬ 
misch-konservativen Regierungspar¬ 
tei AKP zu demonstrieren.“ 


„Der Einsatz von Pfefferspray kann 
potentiell immer auch tödlich enden“ 

Bürgerrechtsorganisation fordert Aufarbeitung von brutalem Polizeieinsatz gegen Frankfurter 
„Blockupy“-Aktivisten. Ein Gespräch mit Elke Steven 


UZ: Das Komitee für Grundrechte und 
Demokratie hat die massiven Polizei¬ 
einsätze beobachtet, die Anfang Juni 
rund um die Aktivitäten des antikapita¬ 
listischen Bündnisses „Blockupy “in der 
Bankenmetropole Frankfurt am Main 
stattfanden. Wie fällt Ihre Bilanz aus? 

Elke Steven: Wir sind entsetzt, in welch 
unvorstellbarer Weise Grundrechte 
ausgehebelt und Gerichtsurteile mit 
Füßen getreten wurden. Der Staat hat 
sich gegenüber den Kritikerinnen des 
europäischen Krisenregimes noch un¬ 
demokratischer präsentiert, als diese 
es in ihren Sprüchen und Kritiken be¬ 
haupten. Es bleibt der Eindruck, dass 
der Eingriff in diese Demonstration 
inszeniert war. Blockupy hatte in die¬ 
sem Jahr Erfolg vor Gericht, der selbst 
gewählte Weg sollte möglich sein. Ein 
breites Bündnis wollte seinen Protest in 
die Bankenstadt tragen. Das war poli¬ 
tisch nicht gewollt und wurde polizei¬ 
lich verhindert. Das Grundrecht auf 
Versammlungsfreiheit wurde ausgehe¬ 
belt, zugleich wurden die körperliche 
Unversehrtheit und die Pressefreiheit 
verletzt. Ein schwarzer Tag für Grund¬ 
rechte und Demokratie. 

UZ: Zwar nehmen viele Bundesbür¬ 
ger Polizeigewalt mittlerweile verstärkt 
wahr, verorten diese jedoch eher in Spa¬ 
nien, Griechenland und der Türkei, wo 
sie im Rahmen der letzten „Anti-Krisen- 
proteste“ zuletzt verstärkt zu beobach¬ 
ten waren. Fehlt den Menschen hier ein 
Gespür für die schnellen Schrittes vor¬ 
anschreitende Entdemokratisierung und 
die damit einhergehende Militarisierung 
der bundesdeutschen Innenpolitik? 

Elke Steven: Wir sitzen hier noch wie 
die Made im Speck. Große Teile der 
Bevölkerung bleiben noch verschont 
von Armut und Perspektivlosigkeit, wie 
sie in vielen südeuropäischen Ländern 
um sich greift. Die sich andeutende Kri¬ 
se verstärkt in Teilen der Gesellschaft 
die Rufe nach Ruhe und Ordnung, 
aus der die eigene Sicherheit erwach¬ 
sen soll. Andererseits ist es jedoch ein 
breites Bündnis, das den Protest von 
Blockupy trägt. Gerade das muss den 
Herrschenden Angst machen. Die Auf¬ 
forderungen, sich von Teilen der De¬ 
monstrierenden zu distanzieren, sind 
alt und kehren immer wieder. Nur wer 
das Grundrecht auf Versammlungs¬ 
freiheit in Anspruch nimmt, merkt wie 
sehr es verletzt wird. In der Berichter¬ 
stattung dominieren immer wieder die 
Verdrehungen und Fehlinformationen 
der Polizei. Das sieht man dieser Tage 
wieder. Und die Militarisierung nach 
Innen wird bei uns tatsächlich noch viel 
zu wenig thematisiert. 

UZ: Es kam in Frankfurt an mehreren 
Stellen zu massiven, nahezu flächende¬ 
ckenden Pfeffersprayeinsätzen durch 
die Polizei. Wie bewerten Sie die Einsät¬ 
ze mit dem extrem gefährlichen Reizgas, 
die für Betroffene unter gewissen Um¬ 
ständen sogar tödlich wirken können? 

Elke Steven: Es ist mehrfach gefährlich, 
dass diese Waffe in den Händen der Po¬ 
lizei ist. Pfefferspray sollte ein milderes 
Mittel als der Einsatz der Schusswaffe 
sein. Eingesetzt wird es aber flächen¬ 
deckend und ohne jede tatsächliche 
Bedrohung. In Frankfurt haben wir ei¬ 


nen 13-Jährigen gesehen, der bei seiner 
ersten Demonstration von Pfefferspray 
verletzt wurde. Er war einerseits fertig, 
andererseits empört und schrie seine 
Wut, nachdem die schlimmsten Wir¬ 
kungen verklungen waren, der Polizei 
entgegen. Sein Vater fragte sich, wie er 
seinem Sohn noch eine politische Per¬ 
spektive vermitteln solle. Dieser Rück¬ 
griff auf und der selbstverständliche 
Einsatz von Abstandswaffen ist ein 
Rückfall in das Konzept der Bekämp¬ 
fung von Bürgern, die für ihre Rechte 



Elke Steven ist Soziologin und Journa¬ 
listin und als Referentin beim Komitee 
für Grundrechte und Demokratie in Köln 
tätig, www.grundrechtekomitee.de 

eintreten. Es gab Zeiten, in denen die 
Auseinandersetzungen auch auf De¬ 
monstrationen stärker von Kommuni¬ 
kation geprägt waren. 

UZ: Mehrfach wurden offenbar Sanitä¬ 
ter und Notärzte von den Einsatzkräften 
daran gehindert, Verletzte zu versorgen. 
Fast könnte man meinen, dass es bei 
über 200 verletzten Demonstranten an 
ein Wunder grenzt, dass niemand töd¬ 
lich verletzt wurde ... 

Elke Steven: Der Einsatz von Pfeffer¬ 
spray kann potentiell immer auch töd¬ 
lich enden. Das Gefährliche ist, dass 
die Polizei dies entgegen ihres Wissens 
leugnet und den Einsatz auch offiziell 
verharmlost. Sie hat das Pfefferspray ja 
vor allem gegen den Teil der Demons¬ 
tration eingesetzt, der hinten von den 
angeblich gewalttätigen Blöcken abge¬ 
trennt wurde. Also hat sie die Waffe ih¬ 
rer eigenen Definition gemäß gegen die 
Friedlichen eingesetzt. 

UZ: Mehrere Menschen wurden be¬ 
wusstlos aus dem Kessel gezogen. Ha¬ 
ben die Betroffenen überhaupt eine rea¬ 
listische Möglichkeit gegen die brutalen 
Übergriffe der Polizei vorzugehen? 

Elke Steven: Die schmerzvollen Po¬ 
lizeigriffe, mit denen die meisten der 
wohl 900 Demonstrierenden abgeführt 
wurden, sind entsetzlich. Bei dem von 
der Polizei „Herausführen“ genannten 
gewaltvollen Abschleppen kam es zu 
Zusammenbrüchen und mussten Sa¬ 
nitäter geholt werden. Auch wenn es 
schwierig sein wird, die Möglichkeiten 
von Klagen müssen geprüft werden. 
Dieser Einsatz muss vielfältig aufge¬ 
arbeitet und angeklagt werden, damit 


Konsequenzen gezogen werden. Wir 
werden die Demonstrierenden mit al¬ 
len unseren Möglichkeiten unterstüt¬ 
zen. 

UZ: Die Polizei ging bei den antika¬ 
pitalistischen Aktionstagen nicht nur 
mit Minderjährigen alles andere als 
zimperlich um. Vielfach wurden auch 
Parlamentarier daran gehindert, Situ¬ 
ationen zu deeskalieren bzw. Polizei¬ 
übergriffe zu dokumentieren. Im Fall 
des nordrhein-westfälischen Linken- 
Bundestagsabgeordneten Niema Mo- 
vassat unterstellten Beamte ihm sogar, 
seinen Bundestagsausweis gefälscht zu 
haben. Sie haben selbst bereits hunderte 
Demonstrationen beobachtet. Ist es mitt¬ 
lerweile Alltag, dass selbst Abgeordnete 
von der Polizei an der Ausübung ihres 
Mandates gehindert werden? 

Elke Steven: „Die“ Polizei bräuchte 
wohl dringend angemessenen Unter¬ 
richt in Demokratie. Neben mir, kurz 
vor dem Abführen der Demonstrieren¬ 
den, empörte sich ein Polizeibeamter in 
sein Mikro sprechend, also gegenüber 
seinen Kollegen, dass Parlamentarier 
der Linken vor dem Block standen. Er 
meinte Parlamentarier hätten die Auf¬ 
gabe, sich hinter die Polizei zu stellen. 
Es wäre empörend, wenn sie sich auf 
die Seite der Demonstrierenden stell¬ 
ten, um diese zu unterstützen. Er for¬ 
derte seinen videografierenden Kolle¬ 
gen auf, diese Reihe abzufilmen. Eine 
Organisation, die mit so viel Macht- 
und Gewaltmitteln ausgestattet ist, 
neigt dazu, ihre eigene Perspektive 
absolut zu setzen und Herrschaft aus¬ 
zuüben. Zugleich hat die Polizei wohl 
schon immer versucht, sich Kontrollen 
zu entziehen. Und jeder, der dies ver¬ 
sucht zu tun, seien es recherchierende 
Journalisten oder Abgeordnete, muss 
leider mit Behinderungen rechnen. 
Aber man muss auch die dahinterste¬ 
hende Politik anklagen. Die eingesetz¬ 
ten Beamten wurden auch für diesen 
Einsatz von denen missbraucht, die da¬ 
rüber fernab entschieden. 

UZ: Es fällt - Stichwort Proteste gegen 
„Stuttgart 21 “ Castor-Transport und 
Naziaufmärsche - auf, dass Polizeibe¬ 
amte immer skrupelloser auch auf fried¬ 
liche Demonstranten, betagte Personen 
und Kinder einprügeln. Wie erklären Sie 
sich diese in manchen Fällen ganz offen¬ 
sichtliche Lust an Gewaltexzessen und 
Brutalität? 

Elke Steven: In den Reihen der Po¬ 
lizisten kursieren oft Gerüchte über 
schwerverletzte Polizeibeamte. Die 
Effekte dieser Gewalt anstachelnden 
Gerüchte, die sich meist im Nachhinein 
als völlig unhaltbar heraussteilen, ha¬ 
ben wir schon vor Jahren im Wendland 
erlebt. Es gab Zeiten, in denen die Poli¬ 
zei eher auf Kommunikation und Kon¬ 
fliktlösung setzte. Das waren zugleich 
Zeiten, in denen Abstandswaffen - da¬ 
mals die verhältnismäßig umständlich 
handhabbaren Wasserwerfer - weni¬ 
ger eingesetzt wurden. Mit dem Pfef¬ 
ferspray hat jeder einzelne Polizeibe¬ 
amte eine neue und ganz gefährliche 
Abstandswaffe, über dessen Einsatz er 
selbst schnell entscheidet. Solche Waf¬ 
fen führen auch dazu, das „polizeiliche 
Gegenüber“ als Feind wahrzunehmen. 
Das Gespräch für die UZ führte Markus Bernhardt 
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B ereits am Donnerstag reisten Teil¬ 
nehmerinnen an. Das Blockupy- 
Protestcamp füllte sich. Doch 
auch in diesem Jahr wurden Busse, die 
nach Frankfurt fuhren, von der Poli¬ 
zei teilweise stundenlang festgehalten, 
durchsucht, Personalien aufgenommen. 
In Frankfurt selbst wurden die Neben¬ 
eingänge des Hauptbahnhofs geschlos¬ 
sen, in der Innenstadt auch Eingänge 
zur U- und S-Bahn. Schon im Vorfeld 
der Blockupy-Aktionen zeigte die Po¬ 
lizei massive Präsenz. 

Trotzdem wurde der Freitag zum Er¬ 
folg. Am frühen Morgen blockierten 
etwa 2 000 Demonstrierende bei strö¬ 
mendem Regen die EZB. {siehe Bild 
oben links) Der Betrieb wurde wie 
geplant gestört. Am Rande gab es ei¬ 
nige Rangeleien mit der Polizei. Min¬ 
destens ein Demonstrant, ein SDAJler, 
wurde zeitweilig festgenommen. Um 
10.30 Uhr brachen alle auf zur Deut¬ 


schen Bank. Bettina Mandellaub {siehe 
auch Seite 1) berichtete aus Frankfurt 
von diesem Tag: „Vielleicht war das der 
qualifizierteste Teil des Blockade-Tags. 
Was die meisten Menschen in diesem 
Land nicht wissen: Die Deutsche Bank 
betreibt Geschäfte mit der Nahrungs¬ 
mittelspekulation, also mit dem Wetten 
um die zukünftigen Ernten der Bauern, 
und zwar in allen Ländern der Erde. 
Das bedeutet Niedrigstpreise für die 
Produzenten und Höchstpreise für die 
Konsumenten. Und es bedeutet hun¬ 
derttausendfachen Hunger! 

Sie betreibt außerdem Geschäfte mit 
Agrarkonzernen, die Böden aufkau- 
fen, um statt Pflanzen für die Ernäh¬ 
rung von Menschen Pflanzen für das 
Biosprit-Geschäft anzubauen. Das 
nennt man Landraub. Auch hierbei ent¬ 
steht hunderttausendfacher Hunger! 
Und die Mehrheit weiß nicht, dass die 
Gier nach Profit keinesfalls Schluss 


macht vor der realen Vernichtung von 
Menschen durch den Krieg. Im Gegen¬ 
teil, dieses Geschäft ist das profitträch¬ 
tigste. Dazu noch die Produktion der 
dazugehörigen Waffen aller Gattun¬ 
gen - schlimmer geht’s nicht!“ 
Begleitet wurden die Beiträge von ei¬ 
nem ohrenbetäubenden Kochtopf-und- 
Löffel-Konzert. 

Gegen Mittag und am Nachmittag gab 
es weitere Aktionen auf der Zeil und 
am Flughafen sowie zahlreiche Veran¬ 
staltungen. Höhepunkt sollte die De¬ 
monstration am Sonnabend werden, 
deren Route per Gerichtsbeschluss 
ausdrücklich genehmigt war. 

Gegen diese friedliche und bunte De¬ 
monstration ging die Polizei bereits 
nach wenigen Metern mit Gewalt vor. 
Mit einer Gewalt, die Hessens Innen¬ 
minister Rhein (CDU) und die Poli¬ 
zeiführung auch nachträglich rechtfer¬ 
tigen. nh 


So war es nicht! 

Offener Brief gegen die Ausgrenzung gesellschaftlicher Opposition durch Polizei und Teile der Medien 


Wir, politisch und sozial aktive Men¬ 
schen aus dem Rhein-Main-Gebiet 
und Teilnehmerinnen der Demons¬ 
tration des Blockupy-Bündnisses am 
01.06.2013 in Frankfurt am Main, se¬ 
hen uns angesichts der Darstellungen 
der Polizei und ihrer teilweise immer 
noch unkritischen Verbreitung zu ei¬ 
ner Stellungnahme veranlasst. 

Wir widersprechen den Klischees, wo¬ 
nach die Polizei durch einige „Cha¬ 
oten“ und „Randalierer“ gezwungen 
gewesen sei, Maßnahmen zur Her¬ 
stellung von öffentlicher Ordnung, 
Gesetz und Sicherheit zu ergreifen. 
Auch wenn sich erfreulicherweise 
einige Tageszeitungen diesem Tenor 
nicht anschließen, entsteht vor allem 
durch Verlautbarungen der Polizei 
und deren unkritische Verbreitung in 
Teilen der Öffentlichkeit doch wieder 
dieses Bild. Aber es entspricht nicht 
den Tatsachen. Wir, die Verfasserin¬ 
nen und Unterzeichnerinnen dieses 
Briefes, haben an unterschiedlichen 
Orten an der Demonstration teilge¬ 
nommen und über Stunden das Ge¬ 
schehen direkt verfolgt und teilweise 
dokumentiert. 

Wir halten fest: 

•Der „schwarze“Block war bunt. 

• Die „Vermummung“ bestand vor 
allem aus Sonnenbrillen und Re¬ 
genschirmen. 

•Der unmittelbare Vorwand der 
Einkesselung von über 1000 Per¬ 
sonen über insgesamt 9 Stunden 
war das Abbrennen von 3 benga¬ 
lischen Feuern. 

•Der Vorwurf der „passiven Be¬ 
waffnung“ ist aberwitzig und - wie 
Urteile aus Berlin bereits zeigen - 
unendlich dehnbar. Schon der Aus¬ 
druck „passive Bewaffnung“ ver¬ 
dreht die Tatsachen: ein Styropor- 
Schild beispielsweise ist ein Schutz, 
keine Waffe. 

• Im Blockupy-Bündnis bestand er¬ 
klärtermaßen Konsens, dass von 
den Demonstrantlnnen keine Es¬ 
kalation ausgehen sollte - ent¬ 
sprechend verhielten sich die De¬ 
monstrantlnnen, und zwar sowohl 
außerhalb wie innerhalb des Poli¬ 
zeikessels. 

•Dagegen war das Verhalten vie¬ 
ler Polizistlnnen in hohem Maße 
übergriffig und unmittelbar kör¬ 
perverletzend. 


•Polizeitrupps sind mehrfach (wie 
auch schon am Vortag) in die ste¬ 
hende Menschenmenge hineinge¬ 
stürmt und haben Demonstran¬ 
tlnnen überrannt und niederge¬ 
worfen. 

• Vor unseren Augen ist Menschen 
ohne Vorwarnung, ohne Beteili¬ 
gung an einer Rangelei o.ä. und 
ohne, dass eine Gefahrensituati¬ 
on Vorgelegen hätte, Pfefferspray 
aus unmittelbarer Nähe direkt ins 
Gesicht gesprüht worden (über die 
Erblindungsrate der Pfefferspray- 
Wirkung wird derzeit diskutiert). 

• Vor unseren Augen sind wehrlo¬ 
se Demonstrantlnnen misshan¬ 
delt worden, indem ihnen bspw. 
der Kopf nach hinten gezogen und 
Mund und Nase zugehalten wor¬ 
den ist. Einige brachen daraufhin 
zusammen. Sie sind nur Dank der 
Initiative von Teilnehmerinnen der 
Demonstration versorgt worden. 

• Vor unseren Augen ist Menschen, 
die an Armen und Beinen zur Per¬ 
sonalienfeststellung davongetra¬ 
gen wurden, von den sie tragenden 
Polizisten in die Seite und in den 
Unterleib getreten worden. 

• Vor unseren Augen wurde Men¬ 
schen der Hals verdreht und die 
Arme verrenkt. 

• Vor unseren Augen erhielten Men¬ 
schen, die sitzenblieben, als sie von 
der Polizei aufgefordert wurden, 
aufzustehen, ohne Vorwarnung 
Faustschläge mit Protektoren¬ 
handschuhen ins Gesicht. 

•Die so vorgehende Polizistln¬ 
nen waren vermummt und insge¬ 
samt gibt es weder Namens- noch 
Nummernkennzeichnungen, so 
dass weder die Betroffenen noch 
wir als Zeuginnen die Möglichkeit 
hatten, diejenigen Polizistlnnen zu 
identifizieren, die brutale körperli¬ 
che Gewalt gegen Personen offen¬ 
bar für ihre Dienstaufgabe halten. 
Es geht hier nicht nur um das Recht 
auf freie Meinungsäußerung und De¬ 
monstration. Darüber hinaus geht es 
um das Recht auf körperliche Un¬ 
versehrtheit derjenigen, die sich für 
gesellschaftliche Veränderungen en¬ 
gagieren und demonstrieren. Auf 
der Demonstration insgesamt, und 
insbesondere unter den betroffenen 
Eingekesselten und Verletzten, fin¬ 


den sich viele junge Menschen, jene 
also, die bekanntermaßen von den 
aktuellen sozialen Entwicklungen in 
Europa (Stichwort Jugendarbeits¬ 
losigkeit) besonders hart getroffen 
sind. Diese jungen Menschen - und 
mit ihnen viele andere Demonstrie¬ 
rende - auf das Klischee der irratio¬ 
nalen Störer zu reduzieren, ist nicht 
nur konkret unangemessen, es ist ins¬ 
gesamt politisch fahrlässig. Es verun¬ 
glimpft Menschen, die sich um die kri¬ 
senhaften Entwicklungen in unseren 
Gesellschaften in Europa sorgen und 
die sich deshalb engagieren. Und es 
behindert und diffamiert die dringend 
notwendige gesellschaftliche Debatte 
über eine Neuausrichtung der europä¬ 
ischen Politik in der Perspektive sozi¬ 
aler Partizipation und demokratischer 
Inklusion. 

Dr. Stefanie Hürtgen, Wissenschaftli¬ 
che Mitarbeiterin am Institut für Sozi¬ 
alforschung Frankfurt am Main, Lehr¬ 
beauftragte und Dozentin. 

Dr. Isolde Ludwig, Mitarbeiterin des 
DGB-Bildungswerks Hessen. 
Dr.Thomas Sablowski, Mitarbeiter des 
Instituts für Gesellschaftsanalyse der 
Rosa Luxemburg Stiftung. 

Dr. Nadja Rakowitz,Geschäftsführerin 
des Vereins demokratischer Ärztinnen 
und Ärzte. 

Kirsten Huckenbeck, Redakteurin und 
Lektorin, Lehrbeauftragte an der Fach¬ 
hochschule Frankfurt am Main, Bil¬ 
dungsreferentin. 

Dr.Margit Rodrian Pfennig, Universität 
Frankfurt am Main. 

Michael Hintz, Buchhändler und Lehr¬ 
beauftragter an der Europäischen Aka¬ 
demie der Arbeit und der Fachhoch¬ 
schule Frankfurt am Main. 

Michael Burbach, Frankfurt. 

Kristina Weggenmann, Diplompäda¬ 
gogin 

Dr. Bernhard Winter, Mitglied des Vor¬ 
stands des Vereins demokratischer 
Ärztinnen und Ärzte. 

Ralf Kliche, Lehrer an der Schule für Er¬ 
wachsene Dreieich. 

Dr. Jürgen Behre, Maintal. 

Martin Dörrlamm, Sozialarbeiter 
Frankfurt am Main. 

Edgar Weick, Frankfurt am Main. 
Hagen Kopp, Aktivist der Gruppe„kein 
mensch ist illegal“, Hanau. 

Katharina Vester, Frankfurt am Main 
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Ausgrenzung und Herrschaft 

Leseprobe (Einleitung) aus dem Buch von Werner Seppmann 


A uch konsequente Kapitalismuskritiker ha¬ 
ben es sich vor zwanzig Jahren kaum vor¬ 
stellen können, mit welcher Intensität und 
welchen sozial-destruktiven Konsequenzen das 
neoliberalistische Umgestaltungsprogramm auch 
in den kapitalistischen Ländern mit „sozialpart¬ 
nerschaftlicher“ Tradition umgesetzt werden wür¬ 
de. Die sozialkritische Fantasie reichte auch bei 
denen, die sich keine Illusionen darüber machten, 
dass der „sozialstaatlich“ regulierte Kapitalismus 
nur eine historische Ausnahme- und Übergangs¬ 
erscheinung war, nicht aus, um sich vorstellen zu 
können, mit welcher Geschwindigkeit die Ar- 
muts- und Bedürftigkeitszonen sich ausbreiten, 
ein gesteigerter Bewährungsdruck dominant und 
soziokulturelle Abstiegstendenzen realitätsprä¬ 
gend werden würden. 

Durch die Finanz- und Weltwirtschaftskrise haben 
diese Entwicklungen ein noch bedrohlicheres Pro¬ 
fil bekommen: Vor dem Hintergrund stagnieren¬ 
der Masseneinkommen geht die Schere zwischen 
Reichtum und Bedürftigkeit immer weiter ausein¬ 
ander. Die Lebensverhältnisse sind von zuneh¬ 
mender Unsicherheit geprägt und die Angst, aus 
dem Gefüge „sozialer Sicherheit“ herauszufallen, 
ist zur Epochensignatur geworden. 

In großen Teilen der Arbeitswelt hat sich der Ge¬ 
gensatz zwischen Kapital und Arbeit auf eine 
überwunden geglaubte Konfrontationsstufe zu¬ 
rückentwickelt: „Umstrukturierungen“ finden in 
Permanenz und immer öfter in aggressiven For¬ 
men statt. Wer „ausgesondert“ wird, findet nur sel¬ 
ten noch eine gleichwertige Beschäftigung; sein 
sozialer Abstieg ist, vor allem wenn er schon älter 
ist, oft vorprogrammiert. 

Wie in früheren Zeiten des Kapitalismus reicht für 
eine sich rasch vergrößernde Gruppe auch ganz¬ 
tätige Erwerbsarbeit nicht mehr zum Lebensun¬ 
terhalt. Das kapitalistische Akkumulationsregime, 
das in der vergangenen Prosperitätsphase haupt¬ 
sächlich nach „außen“ aggressiv agierte, artikuliert 
sich nun auch nach „innen“ konfliktbereit. 

Die gesellschaftlichen Gegensätze verschärfen 
sich und haben zu einer soziokulturellen Spaltung 
in einer lange nicht mehr gekannten Intensität ge¬ 
führt. Krisenopfer und Krisengewinnler leben in 
höchst unterschiedlichen Welten mit differenten 
Orientierungsmustern und Entscheidungspräfe¬ 
renzen: Die Klassengesellschaft präsentiert sich 
wieder unmaskiert. Ein Ende des sozialen Ab¬ 
wärtssogs ist nicht in Sicht: Mittlerweile leben 
zwanzig Prozent der Bundesbürger in Armut und 
eine mindestens ebenso große Gruppe ist mit ei¬ 
ner permanenten Abstiegsgefahr konfrontiert. 


Armut ist vor allem in größeren Städten wieder 
allgemein sichtbar geworden; ganze Stadtviertel 
haben sich zu sozialen Notstandszonen entwickelt. 
Skandalös ist die konstante Zahl der Kinder, die 
in Armuts- und Bedürftigkeitszonen leben müssen 
und dadurch für ihr ganzes weiteres Leben negativ 
geprägt werden. 

Durch neue Formen sozialer Kontrolle und sys¬ 
tematischer Einschüchterung werden die neoli- 
beralistischen Umgestaltungsprozesse durch die 
Institutionen der Sozialbürokratie flankiert: Wer 
der Hartz-IV-Zwangsverwaltung unterliegt, für 
den sind zentrale Verfassungsprinzipien suspen¬ 
diert. Etabliert hat sich ein staatliches System der 
Kontrolle und Einschüchterung, das nur den sicht¬ 


barsten Ausdruck einer autoritären Formierung 
darstellt, die eine konstante Begleiterscheinung 
der ausbeutungszentrierten Umgestaltungspro¬ 
zesse ist. 

Aber obwohl die soziale Widerspruchsentwick¬ 
lung unübersehbar geworden ist, fehlt einer Be¬ 
völkerungsmehrheit das profilierte Wissen über 
die Ursachen der sozialen Rückstufungs- und der 
alltagskulturellen Regressionstendenzen. Es ge¬ 
hört zum Kennzeichen der gegenwärtigen Krise, 
dass, obwohl sie einen fundamentalen Charakter 
besitzt und ihre Konsequenzen weit über die rein 
ökonomischen Verwerfungen hinausweisen, sie 
von einer überwiegenden Mehrheit (besonders 
auch von den unmittelbar Betroffenen) als ein 
schicksalhaftes Ereignis begriffen wird. 


Zwar existiert eine latente Kapitalismusskepsis, 
faktisch werden die sozialen Destruktionstenden¬ 
zen jedoch fatalistisch hingenommen: Artikuliert 
wird ein diffuses Unbehagen an den gegenwärti¬ 
gen Zuständen, die bedrückenden Probleme wer¬ 
den aber im Modus der politisch-manipulativen 
Sprachmuster „Arbeitsplatzunsicherheit“, „Glo¬ 
balisierung der Konkurrenzverhältnisse“, „Alters¬ 
armut“, „Perspektivische Unsicherheiten“ oder 
„Einkommensstagnation“ wahrgenommen. Bei 
den fragmentarisierten Formen des Problemver¬ 
ständnisses schwingt in der Regel die Vorstellung 
mit, dass die Krise einen vorläufigen Charakter 
hat. Das dürfte eine Illusion sein. In sozialer und 
zivilisatorischer Perspektive ist eine Abwärtsbe¬ 


wegung, ein Sog nach unten zu erkennen, deren 
Endpunkt noch nicht in Sicht ist. Dass auf der ge¬ 
genwärtigen Entwicklungsstufe der Kapitalakku¬ 
mulation die Finanzmärkte kaum noch unter Kon¬ 
trolle zu bringen sein werden, ist dabei noch eines 
der kleineren Probleme. 

Auch die Gewerkschaften bewegen sich bei ih¬ 
rem Problemverständnis innerhalb dieser abwie¬ 
gelnden, die tatsächlichen Ursachenkomplexe 
verschleiernden Bewertungsraster. Von den öko¬ 
nomischen Grundtendenzen, die diesen „Pro¬ 
blemfeldern“ zugrunde liegen, ist ebenso selten 
die Rede wie von den zu ihnen vermittelten Klas¬ 
seninteressen. Auf die Spaltungslinien, die mitten 
durch die Belegschaften verlaufen (die Kern¬ 
beschäftigten mit Festanstellungsstatus stehen 


Randbelegschaften gegenüber, die sich aus den 
verschiedenen Formen von temporär und prekär 
Beschäftigten zusammensetzen), haben sie noch 
keine wirksamen Antworten gefunden, sodass das 
Kapital die verschiedenen Gruppen von Arbeits¬ 
kraftverkäuferinnen und -Verkäufern gegenein¬ 
ander ausspielen kann. Durch die krisenhaften 
Entwicklungen wird also die Kapitalmacht (zu¬ 
mindest vorübergehend) stabilisiert. 

Um die krisenhaften sozio-kulturellen Zustands¬ 
formen und Entwicklungstendenzen begreifen zu 
können, ist ein Blick auf die sozio-ökonomischen 
Rahmenbedingungen und die Thematisierung der 
spezifischen Machtvoraussetzungen der neolibe- 
ralistischen Umgestaltungsoffensive - die in ihrem 
Kern in der Absicht einer Intensivierung der Aus¬ 
beutung besteht - unverzichtbar: Es geht um die 
Erhöhung des Profits und die Stabilisierung der 
Mehrwertmasse, die zum Ende der prosperitäts¬ 
kapitalistischen Entwicklungsphase seit den 70er 
Jahren des 20. Jahrhunderts in wichtigen Sekto¬ 
ren der Kapitalverwertung unter Druck geraten 
waren. 

Auf der unmittelbaren Wahrnehmungsebene äu¬ 
ßern sich die regressiven Veränderungen in ei¬ 
ner Intensivierung der Verteilungskämpfe, die 
jedoch zu ihrem umfassenden Verständnis als 
Klassen- und damit als Hegemoniekämpfe de¬ 
chiffriert werden müssen. Es geht nicht um ab¬ 
strakte „Ungleichheitsrelationen“, sondern um 
Herrschaftsfragen und Machtpräferenzen. Erst 
durch den klassenanalytischen Blickwinkel wird 
deutlich, dass der Neoliberalismus durch die von 
ihm in Gang gesetzten Formen der Entwurzelung 
und Verunsicherung einen neuen Modus sozialer 
Herrschaft etabliert hat. Sozialpolitik für die Be¬ 
dürftigen definiert sich mittlerweile durch Diskre¬ 
ditierung und Demütigung zum Zwecke einer Dis¬ 
ziplinierung. Die Einschüchterung wirkt bis weit 
in die Normalitätszonen der Arbeitswelt hinein: 
Prekarisierung wirft ihren Schatten auf die Lohn¬ 
abhängigen in ihrer Gesamtheit. 

Ein Wissen über diese aktuellen Machtkonstella¬ 
tionen und ihre Wirkungsformen ist notwendig, 
wenn Prozesse der Selbstorganisation und des Wi¬ 
derstandes der Lohnabhängigen gegen die Bedro¬ 
hung ihrer sozialen Existenz eine realistische Per¬ 
spektive haben sollen. 

Werner Seppmann, Ausgrenzung und Herrschaft - 
Prekarisierung als Klassenfrage, Laika-Verlag, 
Hamburg 2013, ISBN: 9783 942 281362,24,90 Euro 



Aktion 1005 - „Diese außerordentliche deutsche Bestialität“ 

„Anti-deutsche“ Positionen und zugleich ein Beitrag zur Auseinandersetzung mit dem Thema Faschismus und Shoa 


In der sogenannten „Aktion 1005“ versuchten die 
deutschen Faschisten ab dem Frühjahr 1943 die 
Spur ihrer Massenmorde in Osteuropa zu besei¬ 
tigen. Die Rote Armee war auf dem Vormarsch 
und die besetzten Gebiete mit Massengräbern 
übersät - gefüllt mit hunderttausenden ermorde¬ 
ten Juden und Jüdinnen, polnischen und sowjeti¬ 
schen Zivilistinnen und Soldaten. Aus Furcht vor 
der Offenlegung ihrer Verbrechen und vor der 
Justiz der siegreichen Sowjetmacht drangen die 
Faschisten darauf die Massengräber auszugraben 
und die Leichen zu verbrennen. Zu dieser Arbeit 
an den Verbrennungsplätzen und Knochenmüh¬ 
len zwangen die Faschisten die Häftlinge selbst. 
Nur wenige der zu dieser Arbeit Gezwungenen 
erlebten das Ende des Krieges. 

In Jens Hoffmanns Buch „Diese außerordentli¬ 
che deutsche Bestialität“ wird das Schicksal von 
fünf jüdischen Häftlingen der „Aktion 1005“ 
vorgestellt: Lipman Aronowicz, Edward Gleich, 
Leon Eliezer Mandel, Jözef Reznik und Josef 
Sterdyner. Alle fünf überlebten den Holocaust, 
weil sie die Flucht aus den Lagern wagten. Aro¬ 
nowicz, Reznik und Sterdyner flohen aus Borek 
bei Chelm, Gleich aus Krzywczyce bei Lwow und 
Mandel aus Lesienice bei Lwow. 

Fundament des Buches bilden fünf Berichte, die 
die Augenzeugen zwischen 1964 und 1966 bei der 
israelischen Polizei abgelegt haben. Sie waren Teil 
von Gerichtsprozessen gegen Nazi-Verbrecher. 
Heute sind sie im Yad Vashem („Gedenkstätte 
der Märtyrer und Helden des Staates Israel im 
Holocaust“) in Jerusalem archiviert. Als sechster 
Augenzeugenbericht kommt eine Aussage von 
Jözef Sterdyner hinzu, die er am 9. Oktober 1946 
vor der „Hauptkommission zur Erforschung der 
Hitlerverbrechen in Lublin“ in Wroclaw gemacht 
hat. Die Augenzeugenberichte werden mit die¬ 
sem Buch zum ersten Mal in deutscher Überset¬ 
zung veröffentlicht. Dafür gebühren dem Autor, 
dem Verlag und den Übersetzerinnen Ramona 
Bräu und Katarzyna Gasinska-Lepsien Dank. 
Hinzu kommen drei Interviews, die der Autor 


mit Nachkommen der Augenzeugen geführt hat: 
Mit Benny, Haim und Etti Aronowicz; mit Zaki 
Reznik; und mit Abraham, Amnon und Meirav 
Sterdyner. 

Das Buch versteht der Autor als „Ergänzung“ 
der 2008 von ihm veröffentlichten Studie zur 
„Aktion 1005“ (Jens Hoffmann, Das kann man 
nicht erzählen. „Aktion 1005“ konkret texte 46/47, 
Hamburg 2008). Sie dient der Aufdeckung der 
Verbrechen der „Aktion 1005“. Der Autor sieht 
es als Aufgabe der Antifaschistinnen das Wissen 
der Augenzeugen, die heute größtenteils bereits 
verstorben sind, zu bewahren. Dabei zählen nicht 
nur die Erfahrungen des Holocaust selbst, son¬ 
dern auch, wie sich die Erlebnisse auf das Leben 
der Überlebenden ausgewirkt haben und bis heu¬ 
te in den Leben der Nachkommen spürbar sind. 

„Diese außerordentliche deutsche 
Bestialität“ lässt erschaudern 

Im Gegensatz zu vielen Veröffentlichungen zum 
Thema Shoa, ist Hoffmanns Buch nicht geprägt 
von Empörung und Superlativen die faschisti¬ 
sche „Grausamkeit“ betreffend. Diese Grausam¬ 
keit adäquat zu beschreiben fehlen uns oft die 
Worte - wir ringen um Formulierungen. Den Tex¬ 
ten fehlen als Folge die Anschaulichkeit und der 
Bezug zur Realität. Wir können uns schlecht in 
die Geschichte hineinversetzen, wenn die Empö¬ 
rung und Umständlichkeit der Formulierung uns 
den Weg versperren. 

Anders hier: Der Autor lässt die Augenzeugen 
und ihre Angehörigen selbst sprechen. Durch die 
Berichterstattung der fünf Häftlinge erleben wir 
die Grausamkeiten „hautnah“ mit. Die Nüch¬ 
ternheit der Darstellung fördert das. Durch die 
Protokollantin der Augenzeugenberichte wissen 
wir aber um die tatsächlichen Gemütszustände 
der Berichtenden: „Während der Aussage sprach 
er [Gleich - M.H.] die ganze Zeit mit einer mo¬ 
notonen und gleichmäßigen Stimme, er änder¬ 
te den Ton auch dann nicht, als er über den Tod 
seiner Nächsten sprach. Nur sein Blick und die 


Nervosität seiner Hände verrieten seine innere 
Anspannung.“ 

Ohne denVersuch das Grauen noch grauenvoller 
darzustellen, erreicht das Buch seinen Zweck: Es 
geht dem/der Leserin nahe. Ich hatte eine Gän¬ 
sehaut bei den Schilderungen über die Tätigkeit 
der Häftlinge von „Aktion 1005“. Das Herausho¬ 
len der verwesten Leichen mit Mistgabeln und 
Fischerhaken, das Aufstapeln und Verbrennen, 
das Auffangen des menschlichen Fettes beim 
Verbrennen, das Sieben der verkohlten Überres¬ 
te nach Zahngold, das Zermahlen der Knochen 
in der „Knochenmühle“... 

Daneben stehen die faschistischen Wächter, 
zwingen die Häftlinge durch Misshandlungen 
weiterzumachen. Sie betrinken sich. Sie be¬ 
zeichnen die Häftlinge als „Figuren“ bzw. als 
„Scheiße“. Reznik: „In genau dem Moment, als 
die Schaufel sich eingrub, sah ich einen mensch¬ 
lichen Schädel, dem ich mit meiner Schaufel das 
Haar abgeschnitten hatte. Sofort gab es einen 
unerträglichen Gestank. Ich sagte zu Rohlfing 
[Kommandant von Borek - M.H.]: ,Hier liegt 
ein Mensch. 4 Und er darauf: ,Was denkst du, da 
liegen doch Figuren 4 !?! ,Was heißt das 4 - frage 
ich erneut. Doch statt einer konkreten Antwort 
trank er einen Schluck Wodka“. 

Hinter allem steckt aber die gründliche deutsche 
Ordnung. Die Lage der Massengräber war ver¬ 
zeichnet und die Menge der Ermordeten genau 
bekannt. Kein Leichenteil durfte Zurückbleiben. 
Sterdyner: „Wenn ihr der Kopf oder die Hand 
fehlt, musste man dies vervollständigen und eine 
komplette ,Figur 4 auf die Trage legen. Es durfte 
nicht das kleinste Knöchelchen oder eine andere 
Spur in der Erde belassen werden.“ 

Fazit 

Das Buch ist eine Bereicherung für die Auseinan¬ 
dersetzung mit dem Thema Faschismus und Shoa. 
Die Darstellung der Augenzeugenberichte und 
die Interviews mit den Angehörigen lassen un¬ 
ter den ungeheuren Zahlen an Ermordeten und 


Überlebenden wieder die Menschen hervortre¬ 
ten. Denn sind die Zahlen auch riesig, so bleiben 
sie in gewöhnlichen Geschichtsdarstellungen un¬ 
fassbar. Die einzelnen Schicksale bleiben hinter 
ihnen verborgen. Erst das Zusammenspiel mit 
Darstellungen, wie in Hoffmanns Buch, vertiefen 
den Einblick in die Geschichte. Nüchternheit ist 
dafür unverzichtbares Mittel. 

Zu kritisieren ist allerdings die Haltung zur ak¬ 
tuellen israelischen Politik, die im Buch mittrans¬ 
portiert wird. Autor und Verlag sind Vertreter der 
„anti-deutschen“ Richtung. Israels Kriegspolitik 
wird als legitime Verteidigungsmaßnahme ge¬ 
gen islamistischen Antisemitismus angesehen. 
Der Autor stellt im Interview die Frage, ob Lip¬ 
man für den Kampf vorbreitet war, falls „Israel 
wieder bedroht würde“. Ohne den Leserinnen 
zu schildern, wie die politische Lage Palästinas/ 
Israels aussieht, berichtet er, dass sein Zug ange¬ 
halten wurde - „wegen der Raketen und Mörser¬ 
granaten, die seit einigen Tagen wieder aus dem 
Gaza-Streifen in den Süden Israels geschossen 
wurden.“ Unkommentiert wird eine Aussage von 
Abraham Sterdyner stehen gelassen, nach der 
die Stadt Pardes Khana-Karkur als „das Harlem 
Nordisraels 44 beschrieben wird - wegen der vie¬ 
len äthiopischen Einwanderer. Unkommentiert 
gelassen wird auch die Bezeichnung der sowjeti¬ 
schen Befreiung Polens als „russische Okkupati¬ 
on“ in den Berichten von 1964-1966. 

Die antideutsche Haltung schmälert die Ver¬ 
wendbarkeit des Buches, da sie ihrerseits Ausei¬ 
nandersetzung mit dem israelischen Imperialis¬ 
mus erfordert. Ungeschmälert bleibt der Dank 
für die Veröffentlichung der Augenzeugenberich¬ 
te in deutscher Sprache. 

Mark Hadyniak 

Jens Hoffmann, Diese außerordentliche deutsche 
Bestialität. Wie die Nazis die Spuren ihrer Massen¬ 
morde in Osteuropa beseitigten. Augenzeugen¬ 
berichte und Gespräche - konkret texte 60, KKV 
konkret, Hamburg 2013,223 Seiten, 21 Euro. 



m unsere zeit 


Kultur 


Freitag, 7. Juni 2013 11 


„Lasst 


euch nicht verführen!" 

Arbeitslose in Wetzlar machen Theater 



D ie mittelhessische Kleinstadt 
Wetzlar an der Lahn (53000 Ein¬ 
wohner) war vor einem Jahr 
Austragungsort des ,Hessentages 4 . 
Über eine Million Besucher zählte man 
binnen zehn Tagen zum „Fest der Hes¬ 
sen“ Geworben wurde mit dem Motto 
„Bunt, kulturell, vielseitig“Man ist eine 
der hessischen „Modellregionen für In¬ 
tegration“ und in einigen Stadtteilen 
dominieren Migranten - vorwiegend 
türkischer Herkunft - die Szenerie. 
Das hat mit der Geschichte als Indus¬ 
triestandort zu tun. Die Eisen verarbei¬ 
tende Industrie (Buderus) und optische 
Betriebe (Firma Leitz - das berühmte 
Che Guevara-Posterfoto wurde mit ei¬ 
ner Leica M6 aus Wetzlarer Produktion 
gemacht) machen den Lahn-Dillkreis 
zur „Werkbank Hessens“. Während des 
2. Weltkrieges schufteten rund 8 000 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsar¬ 
beiter hier für die Rüstungsprodukti¬ 
on. Ernst Leitz II (1871-1956), Unter¬ 
nehmerpatriarch „alter Schule“, war bis 
1933 in der DDP/Deutsche Staatspar¬ 
tei aktiv und stand als „Judenfreund“ 
unter besonderer Beobachtung der 
NSDAP-Oberen. Er selbst trat der 
Nazi-Partei 1942 bei - und Historiker 
streiten sich heute, ob ihm das Prädikat 
„Oskar Schindler von Wetzlar“ zustehe. 
In den Umlandgemeinden Leun und 
Ehringshausen hat die NPD traditio¬ 
nell ein Potential bis zu zehn Prozent 
bei Wahlen. In der Wetzlarer Stadt¬ 
verordnetenversammlung gibt es kei¬ 
ne Neonazis. Deren Klientel bedient 
seit langem erfolgreich der direkt in 
den Landtag gewählte rechte Flügel¬ 
mann der Hessen-CDU und studier¬ 
te Oberstudienrat Hans Jürgen Irmer. 
Dessen xenophobe Stimmungsmache 
sorgt - ebenso wie seine Beiträge in der 
schwarzbraunen Jungen Freiheit 4 - ge¬ 
legentlich für hessen- oder sogar bun¬ 
desweite Schlagzeilen. 

Den Wetzlarer Ausländerbeirat domi¬ 
nierte früher eine „Internationale Lis¬ 
te“. Das ist jetzt anders. Der neue Vor¬ 
sitzende gehört dem türkischen Sozial¬ 
verein „Bizim Ocak“ (,Unser Ofen 4 ) an, 
einer Filiale der Grauen Wölfe. Rechts¬ 
radikale deutsche Jugendliche treten 
seit einigen Jahren frech als „Autono¬ 
me Nationalisten“ auf, zerdepperten 
zwei Mal die Frontscheibe des Büros 
der „Linken“, hetzen gegen Israel und 
Muslime, terrorisieren „linkes“ Knei¬ 
penpersonal und verübten vor vier Jah¬ 
ren per Brandsatz einen Mordanschlag 
auf das Haus eines katholischen Reli¬ 
gionslehrers, der ihre tumben Sprüche 
per Youtube-Videos öffentlich machte. 
Die vier Täter wurden geschnappt und 
verbüßen mehrjährige Haftstrafen. 

In 2000 wollte die NPD auf dem Dom¬ 
platz, Wetzlars „Gutt Stubb“ den 1. Mai 
als „Tag der nationalen Arbeit“ bege¬ 
hen, was damals 2 000 Nazi-Gegner, er¬ 
mutigt durch eine kämpferische Rede 
des Frankfurter Antifaschisten Peter 
Gingold, verhinderten. Seitdem entfal¬ 
tet ein örtliches Bündnis gegen Nazis 
zahlreiche Initiativen. Zuletzt gelang 


mit dem historischen Stadtgang „Weg 
der Erinnerung“ ein breitenwirksames 
Projekt, mit dem beispielsweise Schul¬ 
klassen und Polizistengruppen erreicht 
werden. 

Eine Besonderheit in Wetzlar ist die 
von der örtlichen Arbeitsloseninitia¬ 
tive („WALI“) seit 15 Jahren geleis¬ 
tete Theaterkulturarbeit. Szenische 
Collagen gab es im Goethe-Jahr 1999 
(der junge Goethe war 1772 Prakti¬ 
kant am damaligen Reichskammerge¬ 
richt und wurde in Wetzlar zu seinem 
Erfolgsroman „Die Leiden des Jun¬ 
gen Werthers“ angeregt) zu dem Goe¬ 
the-Wort „Die Bestimmung des Men¬ 
schen ist Tätigkeit“. Mit einem Georg 
Büchner-Programm wurde eine hes¬ 
senweite Tournee absolviert, mit dem 
„falschen Kaiser Tile Kolup“ eigneten 
sich die Laienschauspieler eine mittel¬ 
alterliche Hochstaplerfigur an, die ei¬ 
gentlich Friedrich Holztuch hieß, aus 
dem Rheinland stammte und 1284 in 
Wetzlar hingerichtet wurde. Ein aktuel¬ 
les Theaterprojekt beschäftigt sich mit 
alltäglichem Rassismus und mit dem 
„Extremismus der bürgerlichen Mitte“. 
Ein Teil des rund 20-köpfigen Ensem¬ 
bles gestaltet kunstvolle Kulissen, an¬ 
dere mausern sich zu bewusst-selbstbe¬ 
wussten Schauspielern. Der künstleri¬ 
sche Leiter all dieser Unternehmungen 
ist der marxistische Schauspieler Erich 
Schaffner, der einmal pro Woche aus 
dem 80 km entfernten Mörfelden an¬ 
reist, um „als Linker nach dem Rech¬ 
ten zu sehn“. 

Schaffner und seine Truppe machen 
Theater in bester Brecht 4 scher Tradi¬ 
tion. Die gesellschaftlichen Verhältnis¬ 
se werden so zwar nicht gleich „zum 


Tanzen gebracht“ - aber es gelingen 
Einblicke in Herrschaftsverhältnisse, 
es klärt sich beim Theaterspiel, warum 
sich die Dinge und die Menschen so 
entwickeln, wie sie es tun. 

„Lass dich nicht verführen!“ Das ist der 
zentrale Appell einer Ende 2012 vor 
200 Zuschauern uraufgeführten anti¬ 
faschistischen szenischen Collage der 
aus neun Akteuren bestehenden WA- 
LI-Theatergruppe. Das Eingangsbild 
erinnert an die offizielle Gedenkfeier 
für die elf Opfer der NSU-Terrorzelle, 
die am 23. Februar 2012 „in würdevol¬ 
ler Atmosphäre“ in Berlin stattfand. 
Eine TV-Kommentatorin findet loben¬ 
de Worte für die „von Empathie und 
staatsbürgerlicher Verantwortung ge¬ 
tragene Rede“ der Frau Bundeskanz¬ 
lerin. Ja, die Bundesrepublik sei inzwi¬ 
schen eine bunte Republik geworden, 
die sich „gegen Extremismus gleich 
welcher Couleur entschlossen zur 
Wehr“ setze. Ein Schwenk zur Her¬ 
rentoilette des Bundestages gewährt 
Einblicke in die Gedankenwelt zwei¬ 
er Bundestagsabgeordneter der „bür¬ 
gerlichen Mitte“ (die zwei Schauspie¬ 
lerinnen richten dabei am Urinal fach¬ 
männlich ihren Hosenbund). Beide 
hatten soeben für die Aufhebung der 
Immunität von linken Parlamentskol¬ 
legen votiert, weil die sich an Straßen¬ 
blockaden gegen Neonazi-Aufmärsche 
beteiligt hatten. 

In der Damentoilette war die Kon¬ 
versation derweil deutlich harmloser: 
„Ach, Frau Berben, wo wir uns jetzt 
persönlich begegnen, wie schaffen Sie 
es nur, im vorgerückten Alter immer 
noch so jung auszusehen?“.Ein gleich¬ 
falls der „unverdächtigen Mitte“ zu¬ 


gerechnetes Meinungsmedium, die 
„Bild“-Zeitung, wurde mit geifernden 
Schlagzeilen auf das Publikum losge¬ 
lassen: „Auf den Schulhöfen muss 
Deutsch gesprochen werden!“ - „Wir 
müssen alle länger arbeiten!“ - „Musli¬ 
mische Machos schikanieren christliche 
Minderheit!“ - „Wann drehen wir den 
Griechen endlich den Geldhahn zu?“ 


Ein typischer „Bild 44 -Leser hatte die 
Botschaft verstanden: „Heut 4 reicht 
net ein Adolf, heut 4 bräucht mer 
zwei! 44 Dass Adolf (das Original) nicht 
„vom Himmel gefallen“ war, sondern 
von den herrschenden Eliten in den 
Sattel gehoben wurde, machten Aus¬ 
züge aus der mit rollendem „R“ vor¬ 
getragenen „Bewerbungsrede“ Hitlers 
vor dem Düsseldorfer Industrieclub 
deutlich. 

Derweil tippte ein weiterer Akteur auf 
einer prähistorischen Schreibmaschine 
jene im November 1932 verfasste Ein¬ 
gabe von führenden Industriellen und 
Bankern an den Reichspräsidenten v. 
Hindenburg, dieser möge doch bitte 
den NSDAP-Führer an der Regierung 
beteiligen. Deutschlands „Arbeiter der 
Stirn und der Faust“ werden in einer 
weiteren Szene plakativ dazu verführt, 
„dem einfachen Frontsoldaten A.H.“ 
ihre Stimme zu geben. Heute kommen 
solche „unmoralischen Angebote“ aus 
dem Netz oder werden von der NPD 
als Schulhof-CD verteilt: „Bauernster¬ 
ben und Schlendrian - Korruption und 
Eurowahn: Doch es ist noch nicht zu 
spät in diesem Land, wenn der Wind 
sich dreht in diesem Land“, lockt es 
schaurig-schön mit eingängigen, von 
linken Rockgruppen der 70er Jahre ge¬ 
klauten Rhythmen. Nachhaltig erinnert 
das WALI-Stück daran, dass der Hitler- 
Faschismus die millionenfache Verfüh¬ 
rung zu Mord und Selbstmord mit sich 
brachte und die Erfahrung aus dem 1. 
Weltkrieg - „Der Krieg ist für die Rei¬ 
chen - der Mittelstand muss weichen - 
das Volk stellt die Leichen“ - vergessen 
zu machen versuchte. 

KP 



»... allein auch die Theorie wird zur materiellen Gewalt y sobald sie die Massen ergreift« 

Karl Marx, Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie 
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Demokratie im Betrieb 


unsere zeit m 


Betriebsrätin zeigte mutig ihre „Krallen 

Bossing der AWO gegen Betriebsrätin in Bochum endete peinlich 


E ngagierte Betriebsräte, die offen¬ 
siv und konsequent die Interes¬ 
sen ihrer Belegschaft vertreten, 
gibt es nicht sehr viele. Und wenn, 
dann machen immer mehr Unter¬ 
nehmen ihnen das Leben im Betrieb 
zur Hölle. Der moderne Begriff da¬ 
für ist Bossing: Mobbing mit dem Se¬ 
gen der Chefs. Dabei werden die be¬ 
trieblichen Interessenvertreter(innen) 
mit Abmahnungen und Kündigungen 
überzogen, selbst wenn diese vor den 
Arbeitsgerichten kaum eine Chance 
haben. Denn die schwer zu kündigen¬ 
den Betriebsräte sollen in erster Linie 
dazu gedrängt werden, zermürbt auf¬ 
zugeben und von selbst zu gehen. Den 
Bossen stehen Rechtsanwaltskanzlei¬ 
en beiseite, die daraus ein lukratives 
Geschäft machen. Manche von diesen 
„Rechtsverdrehern“ werben sogar mit 
dem Slogan „Warten Sie nicht, bis der 
Betriebsrat Ihr Unternehmen über¬ 
nimmt!“ Überraschend ist, dass es im¬ 
mer häufiger auch Bossing-Beispiele 
aus Unternehmen der arbeiterbeweg¬ 
ten AWO gibt. 

Gute Betriebsräte können einem Un¬ 
ternehmen im doppelten Sinne teuer 
zu stehen kommen. Sie kämpfen für 
Gerechtigkeit und machen Druck, 
wenn Gesetze, Tarifverträge, Betriebs¬ 
vereinbarungen oder Arbeitsverträge 
gebrochen werden. Sie treten gemein¬ 
sam mit anderen Beschäftigten für 
eine Verbesserung ihrer Arbeits- und 
Lebensbedingungen ein. Sie verhan¬ 
deln hart aber fair. Sie scheuen keine 


Konflikte und schöpfen ihre gesetzli¬ 
chen Möglichkeiten im vollen Umfang 
aus. Sie informieren ständig die Beleg¬ 
schaft und wenn es sein muss auch die 



Sabine Kleemann 


Öffentlichkeit. Bei allem arbeiten sie 
eng mit der Gewerkschaft und wenn es 
sich ergibt, auch mit Initiativen und po¬ 
litischen Parteien zusammen. 

Widerstand gegen die 
Pflegekatastrophe 

Eine solch engagierte Betriebsrätin ist 
Sabine Kleemann (44), stellvertretende 
Betriebsrats Vorsitzende und Schwer¬ 
behindertenvertrauensfrau im Rosa- 
lie-Adler-Seniorenzentrum des AWO- 


Bezirks Westliches Westfalen e.V. in 
Bochum-Dahlhausen. Seit fast 18 Jah¬ 
ren war sie hier unbeanstandet als Pfle¬ 
gefachkraft tätig. Als sie wegen der im¬ 
mer schlechter werdenden Personalbe¬ 
setzung anfing, gemeinsam mit anderen 
Beschäftigten Entlastungsanzeigen zu 
schreiben und Front gegen die zuneh¬ 
mende Anordnung von Überstunden 
und Mängel in der Dienstplanung zu 
machen, schlug die AWO zurück. We¬ 
gen ihrer Beschwerden gegen eine im¬ 
mer schlechtere Personalbesetzung 
wurde sie bei ihren Tätigkeiten „beglei¬ 
tet“ und ihre Arbeitsabläufe genaues¬ 
tem überprüft. Plötzlich sollte es auch 
Beschwerden von Bewohnern, Ange¬ 
hörigen und Beschäftigten des Seni¬ 
orenzentrums gegen sie geben. Freie 
Tage für geleistete Überarbeit wurden 
nicht mit ihr abgesprochen. Duftstoffe, 
die bei ihr schwere und sogar lebens¬ 
gefährliche Allergien auslösen können, 
wurden versprüht. Arbeitsunfähigkei¬ 
ten wurden angezweifelt und eine Un¬ 
tersuchung beim Medizinischen Dienst 
der Krankenkasse veranlasst. Die vom 
Betriebsrat beschlossenen Teilnahmen 
von Sabine Kleemann an Grundsemi¬ 
naren oder Dienstreisen zum Rechts¬ 
anwalt des Betriebsrates wurden an¬ 
gegriffen. 

Zwei Abmahnungen wegen 
Reisekostenabrechnungen 

Im Juli letzten Jahres erhielt sie ihre 
erste Abmahnung, weil sie sich in ei¬ 
ner Reisekostenabrechnung lediglich 


Politische Verfolgung durch Generationen 

Die GEW-Arbeitsgruppe „Weg mit der Gesinnungsschnüffelei“ in München informiert 


Allein in Bayern und Thüringen lebt 
der Geist des unseligen Radikalener¬ 
lasses in Form eines Fragebogens wei¬ 
ter, in dem alle Bewerber/innen für den 
öffentlichen Dienst angeben müssen, 
ob sie Mitglied einer „extremistischen“ 
Organisation sind/waren oder einschlä¬ 
gige Kontakte haben oder hatten. 

Auf der langen Liste sind u. a. auch an¬ 
tifaschistische Organisationen wie z.B. 
die Vereinigung der Verfolgten des Na¬ 
ziregimes/Bund der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten aufgeführt. 

Im Februar dieses Jahres stellte die 
SPD im Bayerischen Landtag den An¬ 
trag, dieses Instrument der Einschüch¬ 
terung aufzuheben. Die Landtagsmehr¬ 
heit lehnte ab. Darüber informiert die 
GEW-Arbeitsgruppe „Weg mit der Ge¬ 
sinnungsschnüffelei“ auf einer Veran¬ 
staltung am kommenden Dienstag. 



Peter Gingold (1916-2006), Jude, Korn 
munist und Antifaschist aus Frank 
furt/Main und seine Frau 
Ettie, beide Mitkämp¬ 
fer in der französi¬ 
schen Resistance, 
mussten in den 
1950er Jahren 
in der BRD 
sogar um ihre 
Staatsbürger¬ 
schaft kämp¬ 
fen, ihre Toch¬ 
ter Silvia soll 
te aufgrund des 
Radikalenerlasses 
nicht Lehrerin wer¬ 
den dürfen. 

An der Veranstaltung 
nimmt Silvia Gingold teil sowie Dr. 
Gabriele Sprigath, vom Berufsverbot 


betroffene Kunsthistorikerin, und Dr. 
Gerd Tersteegen, Rechtsanwalt, Mit¬ 
glied der Vereinigung Demo¬ 
kratischer Juristinnen und 
Juristen. Harry Täschner 
liest aus den Lebens¬ 
erinnerungen von 
Peter Gingold „Pa¬ 
ris - Boulevard 
St. Martin No. 11“. 
Die Moderation 
übernimmt die 
Gewerkschaftsse¬ 
kretärin Hedwig 
Krimmer. 

Die Veranstaltung be¬ 
ginnt am Dienstag, dem 
ii. Juni 2013 um 19.00 Uhr im 
Münchener DGB-Haus, Schwanthaler¬ 
straße 64. 


bei Datumsangaben vertan hatte. Auch 
eine weitere Abmahnung vom Febru¬ 
ar dieses Jahres war für abrechnende 
Betriebsratsmitglieder nicht weniger 
brisant. Sabine Kleemann hatte eine 
nicht korrekte Reisekostenabrechnung 
zurückgezogen und im Gegenzug eine 
überarbeitete Abrechnung eingereicht. 
Für diese ungültige Abrechnung wurde 
sie abgestraft. 

Zwei Abmahnungen wegen 
gegelter Fingernägel 

Im Monat davor wurden ihr die ge- 
gelten Fingernägel aus lichtgehärte¬ 
tem Kunstharz zum Verhängnis, die sie 
schon seit Beginn ihres Arbeits Verhält¬ 
nisses beim AWO-Bezirk Westliches 
Westfalen e.V. getragen hatte. Während 
andere Kolleginnen mit solch künstli¬ 
chen Fingernägeln unbehelligt blieben, 
erhielt Sabine Kleemann zwei Abmah¬ 
nungen. Um diesen Rechtsfehler zu 
heilen, schob die Einrichtungsleiterin 
des Rosalie-Adler-Zentrums zehn Tage 
später eine Dienstanweisung nach, in 
der aus „hygienischen Gründen“ u. a. 
gegelte Fingernägel verboten wurden. 
Ein solches Verbot kann jedoch nur 
mit Zustimmung des Betriebsrates 
verhängt werden. Außerdem hatte die 
AWO „vergessen“, dass seit über zehn 
Jahren eine Dienstanweisung im Rosa- 
lie-Adler-Zentrum gegolten hatte, wo¬ 
nach ausdrücklich gegelte Fingernägel 
erlaubt waren. Kein Wunder also, dass 
das Arbeitsgericht Bochum auf Antrag 
des Betriebsrates eine einstweilige Ver¬ 
fügung erließ und die AWO dazu ver¬ 
urteilte, ihre Beschäftigen im Rosalie- 
Adler-Seniorenzentrum per Aushang 
über die Rücknahme der Dienstan¬ 
weisung in Kenntnis zu setzen. Als der 
zuständige Richter den Abschluss einer 
kollektiven Vereinbarung mit dem Be¬ 
triebsrat vorschlug, ließ der Rechtsan¬ 
walt des AWO-Bezirks die Katze aus 
dem Sack: „Wir haben nur ein Problem 
in der Einrichtung.“ Peinlicher geht’s 
nicht? Doch. 

Wer sich nicht wehrt, 
lebt verkehrt! 

Denn schon am 9. April 2013 folgte 
die nächste Niederlage für die AWO. 
Das Arbeitsgericht Bochum verurteil¬ 
te den Wohlfahrtsverband dazu, alle 
vier erteilten Abmahnungen ersatz¬ 
los aus der Personalakte zu entfernen. 
Da hatte auch kein Klagen der AWO- 
Seite geholfen: „Es kann doch nicht 
sein, dass man mit solchen Fingernä¬ 
geln Menschen pflegt. Da ist das Risi¬ 
ko zu groß, da muss man sich im Zwei¬ 
fel einen anderen Beruf suchen.“ Zu¬ 


u 


vor hatte die Gewerkschaft ver.di die 
Öffentlichkeit alarmiert. „Wenn man 
sich die Begründungen für die Abmah¬ 
nungen anschaut, drängt sich der Ein¬ 
druck auf, dass hier eine Betriebsrätin 
eingeschüchtert werden soll, die gegen 
Missstände am Arbeitsplatz aufmuckt“, 
so die zuständige Gewerkschaftsse¬ 
kretärin der ver.di-BezirksVerwaltung 
Bochum-Herne, Agnes Westerheide. 
Die Gewerkschaft ermahnte die Ar¬ 
beiterwohlfahrt, sich an ihre Wurzeln 
in der Arbeiterbewegung zu erinnern 
und sich nicht wie ein gewöhnlicher 
Arbeitgeber gegenüber einem unbe¬ 
quemen Betriebsratsmitglied aufzu¬ 
führen. Gestärkt durch die Solidarität 
von Betriebsräten und Gewerkschaft 
und das Unverständnis einer großen 
Öffentlichkeit trat Sabine Kleemann 
selbstbewusst vor das Bochumer Ar¬ 
beitsgericht und zeigte der AWO ihre 
„Krallen“. Einen Vergleichsvorschlag 
der Arbeitgeberseite lehnte sie ab 
und gewann auf der ganzen Linie. Die 
AWO legte entgegen der vollmundi¬ 
gen Ankündigungen ihres Rechtsan¬ 
waltes keine Berufung vor dem Lan¬ 
desarbeitsgericht in Hamm ein. Alle 
gegen Sabine Kleemann schon ange¬ 
leierten weiteren Bossinghandlungen 
wurden gestoppt. 

Das Beispiel von Sabine Kleemann 
zeigt: Wenn Beschäftigte und Betriebs¬ 
räte sich mutig zur Wehr setzen, dann 
enden Drehbücher zur Ausgrenzung 
und Kündigung in der Regel schon 
weit vor ihrem dramatischen Ende. 
Weil das leider nicht jeder Mensch 
und schon gar nicht alleine bewältigen 
kann, wird Solidarität zur Pflicht. Wer 
dem Duckmäusertum und den wach¬ 
senden Ängsten von Beschäftigten und 
Betriebsräten wirksam begegnen will, 
muss organisiert handeln. Das gilt in al¬ 
len Unternehmen - egal ob gewerblich 
oder gemeinnützig. Gerhard Ziegler 

Buchempfehlung zum Thema: 
Christian Esser und Alena Schröder, 
„Die Vollstrecker. Rausschmeißen, 
überwachen, manipulieren - Wer für 
Unternehmen Probleme löst“, C. Ber¬ 
telsmann Verlag, ISBN: 978-3-570- 
10096-7 

Leseempfehlungen im Internet: 

http://arbeitsunrecht.de 

http://www.dgbrechtsschutz.de/pres- 

se/pressemitteilungen/news-einzeln/ 

article/4io.html 

http://www.gegen-br-mobbing.de 

http://www.work-watch.de/erfolg- 

reich-gegen-bossing 


Liste der Yi-Ko übernommenen Burger King-Filialen 


PLZ 

Ort 

Straße 

PLZ 

Ort 

Straße 

PLZ 

Ort 

Straße 

52477 

Alsdorf 

Luisenstraße 18 

45891 

Gelsenkirchen 

Willi-Brandt-Allee 54 

40789 

Monheim 

Konrad-Zuse-Straße 2 

86150 

Augsburg 

Fröhlichstraße/Viktoriastraße 

86368 

Gersthofen 

Mercedesring 2a 

81 675 

München 

Einsteinstraße 130 

86199 

Augsburg 

Gabelsberger Straße 7 

35394 

Gießen 

SchiffenbergerWeg 115 

80331 

München 

Sonnenstraße 6 

86150 

Augsburg 

Maximilianstraße 17 

42781 

Haan 

Landstraße 62 

80331 

München 

Im Tal 10 

44867 

Bochum 

Dückerweg 21 

58089 

Hagen 

Herdecker Straße 16 

81 929 

München 

Eggenfeldener Straße 114 

44809 

Bochum 

Dorstener Straße 420 

58135 

Hagen 

Preußer Straße 4 

80335 

München 

Bahnhofsplatz 2 

53123 

Bonn 

Basketsring 2 

59067 

Hamm 

Dortmunder Straße 114 

81 825 

München 

Wasserburger Landstraße 4 

53119 

Bonn 

Bornheimer Straße 230 

59065 

Hamm 

Münsterstraße 11 

81 377 

München 

Pollingerstraße 2 

50667 

Köln 

Schildergasse 114 

74076 

Heilbronn 

Neckarsulmer Straße 36-38 

81 549 

München 

Chiemgaustraße 214 

50823 

Köln 

Ehrenfeldguertel 63 

74074 

Heilbronn 

Stuttgarter Straße 12 

80335 

München 

Bayerstraße 10 A 

51 065 

Köln 

Frankfurter Straße 200 

53773 

Hennef 


80993 

München 

Triebstraße 44 

50765 

Köln 

Citycenter Chorweiler 

89343 

Jettingen-Scheppach 

Siemmensstraße 1 

81 539 

München 

Giesinger Bahnhofplatz 8 

50858 

Köln 

Aachener Allee 1253 

52428 

Jülich 

Große Rurstraße 75 

46049 

Oberhausen 

Muelheimer Straße 27 

50667 

Köln 

Trankgasse 11 

67657 

Kaiserslautern (K-Town) Europaallee 9 

46047 

Oberhausen 

Centroallee 1 

44145 

Dortmund 

Brunnenstraße 79 

59174 

Kamen 

Unnaer Straße 85 

46145 

Oberhausen 

Bahnhofstrasse 84 

44135 

Dortmund 

Ostenhellweg 3 

47805 

Krefeld 

Gladbacher Straße 407/ 

36100 

Petersberg (bei Fulda) 

Alte Ziegelei 2 

44149 

Dortmund 

Borussiastraße 150 

86899 

Landsberg 

Augsburger Straße 59 

40878 

Ratingen 

Kaiserswerther Straße 84 

40233 

Düsseldorf) 

Erkrather Straße 207 

51 379 

Leverkusen 

An der Fuchskuhl/B8 

45657 

Recklinghausen 

Dordrechtring 42 

45359 

Essen 

Aktienstraße 42 

51 375 

Leverkusen 

Horn pottweg 1 

42 855 

Remscheid 

Neuenkamper Straße 37 

45127 

Essen 

Helmut-Käutner-Straße 2 

35440 

Linden 

Robert-Bosch-Straße 1 

53359 

Rheinbach 

Eulenbach 1 

45329 

Essen 

Gladbecker Strasse 421-423 

71 636 

Ludwigsburg 

Schwieberdinger Straße 42-44 

53757 

Sankt Augustin 

Einsteinstraße 29 

45127 

Essen 

Kettwiger Straße 56 

71 363 

Ludwigsburg 

Porschestraße 1c 

74889 

Sinsheim 

In der Au 23 

53879 

Euskirchen 

Alfred-Nobel-Strasse 1 

67059 

Ludwigshafen 

Bruchwiesenstraße 305 

67346 

Speyer 

Iggelsheimer Straße 32 

60313 

Frankfurt 

Liebfrauenstraße 1-3 

44536 

Lünen 

Dortmunder Straße 59 

70372 

Stuttgart 

Waiblingerstraße 14-18 

60326 

Frankfurt 

Mainzer Landstraße 405 

55116 

Mainz 

Große Bleiche 26 

53844 

Troisdorf 

Heinkelstraße 6 

60314 

Frankfurt 

Hanauer Landstraße 437 

55120 

Mainz Mombach 

Am Mombacher Kreisel 1a 

42 549 

Velbert 

Heiligenhauser Straße 81 (B227) 

60388 

Frankfurt 

Borsigallee 26 

35039 

Marburg 

Afföllerstraße 63 

35576 

Wetzlar 

Am Forum 1 

60388 

Frankfurt 

Borsigallee 31 

58706 

Menden 

Carl-Benz-Straße 2 

65203 

Wiesbaden 

Appelallee 37 

36041 

Fulda 

Kothenbachweg 2-4 

41 066 

Mönchengladbach 

Krefelder Straße 300 

65189 

Wiesbaden 

Mainzer Straße 127 

45881 

Gelsenkirchen 

Grothusstraße 10 

41 236 

Mönchengladbach 

Duvenstraße 345 




45884 

Gelsenkirchen 

Rotthauser Straße 128 

41 068 

Mönchengladbach 

Waldnieler Straße 239 
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Ausgestorben - immer wieder neu 

Demographie - Anmerkungen zu einer Verzichtsideologie 


D ie Bild- Zeitung präsentierte 
das Thema im bekannt modera¬ 
ten Modus: „Deutschland droht 
der Alters-Schock.“ Bis 2060 werde 
„die deutsche Bevölkerung von jetzt 
81,7 Millionen auf dann 65 bis 70 Milli¬ 
onen schrumpfen“ Momentan sei „nur 
jeder Fünfte über 65 Jahre alt. Doch 
im Jahr 2030 wird der Anteil der über 
65-Jährigen bereits bei 29 Prozent lie¬ 
gen, 2060 bereits bei 34 Prozent 4 . 4 Heu¬ 
te seien „62,5 Prozent der Bevölkerung 
(50 Millionen) im erwerbsfähigen Alter 
(20 bis 64 Jahre). 2060 wird es nur noch 
jeder Zweite sein“ (Nebenbei: Wenn’s 
nutzt, endet das „erwerbsfähige Alter“ 
auch mal bei 64 Jahren). 

Und dann, mit Blick auf den „Demo¬ 
graphiegipfel“, wird es politisch: „Die 
deutsche Wirtschaft klagt bereits jetzt 
in 111 Berufen über einen Mangel an 
Fachkräften ( IW-Studie ). Und das wird 
in Zukunft noch schlimmer. Deshalb 
die Forderung des Deutschen Industrie- 
und Handelskammertages (DIHK): Bis 
zum Jahr 2025 sollten 1,5 Millionen zu¬ 
sätzliche ausländische Fachkräfte ge¬ 
wonnen werden.“ 

Prompt reiste Frau von der Leyen nach 
Spanien, um ein „Abkommen zur Be¬ 
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit“ 
zu unterzeichnen, mit dem in den kom¬ 
menden vier Jahren 5 000 Spanier in 
Deutschland ausgebildet werden sol¬ 
len. Mit Hilfe der Troika-inszenierten, 
spanischen Jugendarbeitslosigkeit von 
55,9 Prozent, organisiert die Ministerin, 
ganz uneigennützig, den Braindrain aus 
dem Krisenland in die deutsche Wirt¬ 
schaft. Als hl. Ulla von den Armen und 
Verzagten. Worum es wirklich geht, leg¬ 
te Frau von der Leyen vor zwei Jahren 
pflichtgemäß gegenüber dem Zentralor¬ 
gan des Finanzkapitals dar. „Wir wollen 
Spitzenleute herholen. Unqualifizierte 
brauchen wir nicht, wir haben genug da¬ 
mit zu tun, unsere Geringqualifizierten 
weiterzubilden.“ (FAZ, 22.6.2011) 
Jeder, der sich in der letzten Zeit als 
„Fachkraft“ um eine Stelle bemüht hat, 
weiß um den Realitätsgehalt des „Fach¬ 
kräftemangels“. Selbst hochqualifizierte, 
langjährig erfahrene Kollegen, mit ex¬ 
zellentem Hochschulabschluss in den 
MINT-Fächern stehen vor erheblichen 
Problemen eine neue, adäquat bezahlte 
Festanstellung zu finden. Nach einem 
Jahr Arbeitslosigkeit, unzähligen Be¬ 
werbungen, und mit Hartz IV vor den 
Augen, bekommen auch die Selbst¬ 
bewusstesten bei den Einstellungsge¬ 
sprächen weiche Knie. Der angebliche 
„Fachkräftemangel“ ist in Wirklichkeit 
ein Lohndrücker- und Reservearmee¬ 
mangel. 

Verzicht trotz Reichtum 

Die Durchsetzung der neoliberalen 
Gesellschaftszurichtung stellt die bür¬ 
gerliche Bewusstseinsindustrie vor 
schwierige Aufgaben. Sie hat glaub¬ 
hafte Begründungen zu liefern, warum 
eine ständige Verschlechterung nahezu 
aller Lebensbereiche, ein materieller, 
infrastruktureller, kultureller, wie auch 
psychisch-mentaler Verfall hingenom¬ 
men werden soll. Und dies bei gleich¬ 
zeitig permanenter Steigerung der Pro¬ 
duktivität, einem überquellenden, nicht 
absetzbaren Warenangebot und einer, 
von einigen Rezessionsphasen abgese¬ 
hen, dauerhaften Steigerung des realen 
B ruttoinlandsprodukts. 

Momentan lassen sich dabei drei 
Hauptfelder der Verzichtspropagan¬ 
da unterscheiden. Da sind zum Ersten 
die leeren (besser geleerten) Staats¬ 
kassen. Dieses „Argument“ wurde im 
Krisenverlauf, in lockerer Verkehrung 
von Ursache und Wirkung zur „Staats¬ 
schuldenkrise“ ausgebaut. Ein Blick 
auf den Krisenverlauf zeigt selbstre¬ 
dend, dass die Sozialisierung der Kri¬ 
senkosten, speziell die Bankenrettun¬ 
gen, die Staatsschulden haben explodie¬ 
ren lassen und nicht etwa umgekehrt. 
Bis zu dem Zeitpunkt als „die Märkte“ 
begriffen, dass Frau Merkel die Euro- 
“Solidarität“ aufgekündigt hatte, waren 
die Kreditkosten selbst für relativ hoch 
verschuldete Euro-Staaten gut zu finan¬ 
zieren. Erst als Berlin sie zum Abschuss 
freigegeben hatte, war die Staatsschul¬ 


denkrise in Teilen von Eurozonien tat¬ 
sächlich Realität geworden. Nun erhielt 
ihre Bekämpfung, also das als Sparen 
verkleidete Verzichts- und Austeritäts- 
diktat sogar Verfassungsrang. 

Zum Zweiten ist da der internationa¬ 
le Wettbewerb. Dieses sozialdarwinis- 
tische Argument, das einen internatio¬ 
nalen ökonomischen Überlebenskampf 
unterstellt, bei dem nur die Stärksten 
überleben und die Verlierer dazu ver¬ 
dammt sind im Orkus der Geschichte 
zu verschwinden, hat eine lange Tradi¬ 


tion, hat aber in Zeiten, in denen die 
zerstörerischen Rückwirkungen öko¬ 
nomischer Dominanz immenser Han¬ 
delsbilanzüberschüsse in der Eurozo¬ 
ne, nicht mehr zu verschleiern sind, an 
Massenwirkung eingebüßt. Nichtsdes¬ 
totrotz soll im Juni beim EU-Gipfel 
wieder einmal auf Drängen Berlins der 
„Konvergenz- und Wettbewerbspakt“ 
durchgedrückt werden. Die Germani- 
sierung der Eurozone zu einer global 
orientierten Exportmaschine soll vor¬ 
angebracht werden. Allerdings ohne ein 
nennenswertes Investitionsprogramm. 
Ausschließlich durch „innere Abwer¬ 
tung“, sprich radikale Verarmung der 
Bevölkerung. 

Das dritte, übergreifende Feld natio- 
nalchauvinistisch-opferheischender 
Volkskörperideologie ist die Demo¬ 
graphie. Seit der Spaltung der Gesell¬ 
schaft in antagonistische Klassenstruk¬ 
turen hängt die Reichtumsvermehrung 
der herrschenden Klassen von der zah¬ 
lenmäßigen Größe der ausbeutungsfä¬ 
higen Klassen ab. Schon in der Antike 
wurden daher Bevölkerungsprobleme 
diskutiert. Ihre Lösung bzw. Nichtlö¬ 
sung beeinflusste die innere Stabilität 
beispielsweise des römischen Sklaven¬ 
halterstaates in mehrfacher Hinsicht er¬ 
heblich. Vor allem die Zerstörung der 
freien Bauernwirtschaften durch die 
Latifundienwirtschaft, und deren Krise 
durch den mangelnden Zustrom neuer 
Sklaven nach Erreichen der maximalen 
Expansionsfähigkeit. 

Der Wille zur Macht 

Mit dem Siegeszug des Kapitalismus 
stieg der Bedarf an seiner wertschaffen¬ 
den Ressource, der Ware Arbeitskraft, 
inklusive der entsprechenden, lohn¬ 
drückenden Reservearmee. Die Be¬ 
freiung der Bauern aus feudaler Leib¬ 
eigenschaft stand auf dem Programm - 
um den Weg der nun „doppelt freien 
Lohnarbeiter“ in der Lohnsklaverei zu 
öffnen. Mit der Herausbildung imperi¬ 
alistischer Hauptmächte reichten die 
eigenen Ressourcen nicht mehr. We¬ 
der für die Produktion noch für ihren 
Absatz. Der Anspruch auf neue Ter¬ 
ritorien, Menschen, Märkte und Roh¬ 
stoffe musste formuliert werden. Der 
britische Premier Benjamin Disraeli 
hat 1872 dem imperialen Gedanken in 
seiner bekannten Crystal-Palace-Rede 
klassische Form verliehen: „Es geht da¬ 
rum, ob Sie damit zufrieden sein wollen, 


ein bequemes England zu sein, das nach 
dem Vorbild kontinentaler Prinzipien 
geformt ist und in absehbarer Zeit ein 
unvermeidliches Schicksal erfährt, oder 
ob Sie ein großes Land sein wollen - ein 
imperiales Land - ein Land, in dem Ihre 
Söhne ... die Achtung der ganzen Welt 
erringen.“ Schon bei Disraeli war es die 
Angst. Der Grundmythos des Imperia¬ 
lismus. Die Angst vor dem Untergang, 
dem „unvermeidlichen Schicksal 44 . 

Und Rudyard Kipling formte 1899 die¬ 
sen imperialen Willen zur Macht, in sei¬ 


nem Gedicht „The White Man’s Bür¬ 
den“, zu einem emanzipatorischen Er- 
ziehungs- und Aufklärungsprogramm 
um, dessen Mühen der „weiße Mann“, 
trotz des Undanks der so Befreiten, die 
Pflicht hat, sich zu unterziehen. Ein „po¬ 
sitives“, aber schwächeres Grundmus¬ 
ter, das sich im Menschenrechtsimpe¬ 
rialismus, beispielsweise auch in den 
Billionen-teuren Mädchenschul- und 
Brunnenbohrprojekten der „Staaten¬ 
gemeinschaft“ im Mittleren Osten wie¬ 
derfindet. 

Der von Britannien, Frankreich und 
den USA blockierte Deutsche Imperia¬ 
lismus formte den Mythos eines „Volks 
ohne Raum“ ( Hans Grimm, 1926), das 
von großen Mächten eingezwängt in 
der „Mittellage“, in einem sozialdarwi- 
nistischen „Kampfs ums Dasein“, seine 
Existenz behaupten muss. Ziel musste 
demzufolge sein: Die Eroberung neu¬ 
en „Lebensraums“ ( Friedrich Ratzel, 
1901). Dieser konnte nach Lage der 
Dinge nur im Osten liegen. Der „All¬ 
deutsche“ Ernst Hasse sah 1895 die zu¬ 
künftige Ausdehnung „Großdeutsch¬ 
lands“, dem nach Osten keine natürli¬ 
chen Grenzen gesteckt seien, „um das 
Jahr 1950“ bis zum Schwarzen Meer 
gegeben. Der frühe Demograph Hasse 
ging noch von etwas anderen (militäri¬ 
schen) Prämissen aus. 

Demographie hat sich, auch als sie noch 
unter ihrem Klarnamen Bevölkerungs¬ 
wissenschaft fungierte, als Herrschafts¬ 
wissen nie auf die Analyse und ihre 
phantasiereichen Zukunftsprojektio- 
nen beschränkt. Namen und Charakter 
nach völkisch strukturiert, leitete sie 
normativ aus ihren bedrohlich erschei¬ 
nenden Zukunftsbildern ihres „Volkes“ 
(damals „Germanen“ oder „Arier“ heu¬ 
te „Deutsche“ oder „Deutschland“), 
einschneidende Handlungsimperative 
ab. Dabei gilt: Je weiter der Zeithori¬ 
zont, umso bedrohlicher die bevölke¬ 
rungstheoretischen Drachen, die der 
germanische Siegfried zu töten hat. 
Das mit dem Gestus des Zukurzgekom- 
menen, gegen den Erbfeind und das 
perfide Albion zackig seinen „Platz an 
der Sonne“ erobernde Kaiserreich wur¬ 
de nach seiner Pleite von einem „Drit¬ 
ten Reich“ abgelöst, das sich ebenfalls 
in einer dramatischen Bedrohungsla¬ 
ge befand. Das „Versailler Schanddik- 
tat“ hatte das Reich entwaffnet und 
verstümmelt, dazu kamen die „jüdi¬ 
sche Weltverschwörung“, der „Judäo- 


Bolschewismus“ und die „moskowi- 
tisch-asiatische Überschwemmung“. 
Die „rassenhygienische“ Rettung des 
„Deutschen Volkskörpers“ vor der 
Überschwemmung durch die „Parasi¬ 
ten“ und „Schädlinge“ konnte der Sa¬ 
che nach konsequenterweise nur in de¬ 
ren „Ausrottung“ liegen. 

Hatte der Vererbungshygieniker Wil¬ 
helm Schallmayer 1905 „die Schaffung 
der Bedingungen möglichst dauerhafter 
Erhaltung und womöglich auch eines 
gedeihlichen Wachstums des Volkskör¬ 


pers“ als „letztes Ziel der Politik“ de¬ 
finiert, so radikalisierte der Statisti¬ 
ker Friedrich Burgdörfer (Volk ohne 
Jugend, 1932) die Panik um die „fort¬ 
schreitende Überalterung und Vergrei¬ 
sung unseres Volkskörpers“ zu der (im¬ 
mer wieder gern genommenen) Unter¬ 
gangsvision: „Das deutsche Volk treibt 
biologisch dem Abgrund zu.“ 

Mit Kriegsbeginn konnten die Bevöl- 
kerungstheroretiker zu großer Form 
auflaufen „Es ist ein Kampf auf Leben 
und Tod zwischen der arischen Rasse 
und dem jüdischen Bazillus.“ (Goeb¬ 
bels, 1942). Für die Wannseekonfe¬ 
renz (20.2.1942) kamen „im Zuge der 
Endlösung der europäischen Juden¬ 
frage (...) 11 Mio. Juden in Betracht.“ 
Die Planungen unter dem Oberbegriff 
„Generalplan Ost“ (1940-42) sahen 
eine Dezimierung der „slawischen Be¬ 
völkerung“, speziell der Intelligenz, um 
30 bis 50 Mio. Menschen vor, um Platz 
für die „Germanisierung des Ostens“ zu 
schaffen und eventuellem Widerstand 
vorzubeugen. 

Bevölkerungstheorie 
und Neoliberalismus 

Nach ihren unbestrittenen „Erfolgen“, 
zumindest im Kampf gegen den „jü¬ 
dischen Bazillus“, musste die Bevölke¬ 
rungstheorie in der offiziellen Bundes¬ 
republik, erst einmal zwei Gänge zu¬ 
rück schalten. Was nicht bedeutete, dass 
es sie nicht mehr gab. Das „allmähliche 
Aussterben unseres Volkes“ (Franz- 
Josef Wuermeling, 1953) begann schon 
bald wieder nach dem Krieg. Es konnte 
dank des Braindrain aus den sozialisti¬ 
schen Staaten gerade noch aufgehalten 
werden. 

Das Ende der Systemalternative und die 
neoliberale Gegenreform formulierten 
neue Herausforderungen. Der Sozio¬ 
loge Robert Hepp (Die Endlösung der 
Deutschen Frage, 1988) blies am lautes¬ 
ten die Alarm-Fanfare: Die Bundesre¬ 
publik habe das Stadium des „demogra¬ 
phischen Untergangs“ erreicht. Begrif¬ 
fe wie „Volkstod“, „selbstmörderischer 
Geburtenrückgang“, „Genosuizid“ oder 
„Volksselbstmord“ machten die Runde. 
Die Deutschen gingen „am umgekehr¬ 
ten Nazismus 4 der Nachkriegspolitiker 
zugrunde“, die wegen der NS-Bevölke- 
rungspolitik nichts gegen den Bevölke¬ 
rungsselbstmord unternähmen. (Hepp) 
Das war in Hinblick auf die damals 
herrschende, integrationistische deut¬ 


sche Europapolitik etwas scharf ge¬ 
schossen. Schließlich operierte das 
deutsche Finanzkapital diesmal nicht 
mit der deutschen Wehrmacht. Son¬ 
dern mit der Bundesbank. Das bevöl¬ 
kerungstheoretische Thema aber war 
gesetzt. Es bedurfte nur noch einer, an 
die Notwendigkeiten der neoliberalen 
Gesellschaftszurichtung angepassten 
Problem- und Zielformulierung. 

Die wurde 2003, nachdem die Tietmey¬ 
ers „Maastricht“ unter Dach und Fach 
gebracht hatten, in klassischer Form 
durch den Sozialdemokraten Franz 
Müntefering geliefert: „Wir Sozialde¬ 
mokraten haben in der Vergangenheit 
die drohende Überalterung unserer Ge¬ 
sellschaft verschlafen. Jetzt sind wir auf¬ 
gewacht. Unsere Antwort heißt: Agen¬ 
da 2010! Die Demografie macht den 
Umbau unserer Sozialsysteme zwin¬ 
gend notwendig.“ Der Schlüssel zur Er¬ 
oberung des nun wehrlos gemachten 
„neuen Lebensraums“, (vulgo: der Eu- 
rozonen-Märkte) lag in der Sicherung 
dominanter „Preiswettbewerbsfähig¬ 
keit“. Die deutsche Sozialdemokratie, 
bei derartigen Vorhaben traditionell 
gern behilflich, war rechtzeitig „aufge¬ 
wacht 44 um das erforderliche Lohndum¬ 
ping voranzutreiben. „Wir haben einen 
der besten Niedriglohnsektoren auf¬ 
gebaut, den es in Europa gibt,“ konn¬ 
te Gerhard Schröder in Davos Vollzug 
melden. 

Hungerlöhne angesichts überquellen¬ 
den Reichtums, steigender Konkur¬ 
renzdruck gegen die ohnehin in einer 
dramatischen Krise steckenden Euro¬ 
staaten. Ausweitung der Lebensarbeits¬ 
zeit bei exorbitanter Jugendarbeitslo¬ 
sigkeit. Die tiefe Widersprüchlichkeit 
der herrschenden Formierungskon¬ 
zepte erzeugen einen hohen Legitima- 
tions- und Ablenkungsdruck. In pau¬ 
senloser Dauerkampagne werden, wie 
immer aus Opfern die Täter fabriziert. 
Nach außen der faulenzende Club Med, 
nach innen „ständig neue kleine Kopf¬ 
tuchmädchen“ (Sarrazin, 2009) pro¬ 
duzierende Ausländer, arbeitsscheue 
Hartzer, und die bedrohlich wachsen¬ 
de „Rentnerschwemme“, die auf Kos¬ 
ten der nachfolgenden Generation eine 
ruhige Kugel schiebt. Die Demographie 
hat dabei die Aufgabe ein durchaus be¬ 
herrschbares Problem wie die Renten¬ 
finanzierung, durch die Verlagerung 
in die ferne Zukunft zur Katastrophe 
aufzublasen. „Denn eins ist sicher: Die 
Demographie kennt kein Erbarmen.“ 
(INSM, 2011) 

Natürlich weiß niemand seriös etwas 
über derartige Entwicklungen in 30 
oder gar 50 Jahren zu sagen. Ebenso 
wie 1963, als Martin Luther King in 
Washington den Traum des Schwarzen 
Amerika formulierte, wo die Kenntnis¬ 
se über die gegenwärtigen Verhältnis¬ 
se mehr als dürftig waren. Nach mehr 
als einem Jahrhundert prognostischer 
Pleiten, wird uns Burgdörfers Bevöl¬ 
kerungs-Urne als (Aus-)Sterbesymbol 
wie eine letztgültige wissenschaftliche 
Monstranz präsentiert. Danach hätte es 
uns schon längst nicht mehr geben dür¬ 
fen. Der Urvater der modernen Bevöl¬ 
kerungstheorie, Thomas Robert Mal- 
thus (The Principle of Population, 1798) 
begründet das Elend, den Hunger, die 
Slums im damaligen England mit dem 
exponentiellen Wachstum der Bevölke¬ 
rungszahl. Dieses Wachstum übersteige 
das der Nahrungsmittelproduktion, die 
nur linear wachse, was zu den sozialen 
Problemen führe. Wie leicht zu erken¬ 
nen ist, lag Malthus daneben. 

Nicht nur er. Genau hier liegt eine ent¬ 
scheidende Krux aller Bevölkerungs¬ 
theoretiker. Der Produktivitätszuwachs, 
nicht nur der in der Landwirtschaft, hat 
mit dem Be Völker ungs Wachstum nicht 
nur Schritt gehalten, sondern es weit 
in den Schatten gestellt. Er hat den 
8-Stunden-Tag, die Rente mit 60, kos¬ 
tenlose Bildung, eine hochentwickel¬ 
te Gesundheitsversorgung und volle 
Regale ermöglicht. Und er hätte noch 
sehr viel mehr möglich machen können, 
wenn er denen, die diese hohe Produk¬ 
tivität schaffen, auch zugute kommen 
würde. Bekanntlich ist das immer we¬ 
niger der Fall. Das Produktivitätsplus 
bläst zwar die Renditen und Dividen¬ 
den auf, nicht aber in die Taschen der 
arbeitenden Menschen. Und genau da¬ 
für gibt es ersatzweise die Demogra¬ 
phie. Klaus Wagener 
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Am 7. Juni 2013 wird unser Genosse 

Norbert Noreik 

50 Jahre! 

Norbert hat die Wohngebietsgruppe Wandsbek in den letzten 
Jahren maßgeblich mitgeprägt, insbesondere auch durch sei¬ 
ne redaktionelle und layouterische Arbeit für die „Wandsbek 
Links“ und die Gestaltung unserer Internetseite. Er ist auch 
an vorderster Front bei der Gestaltung des Internetauftritts 
der Hamburger Bezirksorganisation zu finden und seit vielen 
Jahren aktiv in der Friedensbewegung. 

Sehr schätzen wir an ihm sein hohes Maß an Verbindlichkeit 
und Zuverlässigkeit sowie seine ruhige und sympathische 
Ausstrahlung, die ihn als Menschen und Kommunisten aus¬ 
zeichnet. Wir schätzen seine durchdachten, auf Verständi¬ 
gung orientierten, politisch klaren Diskussionsbeiträge. 

Wir freuen uns auf viele weitere Jahre gemeinsamen Kampf 
für Frieden und Sozialismus. 


DKP Wohngebietsgruppe Hamburg Wandsbek 
Bezirksvorstand der DKP Hamburg 


DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45418 
e-mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar, Sa./So. 22723. Juni 

Die große Wirtschafts- und Finanzkrise 

Referent: Lucas Zeise 

„Die Bourgeoisie ist überführt der Unfähigkeit, ihre eignen gesellschaftlichen Pro¬ 
duktivkräfte fernerhin zu leiten. “ 

(F. Engels: Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft. 

MEW Bd. 19, S. 228) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, wenn es 
sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 

Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 Euro. Fi¬ 
nanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirksvorstand abklären. 
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Marxismus 
für die 
A-Klasse 


Die Marxistischen Blätter gibt es seit 1963. Ihre Kern¬ 
aufgabe damals wie heute: Arbeiterbewegung und Mar¬ 
xismus zusammenzubringen. Also: Marxismus für die 
Ä-Klasse, damit vor allem die Arbeiterklasse ihrer Lage 
auf den Grund kommt und nachhaltiger für ihre eigenen 
Tages- und Zukunftsinteressen kämpfen kann. Diese 
Aufgabe ist angesichts der tiefen Krise des Kapitalismus 
aktueller denn je. 


Darum unser 
Jubiläumsangebot 
im Jahr 2013 

Wer die Marxistischen Blatter für mindestens zwölf Aus¬ 
gaben abonniert, bekommt die ersten 6 Ausgaben mit 
50 % Rabatt. (Das Normal-Abo kostet im ersten Jahr 24,- 
Euro bzw. das ermäßigte Abo 16,- Euro und erst im zwei¬ 
ten Jahr 48,- bzw. 32,- Euro. Man spart also insgesamt 
24,- bzw. 16,- Euro} 

□ Ja. ich möchte ein befristetes Testabonnement 
(3 Ausgaben für 15 P -1) 

□ Ja, ich abonniere ... 

□ Ja, ich verschenke ... 

... die Zeitschrift Marxistische Blätter für mindestens 12 Ausgaben [2 Jahre)* 
mit 50 % Jubiläumsrabatt für die ersten 6 Ausgaben ... 

□ zum Normalpreis von 43,- € 

□ zum ermäßigten Preis von 32,- € 

Lieferanschrift 


Name, Vomamt 

Straße, Hausnummer 

PL2, Ort 

Aller 

Tatet Ort 

E-Mail 

Datum. Unterschrift 

* Das Abo verlängert sich um weitere & Ausgaben, wenn es nic ht bis 6 Wochen vor Ende d es Bezug&reit- 
raumes schriftlich beim Neue Impulse Verlag, Hoffmrgstraße 18,45127 Essen gekündigl wird. 

Neue Impulse Verlag 

Hoffnungsfraße 18 

info@neue-impulse-yerlag.de 45127 Essen 

www.marxistische-blaetter.de Tel.: 0201-24 86 482 


Die Marx-Engels-Stiftung 
lädt ein zur Tagung 
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Marx Engels 
Stiftung 


Energiepolitik - 

Interessen und Notwendigkeiten 

Samstag, 15.6.2013,10.00-18.00 Uhr 

Aula der Willy-Brandt-Gesamtschule, Brömerstr.12, Bottrop 

Die Referenten und ihre Themen: 

Wolf gang Garbers: Warum Marxisten sich mit Energiepolitik 
beschäftigen sollten 

Wolf gang Pomrehn: Ein Ende mit Schrecken? - 
Weshalb die Energiewende unumgänglich ist 
Hans-Peter Brenner: Marxismus und Ökologie 
Franz Garnreiter: Elemente einer echten Energiewende 
Bruno Kern: „Grüner Kapitalismus“ und andere Illusionen 
Detlef Bimboes: Energiewende und Lebensweise 

Kostenbeitrag 10 Euro, für Studis und Menschen mit sehr geringem 
Einkommen 5 Euro. 

Da wir auch ein Mittagessen bereitstellen wollen, wären wir für eine 
Voranmeldung unter Marx-Engels-Stiftung@t-online.de oder 
Tel. 0211-6802 828 (Hermann Kopp) dankbar. 


Dr. Klaus Emmerich 
Die Grenze um 
Westberlin 1945-1990 

Eine staatsrechtliche Studie 

ISBN 978-3-7322-0770-1 
112 Seiten, EUR 9/90 

Bis zum Anschluß der DDR an die BRD war Berlin die Haupt- 
Stadt der DDR. Ganz Berlin, einschließlich Westberlin, lag 
inmitten und auf dem Hoheitsgebiet der Deutschen Demo¬ 
kratischen Republik. Im Unterschied zu den im Völkerrecht 
gewohnheitsrechtlich und vertraglich bestimmten Regeln, 
denen auch die Staatsgrenze zwischen den beiden deut¬ 
schen Staaten unterlag, galten diese Regeln an der Grenze 
um Westberlin nicht. Daraus ergibt sich aus der Sicht des 
Autors die Konsequenz, dass die Grenze um Westberlin 
einen anderen rechtlichen Charakter haben musste als die 
Staatsgrenze zwischen der DDR und der BRD. Weil das so 
war s spielte der politisch umstrittene Status der Hauptstadt 
der DDR einerseits und der Status Westberlins andererseits 
eine bedeutende Rolle, Auch die Rechtsstandpunkte bei¬ 
der Seiten waren diametral entgegengesetzt. Sein Fazit: Die 
Grenze um Westberlin war eine innere Grenze der DDR, an 
der grundsätzlich ihr Recht galt und wirksam war. 



Traumblick, Traumstrand,Traumurlaub... 

abseits von Touristenstrom in unserem Ferienhaus in Griechenland, das wir 
gerne günstig Genossinnen und Freundinnen überlassen, 
für 2-6 Personen, 2 Schlafzimmer, Wohnzimmer, Küche, Bad, Terrasse, Garten, 
(ergänzbar durch ein weiteres Schlafzimmer und Bad), alles mit Blick aufs 
Meer, Waschmaschine, Internet, Fahrräder... 

Näheres unter http://villairini.wordpress.com/oder bei 
dieter@friedensnetz.de oder 0711 551 410. 


Wohnung gesucht! 

Für einen Verwandten (IT-Branche, Single) suche ich wegen Arbeitsplatz¬ 
wechsel nach Hamburg geignete Wohnung in Hamburg oder nördlichem 
Umfeld und/oder gutem HVV-Anschluss per 1. August 2013 (plus/minus). 

Kurt Wirth, 0831-5239317, KWirth@gmx.net 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühl¬ 
schrank, Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 
Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 
Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 
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FÜNFTES KULTURSEMINAR 
AUF BURG WALDECK/HUNSRÜCK 
21.-23. JUNI 2013 


Mitwirken de: 

Gina Pietsch, Bernd Barbe, Jonas Engel mann, Stephan Hoff- 
nnann, Dr. Seltsam, Uli Holzhausen & Matthias Leflmeister, 
Bernd Köhler, Musikandes; RominaTobarSc Daniel Osorio, 
Kä Degen hardt 

Anmeldungen: 

Karin Gottlieb,Tel.: 0678 I I 685, E-Mail: d1V-rps@t-online.de 
Anmeldeschluss 01,06.201 3 

www.linker-liedersomvner-waldeck.de 


Freidenker 

Deutscher Freidenker-Verband 
Landesverband RLP/Sacr & Hessen 


in Kooperation mit der 

Rosa Luxemburg Stiftung 



Nach jüngst getroffener - einstimmiger - 
Vollversammlung unserer Oster-Urlauber 
in Dedenitz wurde beschlossen: 


Der Hollerhof soll das bleiben, was er war! 


Freunde treffen Freunde. Rundum Natur pur, Auwälder, 
Weinberge, Radlerparadies. Viel Ruhe, 

4000 qm Liegewiese, 2 Thermen. 
Historisches Städtchen Bad Radkersburg 3 km. 

3 sep. Komfort-FeWo 


Es gibt noch einige Terminmöglichkeiten 
Tel.: 0043-3476-3522 (Christel Kittner) 


Toskana, nah am Meer 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 


großs helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 




Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWoje 2-3 Pers. 
ganzjährig in KraLzcburg-Granzin. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 (AB) 
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Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us Prospekt 
anfordern 



In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraunn, Im 
Hotelbereich befinden sich Uft, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salalhüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung /Frühstück 30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 Cp. P. • VP. 22,-C p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthoFheimes.de * www.gasthof-heimes.de 
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Umfa/rteilen 
Arbeit + Wohnen 
= Menschenrecht? 

Alle für Gerechtigkeit - Gerech¬ 
tigkeit für alle? Rainer Roth ★ Die 
Ökonomisierung sozialer Arbeit 
Ingo Zimmermann ★„Freiwillige“ 
Gratisarbeit für alle? Gi¬ 
sela Notz*30-Stunden- 
Woche für Europa Stephan 
Krull ★ Arbeitszeitverkürzung - Wie 
soll das gehen? Jörg Miehe*Die 
Wohnungsfrage politisieren Wolf- 
gang Richter ★Die Wohnungspoli¬ 
tik der KPÖ in Graz Elke Kahr 

Weitere Beiträge: 

Von Chavez zu Maduro Andre Scheer 
★ Die BRICS-Staaten Joachim 
Wahl ★Über das Scheitern von Occupy- 
Wall-Street Thomas Frankl Die Sache 
mit der Agenda Gerd Deumlich^Der 
faule Atomkompromiss Ulrich 
Gellermann ★Gehirn, Geist und Wil¬ 
lensfreiheit Rolf Jüngermann* Von der 
Gründung des ADAV bis zum Erfur¬ 
ter Programm Ursula Herrmann* Die 
Hartz-Knebelung Rudolph 
Bauert Beschäftigung und Arbeitslo¬ 
sigkeit 200-2012 Roman Reisch* Kein 
Abschied von Ikarus Peter Michel 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue Impulse Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 

info@neue-impulse-verlag.de 


www.marxistische-blaetter.de 
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unsere zeit 


Zurück zum Weg der 
Völkerverständigung und des 
Internationalismus 

Betr.: Unterschriftenkampagne der 
KPRF, UZ vom 31.5.2013, S. 6 

Als Hamburger Kommunist, der jah¬ 
relang Hamburgs Partnerstadt St. Pe¬ 
tersburg, bzw. Leningrad bereist und 
die russischen Menschen als weltoffen, 
tolerant und vor allem internationalis¬ 
tisch erlebt und schätzen gelernt hat, 
bin ich über den Artikel in der UZ zu¬ 
tiefst erschüttert und entsetzt. 

Wenn ich lese, dass die russischen 
Kommunisten der KPRF, die sich ja 
wohl nach meinem Verständnis als 
Nachfolgepartei der KPdSU verste¬ 
hen, sich in einer Unterschriftenkam¬ 
pagne gleicher Losungen bedienen 
wie Rechtsradikale und Faschisten 
(Russland den Russen) und die Ar¬ 
beitsmöglichkeiten für Migranten aus 
den asiatischen ehemaligen Sowjet¬ 
republiken einschränken wollen, so 
erschreckt mich das sehr und macht 
mich das wütend. 

Als jemand der das Politikfeld Inter¬ 
nationalismus und vor allem die Ver¬ 
besserung der Kontakte zwischen der 
DKP und kommunistischen Parteien 
von jeher als Arbeitsschwerpunkt be¬ 
trachtet hat und weiterhin diesen Be¬ 
reich in der DKP und in meiner Grund¬ 
organisation bearbeitet, möchte ich un¬ 
sere Internationlaie Kommission beim 
Parteivorstand bitten und auffordern, 
dringend und so schnell wie möglich 
mit der KPRF Kontakt aufzunehmen 
und diese Punkte mit den Genossen 
der KPRF zu besprechen mit dem Ziel, 
das sie diese Unterschriftenaktion zu¬ 
rückziehen und auf den Weg der Völ¬ 
kerverständigung und des Internatio¬ 
nalismus zurückkehren. 

Rainer Ahlborn, Hamburg 

Unterschiedliches Herangehen 

Betr.: Aktionseinheits- und 
Bündnispolitik, 

UZ vom 31.5.2013, S. 7 

Die Ausgabe der UZ vom 31.5.2013 
enthielt auf der Seite 7 zwei Artikel, 
die schlaglichtartig verdeutlichen, wie 
unterschiedlich kommunistische Par¬ 
teien mit dem Thema der Aktionsein¬ 
heits- und Bündispolitik umgehen. Im 
ersten Artikel, dem Bericht über ein 


Treffen zwischen KKE und DKP wur¬ 
den durch Genossen Marinos von der 
KKE die bekannten Positionen seiner 
Partei dargestellt: „...Die Partei der 
Europäischen Linken (ELP) vertrete 
nicht die Interessen der Arbeiterklas¬ 
se. Sie sei letztlich Teil der Verwaltung 
des kapitalistischen Systems ... Auch 
die rapide Sozialdemokratisierung von 
Syriza ... wird von der KKE kritisiert“. 
Schließlich, so Genosse Marinos, wäre 
die KKE heute bloßgestellt worden, 
wäre man 2012 das Bündnis mit Syriza 
eingegangen. 

Im zweiten Artikel wird dargestellt, 
dass die KP Chiles nach gründlicher 
Diskussion beschlossen hat, die frühere 
Staatschefin Michelle Bachelet bei ih¬ 
rer erneuten Kandidatur für das höchs¬ 
te Staatsamt zu unterstützen. In den 
Bündnisgesprächen mit der KP habe 
Bachelet zugesagt, für ein Programm 
grundlegender Veränderungen einzu¬ 
treten, wie beispielsweise eine verfas¬ 
sunggebende Versammlung oder eine 
Änderung des Wahlrechts. 

Nimmt man die nach meiner Mei¬ 
nung strategisch klug angelegte und 
auf langfristige Veränderungen orien¬ 
tierende Aktionseinheits- und Bünd¬ 
nispolitik sowohl der chilenischen KP, 
als auch der KPn anderer lateinameri¬ 
kanischer Bruderparteien als Beispiel, 
so zeigt sich darin im Unterschied zur 
KKE (und möglicherweise bald auch 
der DKP?) ein grundlegend anderes 
Herangehen. Ich befürchte, dass der 
Imperialismus schwer beeindruckt 
sein wird, wenn wir als DKP dem¬ 
nächst Eintrittskarten für Bündnisse 
an die verteilen, die wir programma¬ 
tisch für reif genug halten, mit uns den 
Kampf gegen ein Europa des Kapitals 
zu führen. 

Randolph Oechslein , Hof 

Das Problem heißt Faschismus 

Betr.: Artikel zu Solingen, 

UZ vom 30.5.2013, S. 5 

Alle reden von Rassismus. Ein Element 
bürgerlicher (!) Ideologie, wie alle fa¬ 
schistischen Stereotype. Jedoch streift 
ein „analytischer Blick“ nur die Ober¬ 
fläche, wenn er darin nicht die Verkür¬ 
zung und Verdeckung des Problems 
und seiner gesellschaftlichen Ursachen 
erkennt. Diese Verkürzung hat System, 


sie lenkt davon ab, dass das grundle¬ 
gende Problem primär nicht Rassismus 
heißt, sondern Faschismus. Seine gesell¬ 
schaftliche Grundlage ist der Kapita¬ 
lismus, er ist nicht einfach eine men¬ 
schenverachtende Ideologie, sondern 
eine „Form bürgerlicher Herrschaft“ 
(Kühnl), und zwar „die offene, terro¬ 
ristische Diktatur der reaktionärsten, 
chauvinistischsten, am meisten imperi¬ 
alistischen Elemente des Finanzkapi¬ 
tals“. (Dimitroff). 

Diese Einsicht wird nicht nur in der 
bürgerlichen Politik und ihren Medi¬ 
en systematisch unterdrückt, sondern 
droht jetzt auch in der VVN-BdA und 
offenbar auch unserer Partei verloren 
zu gehen. Wenn wir den antifaschisti¬ 
schen Kampf auf die Abwehr von Ideo¬ 
logien wie Rassismus reduzieren, ver¬ 
lieren wir den politischen Gegner, das 
Monopolkapital, aus dem Blick. Dann 
passiert es, dass wir moralisierende 
Phrasen ä la „universelle Freiheit und 
Gleichheit der Menschen“ unbesehen 
übernehmen, ohne zu bemerken, dass 
das auf Basis der in Klassen gespalte¬ 
nen Ausbeutergesellschaft nicht geht. 
Oder selber bürgerliche Kampfbegrif¬ 
fe wie „rechtsextrem“ verwenden und 
damit totalitarismus-doktrinären An¬ 
sätzen Raum geben. 

Der Schwur von Buchenwald „Vernich¬ 
tung des Nazismus mit seinen Wurzeln“ 
verlangt von uns Kommunisten, immer 
wieder klarzustellen, dass Faschismus 
im Ausbeutungssystem des Kapitalis¬ 
mus wurzelt, dessen Aufrechterhal¬ 
tung er dient. Für erfolgreiche Kämpfe 
müssen wir in diesem Sinne orientie¬ 
ren, Einsichten in die gesellschaftlichen 
Zusammenhänge und materiellen Ur¬ 
sachen fördern, also Klassenbewusst¬ 
sein entwickeln, in Bündnissen gegen 
rechts, in der VVN-BdA und auch in 
der Partei selbst: Eine Welt ohne Fa¬ 
schismus erfordert die Abschaffung des 
Kapitalismus, den Sozialismus. 

Thomas Mehner ; Krefeld 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Schaffen wir die Voraussetzungen für das UZ Pressefest 2014! 

Spenden für den Kampffonds 
der DKP! 

DKP Parteivorstand, Konto-Nr.: 4002 487 502 
CLS Bank Bochum, BLZ 430 60g 67 
Stichwort: „UZ-Pressefest“ 



termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 7. JUNI 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP 
Schweinfurt. Thema: Entwicklung der kom¬ 
munistischen Bewegung in der BRD mit 
Rolf Priemer (1966-2008 stellv. Vors, der 
DKP, 1996-2007 Chefredakteur der UZ). 
DFG-VK-Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 
Uhr. 


SA ★ 8 . JUNI 


Stuttgart: Kinderfest der Roten Pepero¬ 
ni „20 Jahre Rote Peperoni“ - mit Musik, 
Bilder malen, Spielständen und Zauberer. 
Clara-Zetkin-Haus, Gorch-Fock-Straße 26; 
14.00 Uhr. 

Krefeld: Infostand der DKP zum Thema 
Kommunalpolitik. Neumarkt, ab 10.30 Uhr. 


SO ★ 9. JUNI 


Voerde: „Armut in Deutschland“, Diskus¬ 
sionsveranstaltung der DKP Wesel/Kleve 
mit Wolfgang Garbers. Gasthaus Möllen, 
Rahmstraße 123,10.30 Uhr. 


MO ★IO.JUNI 


Bamberg: Offener Gruppenabend der DKP 
Bamberg-Forchheim. Gaststätte „Tambo- 
si“, Promenadestraße 11 (direkt am Z0B), 
19:00 Uhr. 

Dortmund: Treffen des Arbeitskreises 
„Wirtschaft und Soziales“. Referent: Olaf 
Harms (Mitglied des Sekretariats der DKP). 
Z, Oesterholzstraße 27,19.00 Uhr. 


Dl ★ 11. JUNI 


Münster: „Debatte Kapitalismus - ein Aus¬ 
laufmodell? Und was dann?“ Diskussions¬ 
forum der Marx-Engels-Gesellschaft mit 
Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP. Kultur¬ 
zentrum F24, Frauenstraße 24,19.00 Uhr. 

München: „Politische Verfolgung durch 
Generationen - bis heute.“ Informa¬ 
tions- und Diskussionsveranstaltung der 
GEW-Arbeitsgruppe „Weg mit der Gesin¬ 
nungsschnüffelei“. Auf dem Podium: Silvia 
Gingold. DGB-Haus, Schwanthalerstraße 
64,19.00 Uhr. 


FR ★ 14. JUNI 


Berlin: „Ein Blick in die Werkstatt von Karl 
Marx - Neue Forschungsergebnisse zu 
seinem Leben und Werk.“ Wochenend- 
Kolloquium der Rosa-Luxemburg-Stiftung. 
Franz-Mehring-Platz 1,14.00 Uhr. 


MO ★ 17. JUNI 


Elmshorn: „Die Herren des Geldes - Armut 
und Reichtum in Deutschland.“ Diskussi¬ 
onsveranstaltung mit Walter Listl (Bezirks¬ 
vorsitzender DKP Südbayern). Gaststätte 
„Im Winkel“, Langenmoor 41,19.30 Uhr. 

Köln: Mitgliederversammlung der DKP- 
Köln Kalk. Naturfreundehaus Kalk, Kapel¬ 
lenstraße 9,19.00 Uhr. 


Dl ★18. JUNI 


Hamburg: „Die Herren des Geldes“, Veran¬ 
staltung der DKP Hamburg-West mit Walter 
Listl (ISW München) zur aktuellen Krise des 
Kapitalismus. MTZ, Lindenallee 72,19.00 Uhr. 


SA ★ 22. JUNI 


Leverkusen: „Die große Wirtschafts- und 
Finanzkrise“ Wochenendseminar der Karl- 
Liebknecht-Schule der DKP, Referent: Lu- 
cas Zeise (angedacht). Karl-Liebknecht- 
Schule, Am Stadtpark 68. Beginn am 
Samstag 10.00 Uhr, bis Sonntag nachmit¬ 
tags. 


DO ★ 27. JUNI 


Dortmund: „Block X - Unter Ultras. Fuß¬ 
ball, Fankultur, Gewalt, Polizeistaat.“ Le¬ 
sung und Diskussion. Referenten: Jochem 
Kotthaus und Sven Kathöfer. Kulturhaus Ta- 
ranta Babu, Humboldtstraße 44,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 
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Die letzte Seite 
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Die U-Boot-Waffe im Einsatz 



Heer, Luftwaffe und Marine werden auch im Alltagsleben immer unentbehrli¬ 
cher. Exklusives Bildmaterial zeigt, wie die Bundeskanzlerin sich beim Jahrhun¬ 
derthochwasser von nichts und niemandem aufhalten ließ. 


Vorsicht, explosiv! 

Das war der Mai 2013 • Von Jane Zahn 


Ein Staat schickt Kampfjets gegen sei¬ 
nen Nachbarn und bombardiert des¬ 
sen militärische Einrichtungen. Ein 
Aufschrei der Empörung geht um die 
Welt - naja, ginge um die Welt, wenn es 
sich z.B. um Nordkorea handeln wür¬ 
de. Es handelt sich aber um Israel, und 
die dürfen das natürlich. Und wer das 
nicht gut findet, ist natürlich Antisemit. 
Was sonst? Völkerrecht gilt nur für die 
anderen. 

Die verheerenden Autobomben-An¬ 
schläge in der türkischen Provinz Ha- 
tay wurden mit Wissen des türkischen 
Geheimdienstes von der Al-Nusra- 
Front verübt, die in Syrien gegen die 
Regierung Assad kämpft. Das enthüll¬ 
ten Hacker der Gruppe Red Hack auf 
ihrer Website. Die türkische Regierung 
hatte allerdings mehrere türkische Op¬ 
positionelle beschuldigt, im Auftrag der 
syrischen Regierung diese Attentate 
begangen zu haben. Gleiwitz ist überall. 

Die wirklichen Aufreger des Monats 
aber waren ganz andere: 

Angelina Jolie ließ sich die Brüste am¬ 
putieren aus Angst vor Brustkrebs. 
Denn in ihren Genen wurde die Anla¬ 
ge zu Brustkrebs festgestellt. Das ist na¬ 
türlich viele Schlagzeilen wert. Vor al¬ 
lem die Gentechnische Industrie freut 
diese Publicity. Denn bisher wurden 
mit den Tests noch nicht genug Gewin¬ 
ne gemacht. Allerdings ist anzuneh¬ 
men, dass nicht viele Frau Jolie folgen 
werden: Wer kann sich schon einfach 
mal so eine chice neue Brust implan¬ 
tieren lassen? 

Sigmar Gabriel schlägt ein Tempoli¬ 
mit auf deutschen Autobahnen vor. 
Uhhhh! Das lässt die deutschen Ge¬ 
müter aber Kobolz schlagen! 

„Die Autobahn symbolisiert einen 
Raum maximaler Freiheit - in einem 
Land, das weitgehend lahmreguliert 
worden ist,“ erklärt Ulf Poschardt diese 


Reaktion. Ja, was den Amis die Schuss¬ 
waffen, das ist dem Deutschen seine 
freie Fahrt. Dem Deutschen? Naja, 
wohl hauptsächlich den deutschen Au¬ 
toindustriellen. Die schrieben Frau 
Merkel einen Bittbrief. Deutschland 
dürfe sich seine Autoindustrie nicht 
von „willkürlich gesetzten Grenzwer¬ 
ten buchstäblich kaputt regulieren las¬ 
sen“, schrieb Matthias Wissmann, Prä¬ 
sident des Verbandes der deutschen 
Autoindustrie, an seine „liebe Angela“. 
Die schickt der Autoindustrie dafür 
ihren bisherigen Staatssekretär, Ulrich 
Klaeden. 

Ob das hilft? 

Und wohin wird sie ihren Verteidi¬ 
gungsminister schicken? Der bekommt 
Probleme mit den Euro-Hawk-Droh- 
nen. Sie erhalten im europäischen 
Luftraum keine Zulassung. Das ist seit 
2011 bekannt, aber erst jetzt reagiert 
das Verteidigungsministerium mit der 
Stornierung des Auftrags. Etwa 500 
Mio Euro gehen flöten. Und jetzt wird 
gefragt: Seit wann wusste der Minister 
etwas davon? 

Seit die Kanzlerin ihm ihr volles Ver¬ 
trauen aussprach, wackelt sein Stuhl 
bedenklich. 

Aber die Frage ist doch: Wer hat das 
Zeug eigentlich bestellt? Obwohl die 
USA bereits sehr schlechte Erfahrun¬ 
gen mit ihrem Global Hawk gemacht 
hatten? Das Ding stürzte dauernd ab 
und verlor Einzelteile. Ja, wer war’s? Ja 
richtig, die SPD/Grüne-Regierung hat¬ 
te die Dinger bestellt. Die können sich 
jetzt gut aufregen. 

Recht spät erfuhr die Öffentlichkeit 
von der SS-Vergangenheit von Horst 
Tappert. Der Darsteller der im Ausland 
schrecklich beliebten „Derrick“-Serie 
war bei der Totenkopf-Division der SS! 
Das veranlasst den niederländischen 
Seniorensender MAX, die Serie nicht 
mehr auszustrahlen. Warum eigentlich? 


Schließlich wurde die Serie überall als 
„typisch deutsch“ angesehen. Was ist 
typischer als ein Kriminalkommissar, 
der in der SS war? 

Typisch deutsch ist ja bekanntlich auch 
unsere Regulierungswut. Die regt nicht 
nur Autofahrer auf. Immerhin haben 
wir ja auch eine Gerichtsbarkeit, die 
ungerechte Behandlung verhindern 
soll. Und die wird genutzt. 

Das Bundessozialgericht hat ent¬ 
schieden: Ein Jugendbett gehört zur 
Erstausstattung, wenn das Kinder¬ 
bett zu klein wird. Geklagt hatte eine 
Mutter, die von Hartz IV leben muss, 
weil das Jobcenter ihr die Anschaf¬ 
fung eines Betts für ihren dreijähri¬ 
gen Sohn nicht bezahlen wollte. Mit 
so was muss sich ein Bundesgericht 
befassen! Ja. Etwa 50 Prozent der 
Klagen von Hartz IV-Beziehern wer¬ 
den von Gerichten positiv entschie¬ 
den, sind also aktenkundig berechtigt. 
Trotzdem entscheiden die Ämter und 
untergeordnete Gerichte immer wie¬ 
der gegen die Antragsteller und ma¬ 
chen ihnen das Leben noch schwerer. 
Rechtsstaat BRD! 

Dafür verspricht Frau Merkel ja jetzt 
das Blaue vom Himmel herunter - 
ohne zu erklären, woher sie das Geld 
nehmen will. Naja, sind ja nur Wahlver¬ 
sprechen, muss ja keiner halten. Kann 
man ja immer den jeweiligen Koaliti¬ 
onspartner als Bösen hinstellen. 

Was tun gegen Politikverdrossenheit? 
Das ist für die großen Parteien jetzt 
vor der Bundestagswahl die Frage. 
Vier Monate vor der Bundestagswahl 
klettert der Anteil der Nicht-Wähler 
und Unentschlossenen auf 30 Prozent, 
Splitterparteien erhalten 10 Prozent. 
Damit haben 40 Prozent der Wähler 
den etablierten Parteien den Rücken 
gekehrt. 

Ich empfehle: Gründen Sie „Keine Par¬ 
tei“. Das wird den Sieg garantieren! 


Brandstifter als Biedermänner 


Fußball unterm Förderturm 


Zur selbstverfassten „Unternehmensgeschichte“ der Bayer AG (2) 


In loser Folge kommentieren wir 
aus Anlass des 150. Geburtstages die 
selbstverfasste verlogene Unterneh¬ 
mensgeschichte des Bayer-Konzerns: 

„Der Weg zum internationalen 
Unternehmen (1881-1914)“ 

1883/84 tritt Carl Duisberg als 22-Jähri¬ 
ger in die BAYER AG ein. Er wird die 
Geschicke der Firma, der chemischen 
Industrie und ganz Deutschlands bis 
1935 maßgeblich bestimmen. 

Zunächst baut Duisberg ein leistungs¬ 
fähiges Pharma-Forschungslabor auf. 
Aus diesem Labor stammt das Aspi¬ 
rin, das 1899 auf den Markt kommt. 
Die „Unternehmensgeschichte“ nennt 
es liebevoll „Jahrhundertpharmakon“. 
Zu Recht. Aspirin ist das eine neue Me¬ 
dikament, das in den folgenden Jahren 
BAYER zu einem der führenden Phar- 
ma-Unternehmen macht. 

Das andere Wundermittel verschweigt 
die „Unternehmensgeschichte“, ob¬ 
wohl es zum wirtschaftlichen Auf¬ 
stieg des Konzerns in den folgenden 
zwei Jahrzehnten genauso, wenn nicht 
mehr als Aspirin beiträgt. Es ist das 
Heroin, das BAYER ebenfalls ab 
1899 vertreibt und weltweit als „Be¬ 
ruhigungsmittel bei Husten“ bewirbt. 
Der sensationelle Erfolg verschafft 
Duisberg am 1. Januar 1900 den Vor¬ 
standsposten. 

Dass es Jahre dauerte, bis öffentlich 
auch nur diskutiert wurde, dass Hero¬ 
in extrem süchtig macht, war einerseits 
einem historisch bedingten anderen 
Umgang mit Drogen geschuldet. An¬ 
dererseits kämpfte die BAYER AG 
mit allen juristischen und politischen 
Mitteln für die freie Verbreitung ihres 
Pharma-Blockbusters. 

Erst Mitte der 20er Jahre gab BAYER 
den Kampf um „Heroin für alle“ auf. 
Nirgendwo gibt es Statistiken über die 
weltweiten Opfer des BAYER-Hero- 
ins. 


„Der Erste Weltkrieg und 
seine Folgen (1914-1925)“ 

„Der Erste Weltkrieg unterbricht eine 
glänzende Entwicklung.“ Dieser Satz 
ist eine der größeren Lügen der „Un¬ 
ternehmensgeschichte“. Die Verluste auf 
den internationalen Märkten wurden 
mehr als kompensiert durch das Spreng¬ 
stoffgeschäft. Und das kam so zustande: 
Nach dem völkerrechtswidrigen 
Schlieffenplan sollte Frankreich nach 
wenigen Monaten besiegt sein. Doch 
der Blitzkriegs-Plan war nicht nur ver¬ 
brecherisch, sondern auch militärisch 
untauglich. Abgeschnitten vom chile¬ 
nischen Salpeter drohte die Spreng¬ 
stoffherstellung zusammenzubrechen. 
Das Deutsche Reich hätte den Krieg 
bereits 1915 beenden müssen. Jetzt half 
die chemische Industrie. Sie gab das 
„Salpeterversprechen“. Das Verfahren 
wie man aus Ammoniak Salpetersäu¬ 
ere herstellt war bekannt. Es musste 
nur innerhalb kürzester Zeit ein groß¬ 
technisches Verfahren gefunden wer¬ 
den. Und das war teuer - für das Deut¬ 
sche Reich! Die chemische Industrie 
forderte Abnahme und Preisgarantien 
sowie ein Staatsdarlehen von 35 Mio. 
Reichsmark. Später ließ man sich das 
Ammoniak- und Salpeterwerk Leuna 
mit Reichskrediten von insgesamt 432 
Mio. Mark bezahlen. Die zahlte man 
staatstreu zurück - 1923 auf dem Hö¬ 
hepunkt der Hyperinflation. 

Der zweite große Beitrag der chemi¬ 
schen Industrie war das Giftgas. Phos¬ 
gen, Diphosgen, Lost, Chlor wurden in 
großen Mengen produziert und unter 
Anleitung der Wissenschaftler vom 
deutschen Militär eingesetzt. Der Gas¬ 
krieg kostete Hundertausende Leben 
oder Gesundheit; auch deutsche Solda¬ 
ten, selbstredend begann die Entente 
ihrerseits mit dem Giftgaseinsatz. Der 
Krieg bescherte der chemischen In¬ 
dustrie enorme Profite und einen bis 
dahin nicht da gewesenen politischen 
Einfluss. (Wird fortgesetzt) AR 


Unterhaltsame Zeitreise zu 19 Ruhrgebietsvereinen 


Fußball und Bergbau bildeten im Ruhr¬ 
gebiet lange Zeit eine untrennbare 
Symbiose. Doch nur bei wenigen Ver¬ 
einen lagen Sportplatz und Förderturm 
so dicht beieinander wie beim Sport¬ 
verein Sodingen von 1912. Seine Heim¬ 
spiele trug der Stadtteilverein aus dem 
östlichen Herne im Glück-Auf-Stadion 
aus, das direkt auf dem Zechengelände 
Mont-Cenis lag. 

Einen Sodinger Torjubel auf verschnei¬ 
tem Boden aus dem Jahr 1958, mit dem 
übermächtigen Förderturm im Hinter¬ 
grund, wählte Klaus-Henrik Mester als 
Metapher und Titelfoto für seine Fuß- 
ball-Zeitreise in 13 Städte und zu 19 
Vereinen des Ruhrgebiets. 
Leuchttürme bekunden Seefahrern 
den Weg. Die Fördertürme der Zeche 
Mont-Cenis wiesen früher Fußballbe¬ 
geisterten den Weg zur Spielstätte des 
SV Sodingen. Neun Spielzeiten kickte 
der Bergarbeiterverein in den 1950er- 
Jahren in der Oberliga West, der da¬ 
mals höchsten deutschen Spielklasse. 
Sodingen sei die einzige deutsche Elf, 
die englischen Fußball spiele, soll der 
damalige Bundestrainer Sepp Herber¬ 
ger gesagt haben. Er kam um die Nati¬ 
onalspieler Hans Cieslarczyk und Ger¬ 
hard Harpers zu beobachten, die beide 
für Sodingen stürmten. Herberger er¬ 
lebte den absoluten Einsatzwillen und 
den kompromisslosen Kick-and-Rush- 
Stil der Sodinger. 

Autor Mester versucht die Seele und 
Atmosphäre des Ruhrgebietsfußballs 
einzufangen, indem er kurze Schlag¬ 
lichter auf 19 Clubs richtet. Neben den 
Bundesligisten besucht er auch die 
Sportfreunde Hamborn 07, die Sport¬ 
freunde Katernberg, den VfB Bottrop, 
den Lüner SV und die Spielvereini¬ 
gung Oer-Erkenschwick, deren Ab¬ 
wehr Filmregisseur Sönke Wortmann 
früher stabilisierte. 

Mester schildert auch den Struktur¬ 
wandel und die Bevölkerungsentwick¬ 
lung in den Orten. Nebenbei fördert er 


noch humorvolle Anekdoten zu Tage, 
wie jene vom Hamborner Urgestein 
Kurt Weitauer. Der berichtet, man 
habe in Ermangelung eines Flutlichts 
den Spielball mit Phosphorfarbe be¬ 
strichen. So war es möglich mit kleinen 
Leuchten am Rande des Aschenplatzes 
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Eine Zeareise durch 13 Städte 
vo'ler Fußball-Leidenschaft 


auch in der Dämmerung zu trainieren. 
Bevor sie Schraubstollen erhielten, be¬ 
richtet Weitauer, habe die Spiele häufig 
ein Schuster begleitet. Der habe Nägel 
in die Sohlen gehämmert, um für ei¬ 
nen besseren Halt zu sorgen. Brachen 
die Nägel ab oder waren verschlissen, 
wurde mit Zange und Hammer nach¬ 
gebessert. 

In den Nachkriegsjahren reisten die Ki¬ 
cker der Sportfreunde Katernberg zu 
Auswärtsspielen mit einem LKW, auf 
den sie Bänke montiert hatten. In deren 
Mitte befand sich ein gefüllter Eintopf¬ 
kübel mit dem Mannschaftsessen. Aus 
Kostengründen war es in einer Groß¬ 
küche vorbereitet worden. „Für mehr 
war kein Geld da“, erinnert sich Her- 
man Winzler, der seit 75 Jahren dem 
Verein angehört. 


Nachdem Helmut Rahn 1951 von den 
Sportfreunden Katernberg zu Rot- 
Weiß-Essen wechselte, investierten die 
Verantwortlichen einen Teil des Erlö¬ 
ses in einen Bretterzaun. Dieser diente 
als Sichtschutz, um zu verhindern, dass 
Besucher das Spiel von einer Anhöhe 
verfolgten, um das Eintrittsgeld zu spa¬ 
ren. 

Der ETB Schwarz-Weiß-Essen reiste 
1959 zum DFB-Pokalendspiel gegen 
Borussia Neunkirchen per Bundes¬ 
bahn ins Kasseler Auestadion. Gegen 
die Nervosität des 18-jährigen Horst 
Trimhold verabreichte ihm der Mann¬ 
schaftsbetreuer einen Schnaps. Gescha¬ 
det hat es offensichtlich nicht, denn 
Trimhold steuerte ein Tor zum 5:2 Sieg 
der Essener bei. Kai Böhne 

Klaus-Henrik Mester: Fußball leben im Ruhr¬ 
gebiet. Eine Zeitreise durch 13 Städte voller 
Fußball-Leidenschaft, Arete Verlag, Hildes¬ 
heim 2012, 144 Seiten, Preis: 12,95 Euro, 
ISBN 978-3-942468-08-4 


Der rote Kanal 


7 Tage ..., D 2012 

Ein NDR-Team beobachtet sieben 
Tage lang zwei Autoren, die für eine 
Woche in ein Übergangslager zie¬ 
hen, um den Alltag von Asylbewer¬ 
bern hautnah zu erleben. 

So., 9.6., 15.30-16.00 Uhr, ndr 

Im Westen nichts Neues, USA 1979 
Neuverfilmung von Erich Maria Re¬ 
marques Anti-Kriegs-Klassiker. 

So., 9.6., 20.15-23.00 Uhr, teles 

Tödliche Deals, D 2013 

Das tödliche Zusammenspiel zwi¬ 
schen Bundessicherheitsrat und 
Waffenindustrie. 

Mi., 12.6., 21.00-21.45 Uhr, phoenix 





















